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„Die wichtigste Ingredienz der 
Verhetzung ist nach wie vor der 
Fremdenhass.“ Dieses Zitat von 
Simon Wiesenthal, dem Sucher 
nach Gerechtigkeit in der Welt 
der NS-Verbrechen, ist ein Mot-
to in der neuen Wiesenthal-Aus-
stellung im Wiener Jüdischen 
Museum. Eine wichtige Erinne-
rung angesichts der Fremden, 
die zu Tausenden über 
unsere Grenzen kom-
men und zum Teil auch 
bleiben werden. 

Aber damit ist es nicht getan. 
Die Flüchtlinge kommen aus 
einer Kultur mit zum Teil 
ganz anderen gesellschaftli-
chen Grundwerten. Das wurde 
hierzulande – und im Großteil 
Europas – anlässlich der großen 
ersten Einwandererwelle vor 
Jahrzehnten vernachlässigt 
oder verdrängt. Heinz Busch-
kowsky, der ehemalige streit -

bare SPD-Bürgermeister des 
Berliner Stadtteils Neukölln, 
drückte es so aus: „Es geht hier 
um Hal tungen, Werte und tra-
dierte Kulturriten. Ein feudales 
Pa triarchat, Akzeptanz von Ge-
walt innerhalb der Familie, die 
Unterordnung der Frau ... All 
diese Dinge stehen mit dem 
Menschenbild unserer Gesell-

schaft auf Kollisions-
kurs.“ 

Wenn tausende Sy-
rer oder Iraker neu hin-

zukommen, wird man diesmal 
von Anfang an klar sagen müs-
sen: Hier ist es anders, hier gel-
ten die Werte der Aufklärung 
und der Moderne. Hier geben ei-
nander Frauen und Männer die 
Hand, hier sind arrangierte 
Ehen (obwohl es sie gibt) nicht 
in Ordnung. Hier steht der Clan 
nicht über dem Recht. Hier ist 
der Westen. 

Hier ist der Westen sten st

RARAUU

85 Prozent ent en sind
stolz auf Österreichs
Hilfe für Flüchtlinge 

Für 43 Prozent „zu viel des Guten“ getan 
Umfrage zeigt wachsende Angst vor Terror
Linz – 85 Prozent der Österreicher 
meinen, dass Österreich stolz auf 
das sein kann, was unser Land für 
Flüchtlinge getan hat – mehr als 
jeder Zweite von diesen bekundet 
sogar sehr großen Stolz. Beson-
ders ältere Befragte stimmen die-
ser Aussage zu – eher zurückhal-
tend sind Grün-Wähler, die sich 
noch mehr Engagement wün-
schen würden, erläutert David 

Pfarrhofer vom Linzer Market- 
Institut, das die Umfrage für den 
Standard dStandard dStandard urchgeführt hat. 

Er verweist darauf, dass viele 
Befragte „sozial erwünschte“ Ant-
worten geben – etwa Mitleid mit 
Bootsflüchtlingen bekunden. An-
dererseits gebe es aber eine gar 
nicht so kleine Minderheit von 43 
Prozent, die meint, dass Öster-
reich schon „zu viel des Guten“ für 
die Flüchtlinge tue. 62 Prozent be-
klagen übertriebene Großzügig-
keit, 63 Prozent fürchten einen 
Zustrom von Terroristen. (red) 
 Seite 14, Gastkommentare Seiten 46, 47 
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HEUTE HEUTE 
Kopf des Tages 

Die österreichische Anthropologin 
Elisabeth Oberzaucher erhielt in 
Harvard den Ig-Nobelpreis für ku-
riose Forschung. Seiten 41 und 48 

„Wir haben eine Chance“ 
Für Italiens Außenminister Paolo 
Gentiloni gibt es einen Schimmer
Hoffnung für  für  f einen politischen 
Übergang 
Hoffnung
Übergang 
Hoffnung

in Syrien. Seiten 9, 10, 48

Kündigung älterer 
Arbeitnehmer soll 

deutlich teurer werden 
Wien – Der Abbau von älteren Mit-
arbeitern dürfte für die Arbeit -
geber künftig deutlich teurer wer-
den. Bei Mitarbeitern über 60, die 
schon länger im Betrieb waren, 
soll die Auflösungsabgabe auf 
2600 bis 2800 Euro steigen, erfuhr 
der STANDTANDTA ARNDARND DARDAR  iD iD n Koalitionskrei-
sen. Bei jungen Mitarbeitern soll 
sie etwas sinken – von derzeit 118 
auf rund 90 Euro. Dazwischen ist 
eine Staffelung nach Alter und Be-
triebszugehörigkeit geplant. 

Auch bei der sechsten Urlaubs-
woche für Arbeitnehmer mit mehr 
als 25 Jahren Berufserfahrung hat 
man sich angenähert. Die Arbeit-
geber bekämen im Rahmen eines 
größeren Arbeitsmarktpakets zu-
sätzliche Förderungen, wenn sie 
Arbeitslose einstellten, und fle-
xiblere Arbeitszeitmodelle. (red) 

Seite 15, Kommentar Seite 48
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„Je elitärer Wien wird, 
je näher man an die Spitze 

kommt, umso spießiger 
wird es. Aber dort, wo 

Wien schön durchmischt 
ist – dort ist es frei.“   

Ernst Molden, Musiker Anders gefragt Seite 22

Fluchtziel und Hoffnungsort Europa 
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1. September 2015, Röszke (Ungarn): Europa, so nah, so fern. Eine erschöpfte Gruppe von Flüchtlingen, 
die meisten von ihnen aus Syrien, in Ungarn nahe Röszke nach dem Grenzübertritt aus Serbien. 

W ir hatten eine Schwerpunkt-
ausgabe zum Thema Flücht-
linge für einen späteren Zeit-

punkt geplant. Aber wir wollten auf 
die aktuellen Ereignisse reagieren 
und möglichst rasch Hintergründe 
liefern, warum so viele Menschen 
fliehen. Dass diese Bewegung erst 
jetzt eingesetzt hat, ist nur unser 
 Eindruck in der Mitte Europas. Daniel 
 Etter (Porträt Seite 38) begleitet schon 

seit vielen Jahren Menschen auf der 
Flucht. Seine Bilder finden Sie auf 
zahlreichen Seiten dieser Ausgabe, 
die von Lisa Nimmervoll koordiniert 
und von Simon Klausner gestaltet wur-
de. Wir bringen viele konkrete Bei-
spiele, wie sich Menschen für Flücht-
linge engagieren – als Anregung.        

Alexandra Föderl-Schmid 
                                   Chefredakteurin                                    Chefredakteurin                                    C

p dp dp erStandard.at/Flucht
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Die EU zEU zEU wischen Abschottung und hohen Rechtsstandards 

András Szigetvari aus Brüssel 

Z u den besonders aufrüt-
telnden Bildern der ver-
gangenen Tage zählt ein 
Foto aus Röszke an der ser-

bisch-ungarischen Grenze. Darauf 
zu sehen sind Polizisten in Kampf -Kampf -Kampf 
montur, die Tränengas auf Flücht-
linge sprühen. Genauso symbol-
haft war ein Bild, aufgenommen 
beim Wiener Westbahnhof, auf 
dem freiwillige Helfer zu sehen 
sind, die Schlange stehen, um 
Kleider und Lebensmittel für 
Flüchtlinge abgeben zu können. 
Europa zeigt in seinem Umgang 
mit der Asylkrise zwei Gesichter: 
eines der Abwehr und eines des 
Willkommens. 

In Brüssel und Straßburg, am 
Sitz der wichtigsten EU-Institu -
tionen, war das nicht anders. 
EU-Kommissionspräsident Jean-
Claude Juncker hielt vergangene 
Woche im EU-Parlament in Straß-
burg eine bewegende Rede, in der 
er eindringlich zu mehr Solidari-
tät in Europa aufrief. Juncker warb 
auch um mehr Verständnis für 
Flüchtlinge: „Stellen Sie sich nur 
für einen Moment vor, Sie wären 
selbst in dieser Lage, mit Ihrem 
Kind im Arm. Sie würden jeden 
Preis bezahlen, jede Mauer, jede 
Grenze zu überwinden versu-
chen, um dem Krieg zu entkom-
men.“ Da war es, das mitfühlende 
Europa. 

Vorwürfe und Streit
Nur wenige Tage später domi-

nierte wieder Streit. Ein EU-Tref-EU-Tref-EU-Tref
fen der Innenminister in Brüssel, 
bei dem über die Aufteilung von 
160.000 Asylwerbern beraten 
wurde, endete ohne Ergebnis, da-
für aber in einem Reigen an gegen-
seitigen Vorwürfen. Mehrere ost-

europäische Staaten, darunter 
Polen und Ungarn, verhinderten 
eine Einigung. Der Eindruck, dass 
die EU in der Krise nicht hand-
lungsfähig ist, hat sich damit in 
der Öffentlichkeit 
lungsfähig 

Öffentlichkeit 
lungsfähig 

verstärkt. 
Dabei hat die Union in den ver-

gangenen 15 Jahren eine Reihe 
von Gesetzen erlassen, die überall 
einheitliche und geordnete Asyl-
verfahren garantieren sollen. Die 
EU-Kommission nennt das stolz 
„gemeinsames europäisches Asyl-
system“. So legt eine Richtlinie 
Mindeststandards dazu fest, wie 
Asylverfahren ablaufen müssen. 
Flüchtlinge müssen gehört wer-
den, haben ein Recht auf unent-
geltlichen Rechtsbeistand. Eine 
andere Regelung be-
stimmt, wann Länder 
Asyl gewähren müs-
sen. Eine EU-Behörde, 
EASO in Malta, wurde 
beauftragt, laufend In-
formationen aus Kri-
senländern wie Syrien 
zu sammeln. Europa-
weit sollen Gerichte 
einheitliches Wissen 
darüber bekommen, 
wo Menschen verfolgt werden. 

Doch ein Blick auf die Statistik 
zeigt, dass ein gemeinsames Asyl-
system nur auf dem Papier exis-
tiert. Zunächst spielt es eine gro-
ße Rolle, wo Asyl beantragt wird. 
2014 gab es EU-weit 357.000 erst-
instanzliche Asylentscheide. Im 
Schnitt erhalten 45 Prozent der 
Antragsteller Schutz. In Schwe-
den lag diese Quote bei 80, in 
Deutschland und Österreich 

Quote 
Österreich 

Quote 
bei 

40 Prozent. In Griechenland er-
hielten 15, in Ungarn gar nur neun 
Prozent der Antragsteller Schutz. 

Der Grund für die unterschied-
lichen Quoten liegt vor allem in 
nationalen Traditionen und der 

Praxis vor Ort, sagt der Migra-
tionsexperte Andrew Geddes von 
der Universität Sheffield. Wo Be-
hörden ablehnend sind, helfen 
auch die Vorgaben aus Brüssel 
nicht, weil die EU nur Mindest-
standards festlegt. 

Auch sozial trennen die Länder 
Welten. EU-weit gibt es eine Richt-
linie zu den Grundstandards für 
die Versorgung von Asylwerbern. 
2011 hat der Europäische Gerichts-
hof für Menschenrechte (EGMR)
die belgischen Behörden aber ver-
urteilt, weil sie einen Afghanen 
nach Griechenland zurückgescho-
ben hatten. Belgien handelte 
rechtswidrig, weil bekannt hätte 
sein müssen, dass die Zustände 

für Asylwerber in 
 Griechenland untrag-
bar sind, so der EGMR. 
Der Afghane wurde 
entgegen EU-Regeln in 
Haft genommen, durfte 
Sanitäreinrichtungen
nicht nutzen. Die 
Rechte von Asylwer-
bern werden also auch 
von Unionsländern 
systematisch verletzt. 

Alle 28 EU-Länder haben eige-
ne Regeln über den Arbeitsmarkt-
zugang. In Österreich dürfen Asyl-
werber nur als Saisonarbeiter, 
etwa in der Landwirtschaft, job-
ben. Auch Deutschland ist restrik-
tiv. Am anderen Ende der Skala ist 
Schweden: Wer eine dauerhafte 
Stelle in dem Land findet, kann als 
Arbeitsmigrant bleiben, wenn 
sein Asylantrag abgelehnt wird. 

Auch die finanzielle Hilfe ist 
unterschiedlich. Asylwerber ha-
ben Anspruch auf Versorgung und 
Unterkunft. In Italien und Grie-
chenland gibt es ansonsten keine 
Geldleistungen. In Deutschland 
wird 140 Euro Taschengeld pro 

Monat ausbezahlt, in Österreich 
40 Euro. Deutlich wird aus einer 
Untersuchung der EU-Kommis-
sion, dass Asylwerber nirgendwo 
viel bekommen. Warum wollen 
dann so viele Asylwerber in die 
Bundesrepublik? Immerhin 40 
Prozent der Asylanträge im ersten 
Quartal 2015 wurden in Deutsch-
land gestellt. 

Laut Migrationsexpertin Sandra 
Lavenex von der Uni Genf sind so-
ziale und wirtschaftliche Gründe 
nicht ausschlaggebend dafür, wo-
hin Menschen fliehen. Die wich-
tigsten Faktoren seien Sicherheit 
und eine faire Behandlung. Die 
BRD hatte bis in die 1990er-Jahre 
ein Grundrecht auf Asyl in der 
Verfassung verankert. „Der Ruf 
Deutschlands als sicherer Asyl-
staat lebt bis heute fort “, sagt La-
venex. Hinzu kämen „Netzwerkef-„Netzwerkef-„Netzwerkef
fekte“: Mehr Flüchtlinge kommen, 
weil schon viele da sind. Freunde 
und Familie werden nachgeholt. 

Guter Ruf Deutschlands 
Ein Kernproblem der europäi-

schen Asylpolitik ist zudem, dass 
es keine Notfallmechanismen 
gibt, um mit dem Andrang fertig 
zu werden. Was es gibt, ist das An-
fang der 1990er-Jahre entwickelte 
Dublin-System. Demnach ist je-
nes EU-Land für ein Asylverfah-
ren zuständig, in das ein Flücht-
ling zuerst einreist. Mit Dublin 
sollte eine bessere Aufteilung er-
reicht werden, weil schon damals 
die meisten Flüchtlinge nach 
Deutschland wollten. „Dublin ent-
hält aber keine Vorkehrungen für 
den Krisenfall “, sagt Lavenex. 

Die EU-Staaten müssen daher 
inmitten der Eskalation Kompro-
misse suchen. Wobei die Allian-
zen wechseln und Staaten ab-
wechselnd blockieren. Während 

Österreich derzeit die Verteilung 
von Flüchtlingen unterstützt und 
welche aufnehmen würde, war 
man im Juli nicht dazu bereit. 

Hätte die EU früher vorsorgen 
müssen? „Das wäre nicht ge -
gangen“, sagt Migrationsforscher 
Geddes. Selbst jetzt, inmitten der 
Krise, gelingt kaum eine Einigung, 
„wie viel schwerer wäre das in 
normalen Zeiten gewesen“. Dass 
die EU-Staaten sich gegen eine 
verstärkte Zusammenarbeit quer-
legen, liegt laut dem Migrations-
forscher an der heiklen Materie: 
„Es geht um Fragen staatlicher 
Souveränität und bei Asyl und 
Migration auch immer um natio-
nale Identitäten. Kein Land will da 
Kompetenzen abgeben.“ 

Wobei punkto Abschottung an 
einem Strang gezogen wird: Alle 
EU-Staaten haben das Recht auf 
„Botschaftsasyl“ abgeschafft. Wer 
in der EU um Schutz ansuchen 
will, muss zuerst einreisen. Doch 
das wird immer schwieriger. Nicht 
nur an der ungarisch-serbischen 
Grenze wurde ein Zaun errichtet. 
Auch in den spanischen Enklaven 
Melilla und Ceuta in Marokko 
trennt ein sechs Meter hoher Zaun 
samt Stacheldraht Europa von Af-Af-Af
rika. Griechenland hat eine zehn 
Kilometer lange Mauer zur Türkei 
gebaut. Seit 2013 wird das Mittel-
meer im  Rahmen von Eurosur 
aus der Luft und per Satellit 
 überwacht, um Schlepperboote 
auf zuhalten. auf zuhalten. auf Die EU-Regeln für 
faire Asylverfahren repräsentieren 
Europas freundliches Gesicht. Die 
Zäune und Mauern symbolisieren 
die Abwehrhaltung. „Es gibt in-
zwischen einen ganzen Geschäfts-
zweig, der sich mit Abschottung 
und Überwachung 
zweig, 

Überwachung 
zweig, 

der Außen-
grenzen beschäftigt“, sagt Geddes. 
„Und das Business boomt.“ 

Schönes, schreckliches Europa
Die EU ringt bisher vergebens darum, eine einheitliche Antwort auf die Flüchtlingskrise zu finden. Dabei Dabei Da war die Union 

in den vergangenen Jahren alles andere als untätig. Warum tun sich die Staaten dann so schwer, gemeinsam zu handeln?

12. August 2015, Kos (Griechenland): Ein syrischer Flüchtling wäscht seine Tochter an einem Strand im Hafen von Kos – für viele andere ebenfalls die 
erste Station in Europa. Fotografiert wurden die beiden von Daniel Etter, der seit Jahren die Schauplätze der globalen Flüchtlingskrisen dokumentiert.
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 Hart umkämpftes Schutzbekennhutzbekennhutzbek tnienntnienn s
Sie ist schon über 60 Jahre alt, gestritten wird in Europa aber nach wie vor um sie: Die 1951 von der Uno 

beschlossene Genfer Flüchtlingskonvention ist vor allem den neuen nationalistischen Bewegungen ein Dorn im Auge. 

D ie aktuelle europäische Flücht-
lingskrise hat traurige, ja erschre-
ckende Wahrheiten über die Real-
verfassung der EU an den Tag ge-

bracht. Durch die tausenden den Kontinent 
auf der Suche nach Schutz anpeilenden 
und ihn durchquerenden Menschen aus 
dem Nahen Osten, Teilen Asiens, dem süd-
lichen Afrika auf die Probe gestellt, scheint 
von dem bisher so schmückenden gemein-
samen Bekenntnis zu den Menschenrech-
ten, die immer auch Flüchtlingsrechte sind, 
wenig überzubleiben. 

Dort, wo man diesen selbstgesetzten Wer-
ten weiterhin folgt, findet nun bilaterales 
Krisenmanagement statt: etwa zwischen Ös-
terreich und Deutschland. Anderswo grenzt 
man sich national ein: etwa in Ungarn. So 
wird Flüchtlingsrecht relativiert. Es ist eine 
Frage der Substanz: Bringt die Asylkrise das 
gemeinsame Friedensprojekt ins Wanken? 
Oder schafft es Europa, also die Europäi-
sche Union, in der größten Flüchtlingskri-
se seit Ende des Zweiten Weltkriegs die 
Vorgaben der Genfer Flüchtlingskonven-
tion und des New Yorker Protokolls zu er-
füllen? 

Tatsächlich geht es auch heute, ange-
sichts der vielen Schutzsuchenden in Euro-
pa, wieder um Einhaltung oder Nichtein-
haltung der 1951 von den Vereinten Natio-
nen beschlossenen und 1967 durch das 
New Yorker Protokoll erweiterten Genfer 
Flüchtlingskonvention. Nach wie vor ist sie 
die Messlatte jeder Flüchtlingspolitik, auch 
der Asylpolitik der EU. 

Zwar wurde die Konvention, 
der 147 der weltweit 193 Staa-
ten angehören, in den Jahrzehn-
ten seit der Ausrufung vielfach 
als überholt bezeichnet. Dass sie 
zwecks Erneuerung nicht aufge-
schnürt wurde, hängt mit der 
Einschätzung von Menschen-
rechtsexperten zusammen, ein 
ähnlich relevantes Papier wäre 
heute nicht mehr durchsetzbar. 
Mit ihrem inhaltlichen Schwer-
punkt und Wortlaut scheint sie die asylpoli-
tischen Herausforderungen des 21. Jahrhun-
derts jedenfalls zu verfehlen. 

Dennoch ist sie zentrales, weil einziges 
Bekenntnis der Weltgemeinschaft zum 
Schutz Verfolgter: Menschen, die gezwun-
gen sind, die Heimat zu verlassen. Daher 
wird um ihre Auslegung nach wie vor ge-
rungen. Im Exekutivkomitee des UN-Flücht-
lingshochkommissariats (UNHCR), der Hü-
terin der Flüchtlingskonvention, würden 
auch europäische Staatenvertreter, vielfach 
Innenminister, „viel darauf setzen, die De-
finition, wer Flüchtling ist und welche 
Flüchtlingsrechte auch Asylwerbern zukom-
men, möglichst zu verengen“, sagt Manfred 
Nowak, Menschenrechtsexperte der Uni-
versität Wien. Je restriktiver in den vergan-
genen Jahrzehnten die Asylpolitiken in Eu -
ropa geworden seien, umso stärker sei auch 
dieser Druck geworden. 

Brisantes Dokument 
Doch was genau ist so brisant an einem 

Dokument, das, um zu klären, wer als Flücht-
ling zu gelten hat, über weite Strecken auf 
politische Ereignisse Mitte des 20. Jahrhun-
derts rekurriert? Das in weiterer Folge ge-
nau definiert, welche politischen und so-
zialen Rechte einem Menschen zukommen, 
der an seinem Fluchtziel bereits Schutz zu-
erkannt bekommen hat – was das heute 
zentrale Problem im Umgang mit Fluchtbe-
wegungen, nämlich den Umgang mit Schutz-
suchenden, nicht anspricht? 

Die Wirkkraft liegt in dem Bekenntnis 
zum Schutz von Flüchtlingen als solchen. 
Flüchtling ist, wer sein Heimatland „aus 
wohlbegründeter Furcht, aus Gründen der 
Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit 
zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder 
der politischen Gesinnung“ verlassen muss-
te, heißt es in der Konvention wörtlich. Mit 
ihrem Beschluss hatte die Weltgemein-
schaft sechs Jahre nach Ende des Zweiten 
Weltkriegs eine Lehre aus der fehlenden 
Aufnahmebereitschaft für die von den Na-
tionalsozialisten verfolgten Juden gezogen. 

Dass sechs Millionen Juden ermordet wur-
den, hatte auch damit zu tun, dass es nur 
beschränkt Schutz in anderen Ländern für 
sie gab. Und angesichts des damals begin-
nenden Kalten Krieges setzte die „freie 
Welt“ ein Zeichen gegen kommunistische 
Diktaturen. 

Damit wurden entwurzelten Menschen, 
die meist als Gefahrenträger und Feinde be-
trachtet wurden, erstmals verbriefte Rech-
te zuerkannt: ein konfliktträchtiges Unter-
fangen, dem irrationale Befürchtungen ent-
gegenstehen. Fakt sei, dass die bloße Prä-
senz von Flüchtlingen „archaische Ängste 
vor dem Fremden“ mobilisieren, sagt die 
Sprachwissenschafterin Ruth Wodak. 

Als „fremd“ gelte, wer „anders“, also un-
gewohnt, aussehe, von außerhalb komme, 
Landesgrenzen überschreite, andere Spra-
chen spreche – und daher „quasi als Ein-
dringling in einen angenommenen nationa-
len Körper“ empfunden werde, erläutert 
Wodak, die jüngst ein Buch über The Poli-
tics of Fear. What Right-Wing Populist Dis-
courses Mean veröffentlicht hat. Das sei 
auch im heutigen Europa so, wo vielfach 
weiterhin nur die nationalen Territorien, 
nicht die Union als Ganzes als Ort der Zu-
gehörigkeit empfunden werden. 

Klarer Auftrag 
Den geschilderten Ängsten und Vorurtei-

len setzt die Flüchtlingskonvention den kla-
ren Auftrag entgegen, Verfolgten Schutz zu 
geben: Wer direkt aus einem Gebiet kom-
me, in dem sein oder ihr Leben in Gefahr 

sei, dürfe – unverzügliche Mel-
dung vorausgesetzt – nicht we-
gen illegaler Einreise bestraft 
werden, besagt Artikel 31 der 
Konvention. 

Aus diesem Artikel leitet die 
derzeitige ungarische Regierung
unter Viktor Orbán ihr Recht ab, 
aus Serbien kommende Flücht-
linge mit Durchreiseabsichten 
als „Illegale“ zu inhaftieren. Dass
damit Menschen die Kriminali-

sierung droht, die einem Krieg entkommen 
sind und denen laut EU-Regeln eindeutig 
Schutz zukommt, wiegt weniger als natio-
nale Schutzinteressen. Doch um Letztere zu
stützen, behauptet man in Budapest – dem 
Wissen des UNHCR widersprechend – so-
wieso, die meisten Flüchtlinge hätten als 
„Wirtschaftsflüchtlinge“ lediglich Bereiche-
rungsabsichten. 

Überhaupt 
rungsabsichten. 

Überhaupt 
rungsabsichten. 

findet im Ringen zwischen Be-
fürwortern und Feinden der Genfer Flücht-
lingskonvention – in Österreich forderte die 
FPÖ 
lingskonvention 
FPÖ 
lingskonvention 

in den vergangenen Jahren immer wie-
der ihre relativierende „Überarbeitung“ 

Jahren 
„Überarbeitung“ 
Jahren 

– 
manch Vernebelungsversuch statt. Die von 
Rechten immer wieder kommende Behaup-
tung, auch „Wirtschaftsflüchtlinge“ hätten 
in der Praxis Chancen auf asylrechtlichen 
Schutz, entspricht keineswegs den Tatsa-
chen: Wer auf der Suche nach Auskommen 
und Arbeit in ein anderes Land geht, unter-
liegt nicht dem Flüchtlings-, sondern dem 
Ausländerrecht. Da es nirgends in der EU 
Einwanderungsprogramme gibt, steht er 
oder sie in den meisten Fällen auf verlore-
nem Posten. 

Auch der derzeit gängige Begriff „Kriegs-
flüchtling“ ist, asylrechtlich betrachtet, ver-
wirrend, denn laut klassischer Lesart der 
Konvention ist Flucht vor Kriegshandlun-
gen kein Asylgrund. Hier bietet in der EU 
eine Richtlinie „subsidiären Schutz“ (siehe 
Frage & Antwort Seite 5). Dass viele Syrer 
und Iraker in Europa dennoch Asyl bekom-
men, hängt damit zusammen, dass im Ver-
fahren ihre Religion, politische Gesinnung 
oder Zugehörigkeit zu einer sozialen Grup-
pe im Vordergrund steht. 

Als Angehörige „sozialer Gruppen“ erhal-
ten in vielen Staaten Europas auch Homo-
sexuelle und Frauen wegen Verfolgung 
Schutz – auf Grundlage einzelstaatlicher 
Regelungen. Die rechtliche Weiterentwick-
lung der Genfer Flüchtlingskonvention in 
Europa ist bemerkenswert, zu scheitern 
droht der friedensnobelpreisträchtige Kon-
tinent vielmehr an kruden Vorurteilen und 
nationalistischen Egoismen. 

Die Hüter der Genfer Flüchtlingskonvention sind auch in der aktuellen 
europäischen Asylkrise im Einsatz. Hier ein Mitarbeiter des UN-Flüchtlings-

hochkommissariats UNHCR an der griechisch-mazedonischen Grenze. 
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Kroatien gekommen waren, stell-
te der Premier fest: „Wir haben ge-
zeigt, dass wir Herz haben, nun 
müssen wir uns besinnen, dass wir 
auch ein Hirn haben.“ Kroatien 
könne nur ein Transitland für die 
Flüchtlinge sein, mehr könne man 
nicht tun. Er berief sich auf die 
deutsche Kanzlerin Angela Mer-
kel und sagte, dass die Dublin-Re-
geln nicht mehr gelten würden, 
insofern werde man nun andere 
Regeln anwenden. Was
er damit meinte, zeig-
te sich am Nachmittag: 
Laut kroatischen Me-
dien wurden 20 Busse 
mit Flüchtlingen – 
etwa 1500 Personen – 
an die ungarische 
Grenze  zurückgeführt. 
Die Flüchtlinge dach-
ten dabei, dass die 
Busse sie nach Zagreb 
bringen würden. Medien zufolge 
kamen daraufhin aus Ungarn zahl-
reiche Busse und holten die Flücht-
linge an der Grenze ab. 

Ungarn hat in der Zwischenzeit 
angekündigt, einen Grenzzaun 
entlang der 41 Kilometer langen 
ungarisch-kroatischen Grenze zu 
bauen. Und obwohl Kroatien alle 
sieben Grenzübergänge nach Ser-
bien am Freitag geschlossen hat, 
kamen Flüchtlinge über die Fel-
der, die Wiesen und die Wälder 

nach Kroatien. Am Freitag haben 
sich mehr als 14.000 in Kroatien 
registrieren lassen, seit Mittwoch 
sind 17.000 angekommen. 

Am Mittwoch hatte Milanović 
noch von einem Korridor Rich-
tung Slowenien gesprochen, am 
Donnerstag hatte dann Innenmi-
nister Ranko Ostajić verkündet, 
dass die Flüchtlinge nicht weiter 
nach Slowenien gelassen würden, 
weil Kroatien die Schengen-Re-
geln einhalten wolle. Die wider-
sprüchliche Interpretation der bei-
den hat wohl damit zu tun, dass 
der Innenminister zeigen will, 
dass Kroatien Schengen-reif ist – 
schließlich will man schon kom-
mendes Jahr beitreten. Der Pre-
mier will hingegen dem Volk ge-
fallen, in ein paar Monaten sind 
Wahlen, und die werden für Mila-

nović äußerst knapp. 
Die Situation in To-

varnik an der serbi-
schen und in Beli Ma-
nastir an der ungari-
schen Grenze hat sich 
indes zugespitzt. Nach 
Beli Manastir kamen 
jene Flüchtlinge, die 
an der serbisch -un ga -
rischen Grenze in Hor -
goš seit drei Tagen 

nicht weiterkönnen, weil Ungarn 
die Grenze dichtgemach hat. „Wir 
wurden von der un garischen Gren-
ze abgeholt“, erzählt der junge 
Mann aus Aleppo, „dann sind wir 
mit dem Zug über Osijek nach 
Zagreb gekommen.“ 

Einige Hundert Flüchtlinge reis-
ten bereits in der Nacht von Don-
nerstag auf Freitag nach Slowe-
nien weiter. In Bre žice nahe der 
Grenze wurden sechs Aufnahme-
zentren eingerichtet.
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Kritische Situation an kroatisch-serbischer Grenze

Kroatien schickt chickt chick Busse 
Richtung Uung Uung ngarn

Der kroatische Premier Zoran Milanović berief sich am 
Freitag auf die deutsche Kanzlerin Angela Merkel und 

meinte, dass die Dublin-Regeln nicht mehr gelten 
würden. Flüchtlinge, die aus Serbien nach Kroatien 
kamen, wurden an die ungarische Grenze gebracht.

REPORTAGE: Adelheid Wölfl aus Zagreb

D as Burgenland hat zwei 
turbulente Wochen hin-
ter sich. Zwischen 4. und 
15. September kamen, so 

zog Asyl-Landesrat Norbert Da -
rabos (SPÖ) 

Asyl-Landesrat 
(SPÖ) 

Asyl-Landesrat 
am Freitag Bilanz, 

81.000 Flüchtlinge ins und durchs 
Land. „Eine enorme logistische 
Herausforderung.“ Die gibt es nun,
zurück im Alltag, weiterhin. Die 
Quartierquote sei nunmehr erfüllt:
1742 Asylwerber beherbergt das 
Burgenland in Grundversorgung. 
Damit liege man aktuell bei 100,24 
Prozent. 

Das soll auch weiterhin so blei-
ben. 230 Plätze seien noch in Be-
gutachtung, die katholische Kir-
che werde 200 weitere zur Verfü-
gung halten. „Wir werden auch 
bei steigenden Asylanträgen un -
sere Verpflichtung erfüllen.“ Und 
sei es, wie Darabos ankündigte, 
mittels „Notverordnung“, um die 
bürokratischen Hürden bei Asyl-
quartieren ein wenig zu senken. 

In der Nacht auf Freitag wurden 
im Burgenland 300 Flüchtlinge 
aufgegriffen und mit Bussen wei-
ter nach Wien transportiert. In 
Kärnten und Salzburg war die 
Lage laut Polizei ruhig. Am Grenz-
übergang Saalbrücke in Richtung 
Freilassing, wo am Donnerstag 
noch bis zu 400 Flüchtlinge auf die 
Einreise nach Deutschland warte-
ten, befanden sich am Freitagvor-
mittag keine Flüchtlinge. Laut der 
deutschen Bundespolizei wurden 

am Donnerstag rund 3700 un-
erlaubte Einreisen von Flüchtlin-
gen aus Österreich nach Deutsch-
land registriert. Bayerns Innenmi-
nister Joachim Herrmann (CSU) 
warf Österreich 

Joachim 
Österreich 
Joachim 

am Freitag vor, 
europäisches Recht zu missach-
ten. Anders sei es nicht erklärbar, 
dass massenhaft Personen, die 
weder ein Schengen-Visum vor-
weisen könnten noch als Flücht-
linge registriert seien, nach Bay-
ern gelangen konnten. 

Verstoß gegen EU-Recht 
Österreich würde sich sowohl 

über die Schengen- als auch die 
Dublin-Verordnung hinwegsetzen.
Die deutschen Kontrollen würden 
so lange bestehen bleiben, „bis in 
der EU wieder rechtmäßige Zu-

stände hergestellt sind“. Die Grenz-
kontrollen zwischen Salzburg und 
Bayern sorgten auch am Freitag 
wieder für umfassende Staus. Der 
fahrplanmäßige grenzüberschrei-
tende Zugverkehr blieb unterbro-
chen. Seit Freitagfrüh werden aber
wieder ÖBB-Züge 

Freitagfrüh 
ÖBB-Züge 

Freitagfrüh 
übers Deutsche 

Eck – ohne Stopps in Deutschland 
– geführt. 

In der Steiermark haben sich 
Einsatzkräfte und Rettungsorgani-
sationen samt freiwilligen Helfern 
auf eine mögliche große Flücht-
lingsbewegung an der steirisch-
slowenischen Grenze vorbereitet. 
Am Grenzübergang Spielfeld wur-
den dutzende Zelte als Erstaufnah-
mestelle eingerichtet. 4000 Not-
schlafplätze stehen bereit. Am Frei-
tag kündigte Innenministerin Jo-

hanna Mikl-Leitner (ÖVP) an, bis 
zu 30 „Spezialisten“ an die Schen-
gen-Außengrenze zwischen Slo-
wenien und Kroatien zu schicken, 
um Slowenien zu unterstützen. 
Das Land bereitet sich auf die An-
kunft tausender Flüchtlinge vor, 
ob diese ungehindert weiter nach 
Österreich 

ungehindert 
Österreich 

ungehindert 
reisen dürfen, war noch

unklar. In Österreich sind aktuell 
1000 Soldaten im Grenzeinsatz, 
600 helfen bei Verpflegung und 
Transport. 

EU, USA und Golfstaaten 
Kanzler Werner Faymann (SPÖ) 

forderte am Abend bei einem Tref-Tref-Tref
fen hochrangiger Sozialdemokra-
ten in Wien ein fünf Milliarden 
Euro schweres Hilfspaket für 
Flüchtlingslager im Libanon, in 
der Türkei und in Jordanien. An 
dem Treffen nahmen Frankreichs 
Premier Manuel Valls, Schwedens 
Ministerpräsident Stefan Löfven, 
der deutsche Vizekanzler Sigmar 
Gabriel, EU-Parlamentspräsident 
Martin Schulz sowie Bürgermeis-
ter Michael Häupl teil. Die Sum-
me soll nach Faymanns Vorschlag 
zu je einem Drittel von EU, USA 
und Golfstaaten gestemmt wer-
den. Das Soforthilfepaket soll 
 Faymanns Vorstellungen zufolge 
beim EU-Sonderrat am Mittwoch 
und im Rahmen der darauffolgen-
den Uno-Generalversammlung auf 
Schiene gebracht werden. (krud, 
wei) 

81.000 Flüchtlinge zogen durchs Burgenland 
BayeBayeBa rn kritisiert Österreich, Faymann Faymann Fa fordert Fünf-Milliarden-Euro-Hilfe für Lager rund um Syrien

S alam alaikum“, sagt der 
Kroate mit der coolen Trop-
fen-Sonnenbrille scherz-
haft. Er sitzt im Café Song 

an der Allee Dubrovnik, das vor 
dem Messegelände in Zagreb liegt, 
wo seit Donnerstag Flüchtlinge 
eintreffen. Hier sagt sonst niemand 
„Salam alaikum“, sondern „Bog“, 
was so viel wie „Grüß Gott“ bedeu-
tet. Aber seit zwei Tagen ist alles 
anders. In das sonst so homogene 
Kroatien kommen erstmals viele 
Ausländer. 

Helfer haben einige Flüchtlin-
ge, die am Hauptbahnhof ange-
kommen sind, abgeholt und zum 
Messegelände gebracht. Sie ste-
hen nun vor dem Eingang der Be-
tonhalle. „Die meisten Flüchtlin-
ge sind schon wieder weg“, erzählt 
ein Polizist. „Die wollen hier nicht 
bleiben“, sagt auch die Flücht-
lingshelferin. „Premier Milanović 
wird sie weitergehen lassen. Heu-
te hat er ‚Fuck Schengen!‘ ge- 
sagt“, meint die schmale rothaari-
ge Frau. „Fuck Schengen“ kommt 
bei Flüchtlingshelfern gut an. Aber
„Fuck Schengen“ heißt übersetzt 
auch, dass Milanović so schnell 
wie möglich die Flüchtlinge los-
werden will. 

Zoran Milanović hat natürlich 
nicht wirklich „Fuck Schengen“ 
gesagt, aber am Tag zwei, nach-
dem erstmals Flüchtlinge nach 

Flüchtlinge kämpfen um einen Platz in einem Zug im kroatischen 
Beli Manastir, der sie nach Zagreb bringt.
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Sozialdemokraten in Wien: Schwedens Ministerpräsident Löfven, 
Kanzler Faymann, der deutsche Vizekanzler Gabriel, Bürgermeister 
Häupl, Frankreichs Premier Valls, EU-Parlamentschef Schulz (v. li.). 
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Jürgen Weise leitet künftig 
deutsches Migrationsamt 

Berlin – Jürgen Weise, Chef der 
Bundesanstalt für Arbeit, wird 
künftig auch das deutsche Bun-
desamt für Migration und Flücht-
linge (BAMF) leiten, gab Innenmi-
nister Thomas de Maizière be-
kannt. Manfred Schmidt, bisher 
BAMF-Chef, hatte am Donnerstag 
seinen Rücktritt erklärt. Dem 
BAMF wird unter anderem vorge-
worfen, mit einem Twitter-Eintrag 
den Zustrom von Flüchtlingen 
massiv verstärkt zu haben. (AFP) 

Mittelmeer-Überfahrten 
im Winter kaum geringer 

Genf –Genf –Genf  Die Zahl der Flüchtlinge auf 
dem Weg über das Mittelmeer 
nach Europa wird nach Einschät-
zung von Experten im Winter 
kaum geringer werden. „Wir er-
warten keinen Rückgang, denn 
auch im vergangenen Jahr haben 
viele die Überfahrt 

vergangenen 
Überfahrt 
vergangenen 

gemacht“, sag-
te der Sprecher der Internationa-
len Organisation für Migration 
(IOM) am Freitag in Genf. (dpa) 

Syrische Familie im 
Vatikan aufgenommen 

Vatikanstadt – Die vatikanische 
Pfarrei Sant’Anna hat eine syri-
sche Familie mit zwei Kindern 
aufgenommen. Untergebracht wur-
de die Familie in einer dem Vati-
kan gehörenden Wohnung in der 
Nähe des Petersplatzes, wie das 
päpstliche Almosenamt am Frei-
tag berichtete. Der Vatikan will 
noch eine zweite Flüchtlingsfami-
lie aufnehmen. (APA)
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Die wichtigsten Fragen und Antworten zur Flüchtlingskrise
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Die EU hält Flüchtlingsrechte im internationalen Vergleich hoch – und droht an der Asylkrise dennoch 

zu scheitern. Wie wird mit den Schutzsuchenden umgegangen? Warum versagt das Dublin-System? 

Frage: Politisch wird darüber ge -
 stritten, wie viele der Menschen, die 
derzeit auf eigene Faust nach Europa 
kommen, „Kriegsflüchtlinge“, wie 
vie le „Wirtschaftsflüchtlinge“ sind – 
gibt es tatsächlich verschiedene 
Gruppen von Flüchtlingen? 
Antwort: Nein, laut der 1951 
von der Uno verabschiedeten Gen-
fer Flüchtlingskonvention, dem 
grundlegenden und wichtigsten 
Dokument über das Recht auf 
Asyl, gibt es nur Menschen mit 
und ohne Fluchtgründe. Wer we-
gen seiner Rasse, Religion, Natio-
nalität, Zugehörigkeit zu einer so-
zialen Gruppe oder wegen seiner 
politischen Überzeugung 

Gruppe 
Überzeugung 

Gruppe wegen 
Überzeugung 

wegen 
berech-

tigte Furcht vor Verfolgung hat, ist 
ein Flüchtling. Armut und Ver-
elendung gelten nicht als klassi-
sche Fluchtgründe (siehe Artikel 
Seite 3). 

Frage: Stellt ein Flüchtling einen 
Asylantrag, ist er oder sie Asylwer-
ber. Oft heißt es aber auch „Asylant“. 
Was stimmt? 
Antwort: Der Ausdruck „Asylant“ 
wird seit Jahren von Rechten und 
Faschisten usurpiert. In ihm 
schwingt Ablehnung von Flücht-
lingen mit. „Asylwerber“ – in 
Deutschland „Asylbewerber“ – ist 
der neutrale, korrekte Begriff. 

Frage: In Österreich bekommen Asyl-
werber Grundversorgung. Was ist 
das? 
Antwort: In der Grundversorgung 
erhalten Asylwerber und andere 
„hilfsbedürftige Fremde“ Verpfle-
gung, Unterbringung und Hilfe, 
etwa bei Krankheit. Darüber hin -
aus werden jedem Asylwerber 40 
Euro monatlich Taschengeld aus-
bezahlt – mehr nicht. Wer nicht in 
einer Unterkunft, sondern privat 
wohnt – also sich zu Marktpreisen 
einmietet –, bekommt einen Miet- 
betrag von 110 Euro monatlich in 
bar. Für die Verpflegung erhält ein 
privat wohnender erwachsener 
Asylwerber monatlich maximal 
200 Euro. 

Frage: Gibt es für Flüchtlinge EU-weit 
Grundversorgung? 
Antwort: Obwohl die EU-Aufnah-
merichtlinien die Mitgliedstaaten 
zu menschenwürdiger Versorgung
verpflichten, sind die Regelungen 
von Land zu Land sehr unter-
schiedlich (siehe Artikel Seite 2). 
Das ist Teil des aktuellen Flücht-
lingsproblems in der EU. Etliche 
Staaten, etwa im Baltikum, haben 
bislang keinerlei Strukturen für 
die Flüchtlingsversorgung. 

Frage: Wie bezeichnet man einen 
Flüchtling, der Asyl bekommen hat. 
Welche Rechte und Pflichten hat er 
oder sie dann? 
Antwort: Ein solcher Mensch ist 
ein „Asylberechtigter“ und hat 
gleiche Rechte wie Staatsbürger 
(vom Wahlrecht abgesehen) sowie 
unbegrenztes Aufenthaltsrecht. 

Frage: Was geschieht, wenn ein 
Flüchtling kein Asyl bekommt? 
Antwort: Hat er oder sie keine 
„klassischen“ Fluchtgründe, wäre 
aber im Fall einer Rückkehr an 
Leib und Leben bedroht, kann 
subsidiärer Schutz gewährt wer-
den. Rechte und Pflichten ent-
sprechen dann großteils jenen 
eines anerkannten Flüchtlings, 
der subsidiäre Schutz muss aber 
jährlich erneuert werden. Auch 
kann erst ein Jahr nach dessen 
 Gewährung einen Antrag auf Fa-
milienzusammenführung gestellt 
werden, was ein Asylberechtigter 

sofort tun kann. Ist eine Asyl -
ablehnung rechtskräftig, gibt es 
keine sonstigen Bleibegründe und 
ist das Heimatland zur Wiederauf-Wiederauf-Wiederauf
nahme bereit, wird der abgelehn-
te Flüchtling dorthin 
abgeschoben. 

Frage: Viele Flüchtlinge 
werden nicht in ihr 
 Herkunftsland zurück -
geschickt, sondern in 
einen anderen europäi-
schen Staat. Warum? 
Antwort: Weil in der 
EU das Dublin-System 
gilt. Dieses trat 1997 in 
Kraft und besagt, dass jenes Land 
für die Abwicklung eines Asylver-
fahrens zuständig ist, in dem ein 
Flüchtling erstmals die Union be-

treten hat. Damit sollte garantiert 
werden, dass jeder Flüchtling in 
der EU ein Verfahren bekommt – 
aber eben nur ein einziges. Derzeit 
ist die Dublin-III-Verordnung in 

Kraft. Doch angesichts 
der aktuellen Lage 
gilt das Dublin-System 
bei immer mehr Ex -
perten und Politikern 
als tot. Grund dafür: 
Die Flüchtlinge, die 
keine legalen Einreise-
möglichkeiten in die 
EU haben, konzentrie-
ren sich in den für sie 
erreichbareren Dublin-

Grenzstaaten. Ungarn, Italien und 
Griechenland sind überlastet. 

Frage: Gibt es eine Alternative?

Antwort: Trotz der zum Teil dra-
matischen Lage bisher nicht. Eine 
Vereinbarung über Asylwerber-
aufnahmequoten in den EU-Staa-
ten ist nicht mehrheitsfähig. 

Frage: Welche Rolle spielt bei alldem 
das Flüchtlingshochkommissariat der
Vereinten Nationen UNHCR? 
Antwort: Als Hüter der Genfer 
Flüchtlingskonvention ist das 
UNHCR jene UN-Organisation, 
die sich um den Schutz von 
Flüchtlingen, innerstaatlich Ver-
triebenen und Staatenlosen küm-
mert. In der EU beschränkt sich 
ihr Mandat auf Regierungsmoni-
toring und -beratung. Auf griechi-
schen Inseln und seit 14 Tagen in 
Serbien und Ungarn versorgt das 
UNHCR auch wieder Flüchtlinge. 

FRAGE & ANTWORT: Irene  Irene  I Brickner 

Europa, wir kommen! 
Es ist der Hoffnungsort vieler.
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Eine kleine historische Flüchtlingsgeschichte aus Ungarn undwie die Länder in Europas Norden sowie exemp

Als Ungarns Grenze
eine Rettungettungett slinie war
Die Geschichte des kleinen Dorfes Beloiannisz

Wolfgang Weisgram

N achdem der griechische
Bürgerkrieg – eine heiße
Variante des Kalten
Krieges – 1949 zu Ende

gegangen war, wurde umgehend
die jahrhundertealte Balkanroute
aktiviert. Die kommunistischen
Kämpfer zogen sich zurück. Zehn-
tausende waren schon zuvor auf
der Flucht, um den „Umerzie-
hungslagern“ der vom Westen
unterstützten Regierungstruppen
zu entgehen.

Die Kämpfer und ihre Familien
suchten Schutz in den sogenann-
ten Brüderländern der europäi-
schen Sowjetzone. Seit 1948 ge-
hörte Jugoslawien da nicht mehr
dazu. Die beiden Alphamännchen
StalinundTitowarenaneinander-
geraten, was auch ein Hauptgrund
war für die Niederlage im griechi-
schen Bürgerkrieg.

DerWegnachNorden–die Füh-
rung der griechischen Kommunis-
ten saß in Albanien, und viele flo-
hen eher über das
freundlichere Bul-
garien – glich wohl
ein wenig einem
Spießrutenlauf. Bis
sie dann an die voj-
vodinische Nord-
grenze gelangten.
Nach Horgoš zum
Beispiel. Dennkaum
waren sie drüben in
Röszke, waren sie
bei Freunden. Üdvö-
zöljük a menekülte-
ket! Refugees welco-
me, sozusagen.

Die südbalkanischen Bürger-
kriegsflüchtlinge wurden nach
einem Quotenschlüssel aufgeteilt.
Einige Zehntausend kamen in der
Tschechoslowakei unter und in
Polen, wo die rund 15.000 Grie-
chen hauptsächlich in Zgorzelec
eine neue Heimat fanden – dem al-
ten, nunmehr entdeutschten Gör-
litz, das ja auch einiges zu erzäh-
len hätte von Krieg, Flucht und
Vertreibung. Hier stand auch eine
eigene Erziehungseinrichtung für
griechische Kinder. Paidopolis
nannte man die Stadt deshalb
auch, Kinderstadt.

Ein Gutteil der zigtausenden
griechischen – teils auch mazedo-

nischen – Flüchtlinge blieb aber
auch in Ungarn. Erst – wie alle
Flüchtlinge damals überall anders
in Europa auch – in Lagern. Nach
und nach aber fingen die Ange-
kommenen an, sich umzuschau-
en, ob es nicht doch was gäbe, wo
sie zusammenbleiben könnten.
Ein wenig erhalten vom Eigenen
imFremden.Einbisserl Sentimen-
talität in all der Predigerei zum
Internationalismus in der sowjeti-
schen Völkerverbundenheit.

Und so kamen die Griechen zu
ihrem Griechendorf, dem Görök-
falva südlich von Budapest. Am 6.
Mai 1950, so exakt reicht die Erin-
nerung zurück, erfolgte der Spa-
tenstich zum Bau einer neuen
Siedlung – fast– fast– f wäre man versucht
zu sagen Kibbuz – für– für– f rund 400 Fa-
milien. Es entstand eine Tabak-
fabrik. Eine Kolchose, also eine
landwirtschaftliche Produktions-
genossenschaft, kam nicht infrage,
dazu reichte das Ackerland nicht,
obwohl Görögfalva auf durchaus
reichem Grund errichtet wurde.

Auf sozusagen alt-
griechischem noch
dazu. Denn die Ge-
gend rund um das
neu entstehende Gö-
rögfalva zählte zum
nunmehr verstaat-
lichten Besitz der
Familie Sina, die um
die Wende vom 18.
zum19. Jahrhundert
aus dem Osmani-
schen nach Wien ge-
zogen war. Die
Baumwollhändler
wandelten sich zu

Bankiers, die unter anderem den
in Athen tätigen Stararchitekten
und späteren Ringstraßenvisagis-
ten Theophil Hansen an die Do-
nau holten. Das Bankhaus Sina
war, rothschildgleich, eines der
ganz großen, nicht bloß der Mo-
narchie. In Ungarn machte es sich
unvergesslich dadurch, dass es
des Grafen Széchenyi Traum er-
füllte und mit der Budapester Ket-
tenbrücke die erste feste Donau-
querung des Landes finanzierte.

Der schmucklos bloß Griechen-
dorf benannten Siedlung in der
Nähe der Donau wurde 1953, am
3. April, ein klingender, den Oh-
ren der Kämpfer schmeichelnder
Name verliehen: Beloiannisz. Ge-
ehrt – gewissermaßen verewigt –
wurde damit der im Jahr zuvor
hingerichtete Partisan Nikos Be-
loyannis, für dessen Begnadigung
nicht nur zahlreiche Künstler –
von Picasso bis Chaplin – interve-
nierten, sondern auch der des
Kommunismus im Wesentlichen
unverdächtige Charles de Gaulle.

Beloiannisz ist mittlerweile ein
unscheinbares ungarisches Dorf.
So manche sind zurückgekehrt
nach Griechenland. Viele aber
sind doch geblieben und weitge-
hend Ungarn geworden. So, wie es
eben immer ist in migrantischen
Familien, denen die Zeit allmäh-
lich über das Heimweh wächst.

Eine Athén utca gibt es jeden-
falls noch, parallel dazu verläuft
aber, wie in jedem anderen unga-
rischen Dorf, eine Petőfi utca. Seit
1996 steht eine orthodoxe Kirche
in Beloiannisz, Oberhirte ist der in
Wien sitzende Metropolit Arse-
nios. Eine griechische Volkstanz-
gruppe hält das Erbe hoch. Die
sportlicheren Buben kicken. Im
AEK Beloiannisz FC. AEK heißt
Athlitiki Enosi Konstantinoupo-
leos. Dieser Name wäre dann aber
eine andere – nein: eine weitere
diesbezügliche – Geschichte.

Andreas Stangl

S eit dem Beginn der Bewe-
gung von Flüchtlingen aus
Syrien sowie dem übrigen
Nahen und Mittleren Os-

ten haben Tausende Nordeuropa
erreicht. Vor allem Finnland er-
wies sich dabei überraschend als
das vermutlich beliebteste Ziel-
land. Auch in Norwegen war der
Andrang stärker als erwartet.
Schweden hingegen, das bis da-
hin als eines der Hauptziele der
Flüchtlinge gegolten hatte, ver-
zeichnete auf hohem Niveau bis-
her einen vergleichsweise gerin-
gen Anstieg von Asylanträgen.

Im Innenministerium inHelsin-
ki ging man für heuer bis vor kur-
zemvon insgesamt15.000Asylan-
trägen aus – ähnlich wie in den
vergangenen Jahren. Angesichts
der unerwartet vielen Flüchtlinge,
die nach ihrer Ankunft via
Ungarn, Deutschland und Däne-
mark schnurgerade durch Schwe-
den an der grünen Grenze im Be-
reich der grenzüberlappenden
Doppelstadt Haparanda/Tornio
Finnland erreichten, korrigierte
das Ministerium seine Prognose
für 2015 Mitte September auf bis

zu 30.000 Anträge. Auch diese
Zahl könnte noch steigen.

Der vermutete Grund für das
unerwartet hohe Flüchtlingsauf-Flüchtlingsauf-Flüchtlingsauf
kommen in Finnland ist die Tat-
sache, dass es für Menschen aus
bestimmten Ländern – allen voran
dem Irak und Somalia – im Nord-
europavergleich leichter ist, Asyl-
status zu bekommen.

Inzwischen errichteten die Be-
hörden in Nordfinn-
land ein Auffanglager
für Erstankömmlinge.
Weitere provisorische
Unterkünfte folgten an
den Hauptverkehrs-
verbindungen in die
Ballungszentren. Dort
waren Mitte Septem-
ber alle existierenden
Flüchtlingszentren
weit über 100 Prozent
ausgelastet, sodass die Anzahl der
Zentren annährend verdoppelt
wurde. Während das zur Haupt-
stadtregion zählendeVantaa rasch
in die Maßnahmen einwilligte,
weigerte sich die westliche Satel-
litenstadt Espoo vehement, neue
Flüchtlinge aufzunehmen.

Hingegen bot etwa ein Cam-
pingdorfbesitzer in Lappland sei-

ne gesamte Sommerhäuschen-
siedlung zur Unterbringung von
Migranten an. Ähnliche

Unterbringung
Ähnliche

Unterbringung
Ansätze

mit Sommerhäusern gibt es in
Schweden seit mehreren Jahren.
Das provokative Gedankenspiel
eines Kommunalpolitikers, not-
falls die Sommerhäuser von Fami-
lien vorübergehend vom Staat zu
requirieren, brachte die rechts-
extreme Szene, auch die offiziell

als handzahm-patri-
otisch auftretenden
Schwedendemokraten,
zur Weißglut. Letztere
dürften laut jüngsten
Meinungsumfragen
übrigens mittlerweile
die stärkste politische
Gruppierung in
Schweden sein.

Die neue Situation
in Finnland forderte

nicht nur die Mitte-rechts-Regie-
von Ministerpräsident Juha

Sipilä, der zu Beginn der europäi-
schen Flüchtlingskrise sein ehe-
maliges Familienheim in Oulu als
Flüchtlingsunterkunft angeboten
hatte. Sie stellte auch die teils ge-
mäßigt-populistische, teils ultra-
rechte Partei der Finnen auf eine
Zerreißprobe und strapazierte

Nordeuropa plagt sichm
Neben Deutschland zieht es immer mehr Flüchtlinge au
Finnland gelten als attraktiv. Vor allem Finnland wird
den höchsten Ausländeranteil. Bis zum Zweiten Weltk

23. Juli 2015: Aus dem Mittelmeer gerettete Flüchtlinge aus Somalia und Eritrea auf dem Frachtschiff Sh
17 Stunden in einem 15 Meter langen Schlauchboot unterwegs, bis sie einen Notruf absetzten. Das von

Denn kaum
waren sie drüben
in Röszke, waren
sie bei Freunden.
Üdvözöljük a
menekülteket!

„

“

Der Grenzzaun bei Röszke 
zur serbischen Grenze.
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sogar das Verhältnis der sonst eng
kooperierenden nordischen Län-
der untereinander.

Schwedens Außenministerin
Margot Wallström erinnerte Finn-
land in ungewohnter Schärfe an
seine historische Verantwortung
und führte ins Treffen, dass das
neutrale Schweden im Zweiten
Weltkrieg ohne mit der Wimper zu
zucken 70.000 finnische0 finnische0 f Flücht-
lingskinder versorgt hatte. InFinn-
land kam die Wortspende Wall-
ströms nicht sonderlich gut an.

Schweden schimpfte indes auf
Dänemark, weil sich die dortige
Regierung, offensichtlich hin-
und hergerissen zwischen EU-
Verantwortung und Druck der
rechtspopulistischen Dänischen
Volkspartei, völlig unberechenbar
verhielt und letztlich dann ohne
viel Federlesens so gut wie alle
aus Deutschland ankommenden
Flüchtlinge nach Schweden wei-
terschleuste.

Norwegen,woman für2015von
20.000 Asylanträgen ausgeht, kri-
tisierte umgekehrt Schweden für
die Weigerung, die Flüchtlinge
vor der Weiterreise zu registrie-
ren. Oslo und auch Helsinki erwä-
gen deshalb die Einführung vorü-

bergehender Kontrollen an der
Grenze zu Schweden.

Schweden freilich kann für sich
beanspruchen, im Norden bisher
die größte Flüchtlingsverantwor-
tung zu haben. 2014 verzeichnete
Schweden einen Rekord von über
81.000 Anträgen – mehr als die an-
deren vier Mitglieder des Nordi-
schen Rates zusammengerechnet.
Die Quote von im Land lebenden
Menschen mit Migrationshinter-
grund beträgt mittlerweile fast 22
Prozent. Zum Vergleich: In Nor-
wegen beläuft sich die Zahl auf
15,6 Prozent, in Dänemark 11,6
Prozent. Finnland ist mit 5,5 Pro-
zent Schlusslicht.

Gelungene Integration
Was in Finnland relativ gut ge-

lungen ist, ist die Integration von
Flüchtlingen. Die sogenannten
Ausländergettos, in denen es vor
allem in Kopenhagen, Stockholm
und Malmö in den vergangenen
Jahren aus den unterschiedlichs-
ten Gründen immer wieder teils
schwere Krawalle gegeben hat,
fehlen in Helsinki fast zur Gänze.

In den kommenden Monaten
und Jahren wird sich weisen, wie
Skandinavien und Finnland mit

mimimit neuenDimensionen
uchuchauuchauauuchauuch weiter in den Norden. Die skandinavischen Länder und
immer mehr zum Zielland. Schweden hat mit 22 Prozent
kriegkriegWeltkkriegWeltkWeltkkriegWeltkkrieg waren beide Länder typische Auswanderungsländer.

haya.haya.haya. Von der libyschen Küste aus gestartet, waren 104 Menschen, darunter 25 Frauen und zwei Kinder,
vonn evonvonn evonn einer privaten Initiative betriebene Rettungsschiff Sea-Watch und ein Frachter kamen ihnen zu Hilfe.
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der hohen Anzahl von Flüchtlin-
gen aus weit entfernt liegenden
Ländern und Kulturen wie Syrien,
dem restlichen Nahen Osten,
Asien und Afrika zurechtkommt.

In der Historie mussten diese
Länder meist nur Flüchtlingsbe-
wegungen unter Nachbarn bewäl-
tigen. Ein Beispiel aus der jünge-
ren Vergangenheit ist neben den
finnischen Kriegskindern, von
denen viele in Schweden blieben,
die Umsiedlung von 400.000 Fin-
nen aus Ostkarelien, das heute zu
Russland gehört.

Schweden war nach dem Zwei-
ten Weltkrieg auch mit einer
Flüchtlingswelle aus dem 1945
von der Sowjetunion annektierten
– oder, je nach historischer Lesart,
okkupierten –Baltikum, aber auch
aus Deutschland und anderen
europäischen Ländern konfron-
tiert. Die meisten integrierten sich
rasch und vollständig. Bis zum
Zweiten Weltkrieg war die Situa-
tion im Übrigen

Weltkrieg
Übrigen
Weltkrieg

noch umgekehrt:
Da wanderten vor allem Schwe-
den und Finnen jährlich noch
zu Tausenden nach Nordamerika
aus.Übrigens zumgrößtenTeil als
das, was man heute verächtlich
„Wirtschaftsflüchtlinge“ nennt.

Flüchtlingsstreit in
Prager Regierung

Erste Asylwerber aus Traiskirchen in Gabčíkovo
Gerald Schubert aus Prag 

G renzkontrolle!“ titelte 
die tschechische Tages-
zeitung Lidové noviny in 
großen Lettern und deut-

scher Sprache, nachdem Berlin 
vor einer Woche angekündigt hat-
te, das Schengener Abkommen 
wegen der Flüchtlingskrise auszu-
setzen. An den Kiosken mag der 
deutsche Aufmacher als Blickfang 
funktioniert haben, doch was die 
Bereitschaft betrifft, den freien 
Personenverkehr zu kippen, so 
sind auch die Tschechen nicht 
zimperlich: Angesichts der Bilder 
von provisorischen Zeltlagern 
und überfüllten Bahnhöfen in an-
deren Ländern sprachen sich in 
einer Umfrage des tschechischen 
Fernsehens jüngst 74 Prozent für 
Grenzkontrollen aus. 

Ähnlich die Stimmung in der 
Slowakei: In Gabčíkovo, wo am 
Donnerstag die ersten syrischen 
Flüchtlinge aus Österreich 

syrischen 
Österreich 

syrischen 
eintra-

fen, hatten in einem nicht binden-
den Referendum 97 Prozent gegen 
die vorübergehende Unterbrin-
gung von 500 Asylwerbern aus 
Traiskirchen gestimmt. Die slowa-
kische Regierung ist strikt gegen 
die von der Europäischen Kom-
mission vorgeschlagenen ver-
bindlichen Quoten und will auf 
freiwilliger Basis nur 100 Men-
schen dauerhaft Asyl gewähren. 

Tschechiens Regierung glaubt 
ebenfalls, dass die Flüchtlinge 
ohnehin nicht im Land bleiben 
möchten, und argumentiert damit 
gegen einen fixen Verteilungs-
schlüssel: „Wie sollen wir tausen-
de Menschen aufnehmen, die gar 
nicht bei uns sein wollen?“, fragt 
der sozialdemokratische Innen-
minister Milan Chovanec. „99 Pro-
zent wollen nach Deutschland!“ 

Der Weg dorthin ist jedoch laut 
Hilfsorganisationen voller Hür-
den. Schutzsuchende, die in 
Tschechien aufgegriffen werden, 
würden häufig in Abschiebelager 
„mit eindeutigem Gefängnischa-
rakter“ gesteckt, erklärt Martin Ro-
zumek, Chef der Prager „Organi -
sation für Flüchtlingshilfe“ im 
Gespräch mit dem STANDTANDTA ARNDARND D. Die 
Rechtsgrundlage für ihre Inhaftie-
rung fehle jedoch meist, da eine 
Rückführung nach Ungarn oder 
gar Syrien derzeit keine Option 
sei. „Eine reine Abschreckungs-
strategie also“, meint der Jurist. 

Die meisten würden nach eini-
gen Wochen einfach wieder frei-
gelassen und setzen ihre Reise 
nach Deutschland fort. In der Re-
gel seien sie dann ärmer als vor-
her: „Der Staat verrechnet pro Per-
son und Tag 250 Kronen (circa 
neun Euro, Anm.) für die Unter-
bringung“, berichtet Monika Ho-
ráková von der Hilfsorganisation 
Hlavák, die auf dem Prager Haupt-
bahnhof Flüchtlinge mit Essen 
und Kleidung versorgt. 

Freundliches Antlitz 
Jiří Dienstbier, tschechischer 

Minister für Menschenrechte, plä-
dierte am Mittwoch auf einer Pres-
sekonferenz in Prag dafür, in der 
Flüchtlingsfrage ein „freundli-
ches Antlitz“ zu zeigen.Verbindli-
che Quoten lehnt zwar auch er ab, 
Tschechien könne aber freiwillig 
bis zu 15.000 Flüchtlinge aufneh-
men – weit mehr als die 4300 aus 
dem Kommissionsvorschlag. 

Das Nein des Innenministers 
kam prompt. Es handle sich um 
eine „persönliche Initiative“ 
Dienstbiers, erklärte Parteifreund 
Chovanec: „Ich wusste gar nicht, 
dass der Kollege eine so große 
Wohnung hat.“

Vor Europas Toren
Moralischer Appell ausMittel- und Osteuropa
Gabriele Lesser aus Warschau 

A ngstverzerrte Fratzen, 
Hassparolen und Stachel-
drahtzäune, um verzwei-
felte Flüchtlinge aus 

Kriegsgebieten von den eigenen 
Grenzen fernzuhalten: Nicht alle 
Menschen in den Staaten Mittel- 
und Osteuropas (MOE) sind mit 
diesem Bild ihrer Heimatländer 
einverstanden. „Wir stehen vor 
einer humanitären Katastrophe 
von außergewöhnlich großem 
Ausmaß“, mahnen knapp hundert 
Intellektuelle und ehemalige Spit-
zenpolitiker aus Polen, Ungarn, 
Tschechien, der Slowakei und 
den baltischen Republiken in 
einem offenen Brief an die eigenen 
Regierungen. „Hunderttausende 
Flüchtlinge […] hoffen darauf, in 
unserem gemeinsamen Europa 
Zuflucht, Sicherheit und normale 
Lebensbedingungen finden zu 
können. Vor nicht langer Zeit sind 
wir es gewesen, die an die Tore 
Europas klopften.“ 

Die Intellektuellen und Politi-
ker, darunter die beiden Expräsi-
denten Polens Bronislaw Komo-
rowski und Aleksander Kwaśni-
ewski, erinnern an die Solidarität
als den fundamentalen Wert der
EU. Im wiedervereinigten Europa
sei es in den letzten Wochen zu

einer erneuten Spaltung gekom-
men. Sie habe eine moralische Di-
mension. Die Unterzeichner des
Appells fordern Regierungen und
Bürger zu praktischer Solidarität
mit den Flüchtlingen auf.

Ob der Appell ein Nachdenken 
oder gar eine Kehrtwende der res-
triktiven Flüchtlingspolitik in den 
MOE-Staaten bewirkt, wird sich 
zeigen. Immerhin erkannten aber 
bereits Polens Medien, dass die 
bisherige Berichterstattung mehr 
Desinformation, Angst und dump-
fe Xenophobie vermittelte denn 
solides Wissen. Schuld an dem 
Infodesaster sind auch rechtsna-
tionale Politiker, die vor einer an-
geblichen „Islamisierung Polens“ 
durch die Aufnahme von ein paar 
Hundert muslimischen Flüchtlin-
gen warnen, vor der angeblichen 
Einführung der Scharia und den 
künftig von Muslimen vollgepin-
kelten katholischen Kirchen. 

Die EU-Kommission wiederum, 
die den Polen „Quoten“ aufdrü-
cken wolle, bedrohe die Souverä-
nität Polens, so wie es in Zeiten 
des Kommunismus Moskau getan 
habe. Rund 40 polnische Medien 
starteten nun die Infokampagne 
„Mehr Wissen, weniger Angst: 
Flüchtlinge in Polen“. Schirmherr 
und erste Informationsquelle ist 
das Ausländeramt Polens.
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SyreSyreSy r haben Afghanen Afghanen Afg von Platz eins der Flüchtlingsstatistatista tik verdrängt

Aus Syrien kommen täglich neue Kriegsflüchtlinge, 
aber auch jene in den „Warteräumen“, besonders in der 
Türkei, wollen weiter, um ein neues Leben im Westen 

zu beginnen. Die Menschen im Nahen Osten geben ihre 
Heimat auf, sie haben den Glauben an sie verloren.

E ine irakische Facebook-
Kampagne – mit bisher 
überschaubarer Anhän-
gerschaft, aber man weiß, 

wie schnell sich das ändern kann 
– mit dem Namen „Ich wandere 
nicht aus“ zeigt, wie komplex die 
Verhältnisse sind, die nun endgül-
tig aus dem Nahen Osten zu uns 
übergeschwappt sind. Im Bericht 
von Al-Arabiya über „Ich wande-
re nicht aus“ wird ein junger Mann 
in Nasiriya im Südirak vorgestellt: 
Er weiß von der Kampagne, bleibt 
jedoch dabei, dass er lieber heute 
als morgen gehen würde. Er kön-
ne aber seinen alten Vater nicht al-
lein lassen. 

Auch wenn die Lage in Nasiriya
keineswegs automatisch auf jene 
anderer Flüchtlinge aus dem Irak 
oder anderswoher, die jetzt in 
Europa ankommen, übertragbar 
ist: Die Geschichte ist wohl auch 
ein Hinweis darauf, dass wir es 
zurzeit mit zwei unterschiedli-
chen Flüchtlingspopulationen zu 
tun haben: Menschen, die gehen 
müssen, um ihr nacktes Leben zu 
retten, und Menschen, die gehen, 
weil ihnen ihre Heimat keinerlei 
Hoffnung mehr gibt. 

Bleiben sollen nur die einen 
Und ein anderer Aspekt dieser 

Geschichte beantwortet eben 
gleich auch die Frage, was denn 
das Bleiben für manche so un-
erträglich macht, selbst in Gegen-
den, wo gerade kein Krieg ist: 

Geht man auf die Facebook-Sei-
te der Kampagne, dann wird man 
sie mit Zeichen und Bildern schi-
itischer Frömmigkeit garniert fin-
den. Ein Sunnit, der diese Seite 
sieht, oder auch einfach ein iraki-
scher Mensch, der in einer Welt 
ohne konfessionelle Kategorien 
oder religiöse Dominanz leben 

will, wird das als folgende Bot-
schaft lesen: Die religiösen Schi-
iten werden aufgerufen zu bleiben 
– um das Land endgültig zu über-
nehmen. Wenn der „Islamische 
Staat“, der andere Landesteile mit 
Krieg überzogen hat, einmal be-
siegt sein wird, ist noch lange 
nicht wieder alles gut im Irak. 

Syrien, woher die meisten 
Flüchtlinge kommen – auch wenn 
man sich im Klaren darüber sein 
sollte, dass sich auch andere Ara-
ber in „Syrer“ verwandeln –, ist 
großflächig von Kampfhandlun-
gen betroffen. Seit 2011 musste 
etwa die Hälfte der Bevölkerung 
ihre Wohnorte verlassen. Dass der 
Strom nach Europa in den vergan-
genen Wochen so angeschwollen 
ist, hat gleich mehrere Gründe. 

Da gibt es tatsächlich eine Zu-
nahme der Kämpfe zwischen dem 
Assad-Regime beziehungsweise 
dessen Hilfstruppen (vor allem 
der libanesischen Hisbollah) und 
verschiedenen Rebellengruppen: 
Beim Krieg aus der 
Luft nimmt das Re-
gime keinerlei Rück-
sicht auf Zivilisten, 
aus manchen Gebie-
ten, auch bei Damas-
kus, fliehen die Men-
schen vor allem vor 
den Bombardements. 
Dazu kommen die Blo-
ckade, die Aushunge-
rung, die Krankheiten: 
Not, Elend, Tod. 

Und neuer Schrecken ist noch 
zu erwarten wie etwa die große 
Schlacht um Aleppo. Aber das ist 
nicht der einzige Krieg, bei uns 
noch stärker wahrgenommen wer-
den ja die stetigen Vorstöße des 
„Islamischen Staats“ (IS) – in die 
von den Kurden gehaltenen Ge-
biete im Norden, zurzeit auch im 

Nordwesten bei Idlib, aber auch 
im Südwesten bei Deraa. 

Der IS tritt oft als Profiteur der 
Kämpfe zwischen Regime und 
Nusra-Front auf, der Filiale von 
Al-Kaida in Syrien. Die Kämpfe 
zwischen IS und Nusra nehmen 
im Moment wieder zu. Das heißt 
ganz konkret: In Syrien findet zur-
zeit gleich auch noch der große 
Kampf um die Führung des inter-
nationalen Jihadismus statt. 

Und dann gibt es noch den 
 dritten Krieg: die Luft-
schläge der US-geführ-
ten internationalen Al-
lianz gegen den IS, die 
sich ständig ausweiten 
– nun wird sich auch 
Frankreich beteiligen, 
das bisher nur im Irak 
Einsätze flog. Die Men-
schen fliehen nicht 
nur vor dem IS, son-
dern auch vor dem 

Luftkrieg gegen den IS. 
Doch nicht alle Flüchtlinge 

kommen direkt aus den Kampfge-
bieten, viele haben Syrien schon 
vor Monaten oder sogar Jahren 
verlassen, um den Krieg in den 
Nachbarländern – Türkei, Liba-
non, Jordanien, um die am meis-
ten belasteten zu nennen – abzu-
warten. Doch das Ende ist nicht 

nur nicht abzusehen, neue Flücht-
lingsströme rücken ständig nach. 
Dass sich ihnen vermehrt syrische 
Mittelstandsfamilien anschließen,
also Menschen, die Vermögen zu-
rücklassen, verstärkt die Hoff-Hoff-Hoff
nungslosigkeit aller: Niemand er-
wartet, dass in Syrien in absehba-
rer Zeit annähernd Normalität zu-
rückkehrt. Ganz im Gegenteil, so-
eben tauchen wieder neue Akteu-
re – etwa Russland – am Rande des 
Schlachtfelds auf. 

Keine Hoffnung auf Anschluss
Die Syrer, aber auch die Iraker 

geben ihre Heimat auf, nicht nur 
physisch. 2003, nach dem Sturz 
Saddam Husseins, und noch ein-
mal 2011 durch den Ausbruch 
des Arabischen Frühlings, gab es 
Hoffnung, dass die Region An-
schluss finden könnte – in politi-
scher, wirtschaftlicher, sozialer 
Hinsicht. Diese Hoffnung ist für 
die mittelbare Zukunft zerstört. 

In den Kriegsjahren im Irak ab 
etwa 2005 war zu beobachten, 
dass Leute weggingen, sich jedoch 
die Option für eine Rückkehr 
 offenhielten: Oft deklarierten sie 
ihre Flucht nicht einmal, schon 
 allein deshalb, damit niemand ihr 
zurückgelassenes Eigentum als 
„frei“ ansehen konnte. Heute – 

hört man, quantifizieren lässt sich 
das natürlich noch nicht – schlie-
ßen mehr Flüchtlinge völlig mit 
ihrer Vergangenheit ab. Was sie 
haben, wird verkauft – da werden 
jetzt wieder ein paar Gesell-
schaftssektoren sehr reich –, auch 
um die immer teureren Schlep-
perhonorare bezahlen zu können. 

Sie sehen Europa nicht als 
 Warteraum, sie kommen, um zu 
bleiben. Und es sind nicht die 
Schlechtesten. Was nichts daran 
ändert, dass auch die „Angry 
Young Men“ des Nahen und Mitt-
leren Ostens im Strom mitwan-
dern: Modernisierungsverlierer in 
ihren eigenen Ländern, durch lan-
ge Kriege Entwurzelte und Entkul-
turalisierte, die ihre Frustration – 
und den ihnen eingebläuten prä-
modernen Islam – mitbringen 
und, wenn sie ihrer Wut Ausdruck 
verleihen, als sozial nicht kompa-
tibel angesehen werden. 

Um sie besser zu verstehen, 
müsste man sich nicht nur die ak-
tuellen Ursachen der Flucht, son-
dern jene für die Konflikte an-
sehen: natürlich die hausgemach-
ten, aber auch jene angefangen 
vom Klimawandel über die Folgen 
der neoliberalen Wirtschaft bis zu 
den regional- und geopolitischen 
Machtspielen. 

Eine von einem Raketenangriff im April verwüstete Straße in Aleppo: laut der syrischen 
Nachrichtenagentur Sana Folge der Kampfhandlungen zwischen IS und Nusra-Front. 
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Es gibt mehr 
als einen Grund 

zur Flucht

ANALYSE: Gudrun Harrer

E s war einmal, da baten 
deutsche und österreichi-
sche Flüchtlinge in Kabul 
um Asyl, während des 

Ersten Weltkriegs, und, zugege-
ben, viele waren es nicht: Aus rus-
sischen Gefangenenlagern ent-
kommen, hatten sie sich nach Af-Af-Af
ghanistan durchgeschlagen. Heu-
te stellen die Afghanen die zweit-
größte Flüchtlingsgruppe interna-
tional – aber auf Platz zwei sind 
sie erst gerutscht, als sie von den 
Syrern verdrängt wurden. 

Oft wird heute von einem „Drei-
ßigjährigen Krieg“ im Nahen Os-
ten gesprochen, in Analogie zum 
europäischen im 17. Jahrhundert: 
In Afghanistan sind die dreißig 
Jahre längst überschritten. Die ers-
te große Flüchtlingswelle setzte 
1979 ein, nach der sowjetischen 

Invasion, die die alte Elite ver-
trieb. In den 1980er-Jahren fand 
der Krieg gegen die Sowjets statt, 
führend geschlagen von – von den 
USA gemeinsam mit Saudi-Ara-
bien unterstützten – Islamisten. 
Diese setzten sich Mitte der 1990er
in ihrer brutalsten Form, den 
paschtunischen Taliban, in Kabul 
durch: Wer sich nicht damit abfin-
den wollte, musste weg. 

Nach 2001, als die USA infolge 
von 9/11 die Taliban gestürzt hat-
ten, setzte eine Rückkehrbewe-
gung nach Afghanistan ein. Aber 
die Hoffnungen der Heimkehrer 
und aller anderen, die glaubten, 
ein völlig neues Afghanistan auf-auf-auf
bauen zu können, wurden bald 
frustriert. Seit dem offiziellen 
Auslaufen des internationalen Mi-
litäreinsatzes wird die Sicher-

heitssituation wieder schlechter, 
was wiederum zur Folge hat, dass 
sich auch die nach eineinhalb 
Jahrzehnten Aufenthalt in Afgha-
nistan ermüdeten NGOs mit ihren 
Projekten zurückziehen. Sie wa-
ren auch Arbeitgeber. 

Ausgebildet und arbeitslos
Der Krieg hat nie aufgehört. 

Auch die Hoffnungen auf einen 
politischen Neubeginn unter Prä-
sident Ashraf Ghani haben sich 
nicht erfüllt. Gleichzeitig gibt es 
heute eine neue, nach dem Tali-
ban-Sturz entstandene Schicht 
junger ausgebildeter Afghanen – 
ohne jede Perspektive. 

Diesen Sommer hat mit großer 
Wucht eine neue Flüchtlingswel-
le eingesetzt, laut New York Times 
haben bereits im Juli, als es noch 

nicht so schlimm war, 77.700 Af-Af-Af
ghanen die Türkei und Europa er-
reicht, im Vergleich zu 58.500 
während des gesamten Jahrs 2014. 

Die beliebteste, weil billigste 
Route, jene über den Iran, ist auch 
die gefährlichste, an der Grenze 
wird geschossen. Der Iran war be-
sonders für schiitische Afghanen, 
die vor dem sunnitischen Extre-
mismus flüchteten – im Teheraner 
Stadtbild fallen die vielen Hazara 
optisch auf –, erste Anlaufstelle. 
Laut UNHCR halten sich 950.000 
Afghanen in der Islamischen Re-
publik auf, in Pakistan sind es ein-
einhalb Millionen. 

In beiden Ländern werden heu-
te die afghanischen Flüchtlinge 
„ermutigt“ zurückzugehen. Etwa 
140.000 sollen heuer Pakistan ver-
lassen haben, hunderttausende 
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kamen in den letzten Jahren aus 
dem Iran zurück. Sie waren nicht 
die wirtschaftlich und sozial Er-
folgreichsten in ihren Gastländern 
– und verstärken jetzt den existen-
ziellen Druck auf die Jugend. Oft 
bringt eine Familie das Geld nur 
für einen auf: Nicht selten ist es 
der Jüngste, dem man den Neu -
beginn in Europa zutraut. (guha) 

Eine Generation wandert aus: 
Afghanen in Deutschland.  

Foto: AP / Matthias Balk

AfghanAfghanAfg istan und der ewige Krieg
Seit der sowjetischen InvaInvaIn sion 1979 folgt eine Flüchtlingswelle auf die andere
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Standard: Droht  Droht  D das europäische 
Projekt zu scheitern? 
Gentiloni: Das Risiko gibt es, auch 
wenn die EU zuletzt vorankam. 
Und zwar seit dem 18. April, als 
hunderte Menschen im Mittelmeer 
ertranken. Das war die Stunde null, 
danach war die Zuwanderung Top-
thema. Nun hat es EU-Kommis-
sionspräsident Jean-
Claude Juncker auf die 
Agenda gesetzt, und am
Mittwoch wird es einen 
neuen Gipfel geben, 
aber die Krise ist viel 
schneller als die euro-
päische Antwort.

Standard: Gibt  Gibt  G es Hoff-
nung, nung, nung an der Krise zu 
wachsen? 
Gentiloni: Sie ist Bedrohung und 
Chance. Voraussetzung ist aber, 
wie Österreichs 

Voraussetzung 
Österreichs 

Voraussetzung 
Kanzler Werner 

Faymann sagte, dass die Schuld-
zuweisung aufhört und man zu 
Mitverantwortung übergeht. 

Standard: Sind  Sind  S Quoten und Hot-
spots wirklich die Lösung? 
Gentiloni: Das ist selbstverständ-
lich nicht genug, weil man die ak-
tuelle Krise im Rahmen der 25 Jah-
re alten Dublin-Regeln nicht lösen 
kann. Diese allmählich zu über-
winden heißt, Aufnahme, Asyl, 
Verteilung, Rückführung gemein-
sam zu organisieren. Ein Konti-
nent mit 700 Millionen Einwoh-
nern und einer, der zu den reichs-
ten der Welt zählt, kann einige 
Hunderttausend Migranten jähr-
lich verwalten. 

Standard: Europa ist ein zahnloser 
Tiger, was kann es in dieser schwie-
rigen Lage tun?

Gentiloni: In Zeiten des Multilate-
ralismus geht es darum, diplo -
matische und wirtschaftliche Lö-
sungen zu finden, und zwar mit 
Beteiligung Europas, der USA 
und der Länder der Region. Ich 
denke, wir haben eine Chance, 
wenn auch eine sehr zerbrechli-
che, auf eine Vereinbarung in Li-

byen. Und es gibt so-
gar einen Schimmer 
Hoffnung für einen po -
litischen Übergang 

po 
Übergang 

po 
in 

Syrien. 

Standard: Ungarn  Ungarn  U
schottet sich ab, und 
Kanzler Faymann 
zieht Nazi-Vergleiche. 
Stimmen Sie ihm zu? 
Gentiloni: Das Verhal-

ten der ungarischen Regierung ist 
nicht im Einklang mit den EU-
Grundsätzen. Man kann nicht nur 
den guten Teil nehmen und gleich-
zeitig verächtlich die Prinzipien 
ablehnen. Wir müssen einen Weg 
finden, diese Botschaft mit klaren 
Entscheidungen auf EU-Ebene um-
zusetzen. 

Standard: Die deutsche 
Kanzlerin Angela Mer-
kel hat viel Kritik geern-
tet für die zeitweilige 
Öffnung 

für 
Öffnung 

für 
der Grenzen ... 

Gentiloni: Die Kanzlerin 
hat eine mutige Ent-
scheidung getroffen. 
Ich habe nie an die 
„pull theory“ geglaubt, 
wonach manche Regie-
rungsentscheidungen 
Flüchtlingsströme in 
Gang setzen können. 
Ich habe diese Theo-
rien kritisiert, als sie 

gegen Italien gerichtet waren, als 
wir die Rettungsoperationen auf 
hoher See durchführten; und ich 
kritisiere sie jetzt, wenn sie gegen 
Berlin gerichtet werden. 

Standard: Dublin muss also refor-
miert werden? 
Gentiloni: Angefangen von den 
Krisensituationen, braucht man 
eine gegenseitige Anerkennung 
des Asylrechts. Jene, die in Italien 
Asyl erhalten haben, können auch 
anderswo aufgenommen werden. 
Wichtig ist eine gemeinsame 
Rückführungspolitik. Es ist sinn-
los, die Augen vor der Tatsache zu 
verschließen, dass über ein Drittel 
der Migranten in Europa Wirt-
schaftsmigranten sind. Für Rück-
führungen braucht man Ressour-
cen, wirtschaftliche und logisti-
sche Vorkehrungen, diplomati-
sche Vereinbarungen. All das 
können zwei, drei Länder allein 
nicht schultern. Wir sind ein Stück
Weg gegangen, aber es bleibt noch 
viel zu tun, und wir müssen uns 
beeilen. 

Standard: Die  Die  D Visegrád-LänVisegrád-LänVisegr der leh-
nen Quoten ab, zum Teil 
auch die muslimische 
Einwanderung. Liegen 
sie falsch?  
Gentiloni: Wer sich wei-
gert – und ich glaube 
nicht, dass es alle Vi-
segrád-Länder sein wer-
den –, irrt sich. Ich 
 respektiere natürlich 
un terschiedliche Mei-
nungen, aber ich sehe 
nicht ein, warum man 
Solidarität verweigern 
sollte, die man in ein 
paar Jahren oder Mona-

ten vielleicht selber benötigen 
würde. Was die Religion angeht: 
Sie als Kriterium zu nehmen wür-
de der Logik von Asyl widerspre-
chen.

Standard: Manche  Manche  M sagen, die Ost-
erweiterung 2004 war ein Fehler. 
Gentiloni: Die Erweiterung war ein 
großer strategischer Schritt, um 
aus der Teilung in zwei Blöcke 
her auszukommen. Heute stehen 
wir mit der Zuwanderung vor 
einer neuen politischen, strategi-
schen Entscheidung – und es 
wäre ein trauriges Paradoxon, 
wenn sich gerade jene Länder, die 
Protagonisten und Begünstigte 
der vorherigen waren, dieser Her -
ausforderung entziehen würden. 

Standard: Stimmen Sie einem Eu -
ropa mit einem harten Kern zu? 
Gentiloni: Die Lösung liegt in der 
Vorstellung der Koexistenz von 
zwei konzentrischen Kreisen mit 
unterschiedlichen Integrationsebe-
nen; aber gekennzeichnet durch 
Mitgliedschaft und den Glauben 
an Grundprinzipien. 

Standard: Mit  Mit  M der aktuellen Welle 
an Einwanderung fürchtet man die 
Infiltration durch Terroristen ... 
Gentiloni: Wachsamkeit in allen 
Richtungen ist geboten. Die Ge-
schichte dieser Monate lehrt uns 
aber, dass Terrorbedrohungen 
nicht nur von außen kommen kön-
nen, sondern auch von Menschen,
die bei uns leben. 

PAOLO GENTILONI (60) ist italienischer
Außenminister. Der Politologe war zuvor 
Lokalpolitiker, Journalist und 2006 bis 
2008 Kommunikationsminister. 
p Lp Lp angversion derStandard.at/Italien

„Sinnlos, die Augen zu verschließen“
Zwar entwickelt sich die Flüchtlingskrise schneller, als die Europäische Union darauf Antworten geben kann, 

dennoch ist Italiens Außenminister Paolo Gentiloni überzeugt davon, dass diese Herausforderung bewältigt werden 
kann. Erfolg werde man aber nur dann haben, wenn man das Problem gemeinsam und mitverantwortlich angeht.

17. August 2014, Khanaqin (Irak): Im Ali-Awa-Camp für Binnenflüchtlinge – „internally displaced people“ (IDP) –, in dem der Fotograf Daniel Etter 
dieses Mädchen beim Wasserholen fotografiert hat, leben 1200 Familien, darunter rund zehn Prozent Kinder, die jünger als drei Jahre alt sind.
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INTERVIEW: Flaminia  Flaminia  F Bussotti

B is vor wenigen Wochen 
wurden in der Ziegler-

gasse 92 im siebenten Bezirk 
Wiens noch Lesungen, Aus-
stellungen und Poetry-Slams
veranstaltet. Seit Anfang 
September werden die Räum-
lichkeiten des Vereins „Ge-
heimer Kunstsalon“ jedoch 
nahezu rund um die Uhr 
 dafür genutzt, um Hilfskon-
vois entlang von Fluchtrou-
ten zu organisieren. Zu-
nächst konzentrierte sich 
die Hilfe auf das ungarische 
Röszke, derzeit wird Flücht-
lingen in Tovarnik (Kroa-
tien) und in Sid (Serbien) 
 geholfen. Gut 50 Fahrzeuge 
voll mit Essen, Kleidung, 
Medikamenten, Hygienear-
tikeln und Decken wurden 
seither geliefert. Etwa 16 
Leute, zum großen Teil Mit-
te 20, bilden das Kernteam 
des Kunstsalons. Via Inter-
net, per Telefon und persön-
lich informieren sie über be-
nötigte Hilfsgüter, nehmen 
diese in Empfang, geben 
Tipps für die Anreise und 
leisten direkt in den Krisen-
gebieten Hilfe. (burg) 
Telefon: 0676/630 94 86
pwww.soskonvoi.com 

Künstler steigen auf 
Krisenhilfe um
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Paolo Gentiloni, 
der Außenminister 

Italiens.
Foto: APA/EPA/Hamzeh
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Das mühsame Wurzelschlagen in einem fremden Land

Wolfgang Weisgram 

Im Jahr 1950 war das kleine 
Dorf La Roque-sur-Pernes, 
wenn schon nicht tot, so doch 
todgeweiht. Gerade noch 17 

Alte lebten in dem Dorf mit der 
mächtigen romanischen Kirche. 
Von den mehr als 1000 Hektar, die 
einst unter der sanften provenza-
lischen Sonne bewirtschaftet wor-
den waren, waren noch 50 im Kul-
turbetrieb. Der Bürgermeister – 
Édouard Delebecque hieß er – 
schrieb gerade an einem Buch, das 
1951 unter dem Titel Un village 
qui s’éteint es’éteint es’éteint rschien. 
Ein Dorf, das verlischt. 

Um zu erzählen, 
war um es dann doch 
nicht so weit gekom-
men ist, muss man 
weit ausholen. Bis tief 
ins 18. Jahrhundert, als
nach der Zweiten Tür-
kenbelagerung 1683 
ganz Ungarn und der 
Nordbalkan unter habs-
burgisches Szepter kam. 1718 
wurden im Frieden von Passaro-
witz die habsburgisch-osmani-
schen In teressengebiete für die 
nächsten 200 Jahre abgesteckt. 

Habsburg regierte damit über 
ein weites, aber weitgehend auch 
unkultiviertes, sumpfiges Land. In
drei großen Migrationsbewegun-
gen holte man deshalb zwischen 
1722 und 1787 Zigtausende; Men-
schen, die sich später dann einmal 
als Donauschwaben eine Art 
Stammesnamen gegeben haben. 
Irrtümlicherweise wurde dieser 
Name aber stets eher auf „Schwa-
ben“ betont als auf „Donau“. 

Denn keineswegs zogen nur 
Schwaben nach Ungarn, in den 

Banat, in die Batschka. Aus aller 
Herren Länder taten sie das, aber 
alle eben über die Donau. Die 
meisten vom Donauhafen Ulm 
weg in den berühmten Ulmer 
Schachteln. 

Viele dieser „Schwaben“ stamm-
ten – nicht zufällig – aus Lothrin-
gen. Sie folgten dem Ruf ihres an-
gestammten Herzogs (zu erzählen, 
warum dieser Franz Stephan das 
nicht geblieben ist, würde zu weit 
führen, nämlich mitten hinein in 
den polnischen Erbfolgekrieg), 
der als Gatte von Maria Theresia 
das Ansiedlungsprojekt in die 

Hand genommen hat. 
Die erwies sich dabei 
als ein so goldenes, 
dass die habsburgisch-
lothringische Privat-
schatulle reichlich ge-
füllt wurde. Unter-
stützt wurde Franz 
Stephan dabei vom 
Pressburger Wolfgang 
von Kempelen, dessen 
berühmter mechani-

scher „Schachtürke“ nicht nur 
Maria Theresia entzückte. Von 
Kempelens Ingenieurskunst er-
möglichte erst die Trockenlegung 
des Banater Tieflandes. 

Die Donauschwaben – ob sie 
nun Elsässer waren oder Lothrin-
ger, Pfälzer, Breisgauer, Italiener 
oder Franzosen – sind Auswande-
rer gewesen. Sie waren keines-
wegs die Einzigen, die sich damals 
aus dem kriegerischen Westeuro-
pa auf Wanderschaft begaben. 
Viele zog es über den Atlantik, 
nicht wenige nach Russland. Die-
se Wanderer wurden gerufen. 
Manche gar bestochen: Habsburg 
bot Grund- und jahrelange Steuer-
freiheit. Die Befreiung aus der 

Leibeigenschaft lockte auch viel 
Know-how an die Donau und die 
Theiß. In der donauschwäbischen 
Exodusgeschichte dominiert frei-
lich die Entbehrung. „Den Ersten 
der Tod“, erzählten und erzählen 
sie einander und jedem, der es 
 hören wollte und weiterhin will, 
„den zweiten die Not, erst den 
dritten das Brot.“ Eine nicht spe-
ziell schwäbische migrantische 
Generationenperspektive. 

Donauaufwärts retour
200 Jahre später sind aus den 

Nachkommen der einstigen Wirt-
schaftsmigranten mit einem Mal 
Flüchtlinge geworden, Vertriebe-
ne. Als Donauschwaben gerieten 
sie alle in den Strudel der Vergel-
tung für die nazistischen Gräuel, 
in die auch Landleute, aber kei-
neswegs alle, involviert gewesen 
waren. Zu hunderttausenden zo-
gen sie, wie sinnbildlich, wieder 
donauaufwärts. Ihr erstes Ziel war 
Österreich. Aber nicht das letzte. 

Eine Gruppe Banater – sie ka-
men aus dem rumänischen Banat, 
wo die Verfolgung allerdings nicht 
so umfassend war – entsann sich 
der Tiefe ihrer Ahnenreihe. Der 
aus Blumenthal/Maşloc/Máslak 
stammende Jurist Johann Lames-
feld nahm die Sache in die Hand, 
gründete das „Komitee der aus 
Frankreich stammenden Banater“ 
und lag als dessen Präsident den 
französischen Besatzern nachhal-
tig in den Ohren. 

Die waren durchaus offen, das 
Wiener Haus-, Hof- und Staats -
archiv war penibel geführt, und 
somit konnten die nachrecher-
chierenden Offiziere nach Paris 
melden: Es stimmt. Unweit von 
Blumenthal gibt es sogar ein Mer-

cydorf, benannt nach dem Loth-
ringer Claudius Florimund Graf 
Mercy, Prinz Eugens Gefährte und 
erster kaiserlicher Gouverneur 
von Temesvar. 

Die französischen Besatzer hal-
fen zunächst also, die vom Komi-
tee namhaft Gemachten unter ei -
gene Oberhoheit, sozusagen in 
Schutz vor allfälligem sowjeti-
schem Zugriff zu bringen, in ein 
Lager ins Tiroler Kematen. Mit 
einem Brief, eingenäht in die 
Tracht einer Banater Puppe, ge-
lang es von dort aus, 
Kontakt mit dem 
französischen Pre-
mier aufzunehmen. 
Umgehend kam die 
Antwort von Robert 
Schuman: „Ich als 
Lothringer kenne 
die Geschichte der 
Banater.“ 

Von November 
1948 bis April 1949 
kamen also mehr als 
10.000 Banater ins 
Elsass und nach 
Lothringen. Und wie 
alle Flüchtlinge standen auch sie, 
die da in Colmar herzlich will-
kommen geheißen wurden, vor 
der Herausforderung, neu anfan-
gen zu müssen. Viele fanden 
Arbeit auf den elsässischen Wein-
gütern, viele in den lothringi-
schen Industrien. 

Was aber sollten die Bauern 
tun? Eine Colmarer Zeitung 
brachte eine wöchentliche Beila-
ge von und über die Banater, und 
in dieser wurde 1950 einmal auch 
diese Frage behandelt. Dass so 
mancher Tieflandbauer aus dem 
Osten auf der Suche nach Grund 
und Boden sei. Das las einer, den 

es aus Lothringen in die Provence 
verschlagen hat. Mit der Zeitung 
in der Hand klopfte er bei Édou

Zeitung 
Édou

Zeitung 
-

ard Delebecque an, der gerade am 
Manuskript seines Abgesanges 
werkte. Und so entstand die Idee. 

Eine Woche später schon war 
Lamesfeld bei Delebecque. Wie-
der wurde Schuman – mittlerwei-
le Außenminister – eingeschaltet. 
Ein Prominentenkomitee machte 
Stimmung, sammelte Spenden. 

Nach und nach bevölkerte sich 
das Dorf wieder. Die Schwaben 

krempeln die Ärmel 
hoch, setzen die 
Ruinen im Ortskern 
instand, roden mehr 
als 200 Hektar, pflan-
zen 30.000 Obstbäu-
me, legten Weingär-
ten an. Nicht ganz 
500 Menschen leben 
heute hier, in der 
Nähe von Avignon. 
Sind, no na, Franzo-
sen. Sind aber doch 
auch, no na, Schwa-
ben geblieben. 

Peter-Dietmar Le-
ber, Chef der deutschen Lands-
mannschaft der Banater Schwa-
ben und auch ein Chronist des 
wieder erblühten La Roque-sur-
Pernes, bringt das identitäre Di-
lemma – so es denn, was füglich 
bezweifelt werden darf, wirklich 
eines wäre – wunderbar auf den 
Punkt. Auf seine diesbezügliche 
Frage, so schreibt er, erklärte 
ihm eine alte La Roquerin un -
missverständlich: „Wir sind Fran-
zosen und bleiben Franzosen!“ 
Um wenig später in ebendieser 
Weise zu ihrem Mann zu sagen: 
„Du weißt doch, wie die Fran -
zosen sind!“

Die provenzaovenzaov lischen Schwabenhwabenhw
Eine Gruppe donauschwäbischer Flüchtlinge hat 1950 tatkräftig damit begonnen, ein kleines Dorf 

in Südfrankreich zu reanimieren, über das selbst der damalige Bürgermeister schon das Kreuz geschlagen hatte. 
Eine kleine, europäische Geschichte von Wirtschaftsmigration, Vertreibung, Flucht und Neuanfang.

13. August 2015, Kos (Griechenland): Ein Mann aus Pakistan betet an einem Strand der griechischen Insel Kos, nachdem er und andere Flüchtlinge 
die Überfahrt von der im Südwesten der Türkei gelegenen Stadt Bodrum aus auf einem Schlauchboot überlebt haben.
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Mit der Zeitung in 
der Hand klopfte er 
beim Bürgermeister 

an, der gerade am 
Manuskript seines 

Abgesanges werkte. 
So entstand die Idee.

„

“

AUF 
DER 

FLUCHT



Conrad Seidl 

D ie Bundesregierung kann 
es nicht – und die EU 
kann es erst recht nicht. 
Das ist die klare Antwort, 

die 82 beziehungsweise sogar 89 
Prozent der Wahlberechtigten in 
einer aktuellen Umfrage des Lin-
zer Market-Instituts auf die Frage 
geben, ob die jeweilige Institution 
die Probleme mit den Flüchtlin-
gen im Griff hätte. 

Und: 47 Prozent sind voll und 
ganz der Meinung, dass die EU Ös-
terreich in der derzeitigen Situa-
tion allein lasse. Besonders ältere 
und weniger gebildete Personen 
üben starke Kritik an der EU-
Flüchtlingspolitik. 

Gleichzeitig zeigt sich, dass die 
gestiegene Zahl der Flüchtlinge 
die Prioritätensetzung stark ver-
ändert hat: „Der Wunsch, dass 
Flüchtlinge gerecht in der ganzen 
EU verteilt werden sollten, ran-
giert jetzt als Topaufgabe für die 
Bundesregierung, gefolgt von dem 
Schutz vor Terror – noch im Juni 
lagen beide Themen hinter den 
Sorgen um Arbeitsplätze, dem 
Wunsch nach Steuerentlastung 
und der Forderung nach Ausbil-
dung für alle Menschen unter 18 
Jahren“, erinnert sich Market-Stu-
dienleiter David Pfarrhofer. 

43 Prozent sehen zu viel Hilfe
Die in der Vorwoche durchge-

führte Umfrage belegt auch: Die 
Österreicher 

Umfrage 
Österreicher 

Umfrage 
sind zwar stolz auf 

die geleistete Hilfe – aber 43 Pro-
zent sagen gleichzeitig, dass Ös-
terreich schon zu viel des Guten 
getan hätte. Die entsprechende 
Frage lautete: „Es haben sich ja 
verschiedene Staaten und Institu-
tionen um Hilfe für die Flücht -
linge gekümmert. Wer hat da zu 

 wenig gemacht, wer hat gerade 
richtig agiert, und wer tut viel-
leicht zu viel des Guten?“ 41 Pro-
zent sagten, Österreich agiere ge-
rade richtig, elf Prozent sagten, es 
habe zu wenig getan. Für Deutsch-
land lauten die Ver gleichs zahlen: 
49 Prozent „zu viel“, 35 Prozent 
„gerade richtig“ und ebenfalls elf 
Prozent „zu wenig“. Und für das 
eigene Heimatbundesland sagen 
28 Prozent, dass es zu viel für die 
Flüchtlinge tue. 

Der Caritas unterstellen bei die-
ser Frage 27 Prozent zu viel Enga-
gement, den ÖBB 25 Prozent und 
dem Roten Kreuz 21 Prozent. 

Der Standard ließ weiter fragen: 
„Und wie ist das mit den politi-
schen Parteien Österreich? 

politi-
Österreich? 

politi-
Ich 

lese Ihnen nun die Parteien vor 
und bitte Sie, mir zu sagen, ob die 
jeweilige Partei derzeit im Großen 
und Ganzen das Richtige tut oder 
ob sie eher das Falsche tut.“ 

Von der Kanzlerpartei SPÖ 
 sagen 41 Prozent, dass sie das 
Richtige tue, ebenfalls 41 Prozent 
sagen, dass die SPÖ das Falsche 
mache. Für die ÖVP, die die zu-
ständige Innenministerin stellt, 
sind die Werte ähnlich: 41 Prozent 
sagen, sie tue das Richtige, 38 Pro-
zent meinen, was die ÖVP 

Richtige, 
ÖVP 

Richtige, 
tue, sei 

falsch. Bei allen anderen Parteien 
überwiegt die Einschätzung, dass 
diese Partei das Falsche tue. Das 
gilt für die FPÖ mit 52 Prozent bei-
nahe im gleichen Ausmaß wie für 
die Grünen (47 Prozent) – obwohl 
diese beiden Parteien bekanntlich 
gegensätzliche Ansichten vertre-
ten. Pfarrhofer: „Bei beiden Partei-
en sagen auch jeweils 31 Prozent, 
dass sie das Richtige täten – die 
Positionen der Grünen halten 
eben eher die höher Gebildeten 
für richtig, die der FPÖ eher die 
Bildungsfernen.“

Schwere Kritik an EU und Regierung
Kann man zu viel helfen? Ja, meinen 43 Prozent der Österreicher über die Hilfe, die Österreich leistet. 

Nur elf Prozent erklären, dass eigentlich mehr für die Flüchtlinge getan werden müsste. 

21. April 2014, Sabrata (Libyen): Libyen ist eines der wichtigsten Transitländer für afrikanische Flüchtlinge und Migranten auf dem Weg nach Europa. 
Im Bild hat Daniel Etter eine Gruppe aus Eritrea in einem Haftzentrum in Sabrata, einem der libyschen Hauptschmuggelhäfen, fotografiert.
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Was die Österreicherinnen und Österreicher über die Flüchtlingskrise denken

Telefonische CATI-Interviews, repräsentativ für die österreichische Bevölkerung ab 16 Jahren.
Erhebungszeitraum: 15.–17. September 2015, Ergebnisse in Prozent, n =400

Frage:Über Flüchtlinge gibt es ja unterschiedliche Ansichten. Ich lese Ihnen nun einige davon vor und bitte Sie,mir jeweils zu sagen, ob Sie dieser
Ansicht voll und ganz, eher schon, eher weniger oder gar nicht zustimmen.

voll und ganz
Rest auf 100 Prozent:
weiß nicht, keine Angabegar nicht eher weniger eher schon

Egal ob jemand späterAsyl bekommtoder nicht –
währenddesAsylylverf

später
rf

später
ahrensbraucht jederjeder EssenundeinDachüber demKopfpf

Österreich kann stolz darauf sein,was esbisher für Flüchtlinge getanhat

Die EU lässtÖsterreich inder derzeitigenSituation alleine

IchhabeMitleidmit denen, die unter Lebensgefahr inBootenüber dasMeer kommen

Europa ist für Asylsuchendeein viel zu attraktives Ziel

Deutschlandhat durchdieÖffnungÖffnungÖf derGrenzendazubeigetragen,
dass viele Asylylsuchende sich auf

fnung
auf
fnung

denWegngnachMitteleuropateleuropagegemacht haben
WennDeutschlanddieGrenzen schließt undkeineFlüchtlingemehr einreisen lässt,
müssenwir dies auch tun
DieEUsolltemit einemMilitäreinsatz Kriegewieden inSyrienbeenden,
damit niemandausKriegsiegsgegebieten fliehenmuss

DasBundesheer solltemithelfen, Schutzzonen für Flüchtlinge inAsien undAfrika zu schaffehaffehaf n

Wernicht unmittelbar verfolgtrfolgtrf wird, sollte in seineHeimat abgeschobenwerden

Werbei unsumAsyl ansucht, sollte hier sofort arbeitendürfen, umsich selbst zu erhalten

Österreich ist Asylsuchendengegenüber zu großzügig

Mit demFlüchtlingsstromkommenauchkünftigkünftigkünf e Terrore Terrore T istennachEuropa

Wenn jemanddurchein sicheres Land zuuns gereist ist, braucht er hier nichtAsyl

WennwirÖsterreicher zusammenhelfen, könnenwir alle,
die zuuns kommen, gutgut behandeln

Es ist Christenpflicht, jedemVerfolgtenrfolgtenrf zuhelfen

Menschen, die bei unsAsyl bekommenhaben, sollen ihre Familiennachholendürfen

Flüchtlinge sollten inderRegionbleibenmüssen, ausder sie
kommen, also inunmittelbarenNachbarländern vonKonfliktgebieten
Viele, die sich jetzt als Syrien-Flüchtlinge ausgeben,
kommen inWirklichkeit ganzwoanders her

Eswäre einfachermit denFlüchtlingen,wenn sie keineMuslimewären

Wennviele Flüchtlinge imLand sind, steigt dieKriminalität

Flüchtlinge, die legal hier bleiben, stärkendie österreichischeWirtschafthafthaf

Flüchtlinge, die arbeitendürfen, nehmendenEuropäerndieArbeitweg

DieMedienbauschendasFlüchtlingsproblemauf,auf,auf
es ist gt gar nicht so schlimm

Dieösterr. Politik hat dieProblememit denFlüchtlingen imGriffiffif

Die EUhat dieProblememit denFlüchtlingen imGriffiffif

1 51 51 5 35 57

3 73 73 7 40 45

1 11 11 11 31 31 37 47

7 97 97 9 30 50

4 14 14 14 24 24 29 49

4 14 14 12 32 32 34 43

9 14 30 44

13 14 22 47

6 19 31 38

8 20 32 36

11 16 41 27

9 18 32 34

9 22 29 34

10 20 23 39

12 25 35 24

9 22 30 28

16 25 40 17

13 25 27 29

6 23 28 27

17 18 31 24

10 29 26 28

15 33 35 10

19 41 21 15

33 39 14 8

40 42 12 2

66 23 34

Was die Österreicher über das Flüchtlingsproblem denken
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SalafisSalafisSalaf ten am Westbahnhof stbahnhof st
Islamisten als Flüchtlingshelfer – Verfassungsschutz beobachtet

S ie verteilten Schokolade und ande-
re Süßigkeiten an ankommende 
Flüchtlinge am Wiener Westbahn-
hof: Unter den zahlreichen freiwil-

ligen Helfern war auch eine kleine Gruppe 
von Salafisten auszumachen, die versuch-
ten, mit Ankommenden ins Gespräch zu 
kommen – mit mäßigem Erfolg. Kaum ein 
Flüchtling hatte Zeit, sich auf 
Gespräche mit ihnen einzulas-
sen. Verständlich, rekrutierte 
die Terrormilz „Islamischer 
Staat“ doch einige ihrer Kämp-
fer aus den Reihen der österrei-
chischen Salafisten-Szene. 

Der Verfassungsschutz be-
obachtet diese Aktivitäten der 
radikalen Islamisten. „Sollte es 
einen Verdacht auf strafbare 
Handlungen geben, wird ein-
gegriffen“, sagte Innenministeriumsspre-
cher Karl-Heinz Grundböck zum
 STANDTANDTA ARNDARND D: „Der Verfassungsschutz ist auf-auf-auf
merksam.“ 

Der Salafismus ist eine religiöse und 
politische Bewegung im Islam, die nur 

von einer kleinen Minderheit der Musli-
me getragen wird. Er sieht in der islami-
schen Rechtsprechung, der Scharia, die 
einzig legitime Staats- und Gesellschafts-
form und lehnt dementsprechend westli-
che Demokratien ab. Die Übergänge 

dementsprechend 
Übergänge 

dementsprechend 
zwi-

schen politischem und dschihadisti-
schem Salafismus, dem gewaltbereiten 

Zweig, sind fließend. 
Auch in Deutschland 

tauchten Salafisten bei 
Flüchtlingsunterkünften Flüchtlingsunterkünften Flüchtlingsunterkünf und 
Bahnhöfen auf. Sie sprachen 
gezielt unbegleitete Jugendli-
che an, die ohne ihre Familien 
auf der Flucht sind und nach 
Anschluss und Halt suchen. 

Dieser Art der Sozialarbeit 
gilt als Markenzeichen der Is-
lamisten, die immer auftau-

chen, wenn junge muslimische Männer 
vor gravierenden, oft existenziellen Prob-
lemen stehen und dadurch empfänglich 
für ihre radikalen Botschaften sind. Eine 
starke Vereinfachung des Islam dient 
 ihnen dabei als Vehikel. 

Keine Hinweise auf Terrorkämpfer 
Dass Salafisten auf Bahnhöfen mit IS-

Terroristen in Kontakt treten, ist möglich, 
aber unwahrscheinlich. Es gebe keine 
Hinweise darauf, dass islamistische Ter-
rorgruppen die Flüchtlingsströme nutzen, 
um Kämpfer nach Europa zu schicken, 
stellte Gerhard Schindler, Chef des deut-
schen Bundesnachrichtendienst (BND), 
vergangene Woche in einem Interview 
fest. Daran hat sich nichts geändert, sagte 
eine Sprecherin des Geheimdienstes im 
 STANDTANDTA ARNDARND D-Gespräch. 

Die Terrorkämpfer seien schlicht nicht 
darauf angewiesen, diese beschwerlichen 
und waghalsigen Wege auf sich zu neh-
men, sie könnten einfach mit gestohlenen 
oder gefälschten Papieren in ein Flugzeug 
steigen. Die eigentliche Gefahr gehe näm-
lich nach wie vor von jenen aus, die 
Deutschland und andere europäische Län-
der verlassen haben, um sich in Syrien 
oder dem Irak dem Dschihad anzuschlie-
ßen. (sum) 

Sechste Urlaubswoche swoche sw und ein Bonus/Malus lightlightlig
Hinter den Kulissen haben 

sich SPÖ und ÖVP beim 
Arbeitsmarktpaket 

schon weit angenähert. 
Die Kündigung von 

älteren Mitarbeitern soll 
bis zu 2800 Euro kosten, 
dafür gibt es häufiger die 

sechste Urlaubswoche.

Günther Oswald 

Wien – Vor den Landtagswahlen in 
Wien und Oberösterreich wird 
es wohl nicht mehr das Licht 
der Welt erblicken. Hinter den 
 Kulissen ist sich die rot-schwarze 
Koalition bei den Eckpunkten für 
ein Arbeitsmarktpaket aber schon 
relativ einig. 

Von einer klassischen Bonus-
Malus-Regelung zur Beschäfti-
gung älterer Arbeitnehmer hat 
man sich wie berichtet verab-
schiedet. Im Regierungspro-
gramm war noch angedacht, für 
jede Branche eine verpflichtende 
Quote an Mitarbeitern über 55 Jah-
ren einzuführen. Wer die Quote 
übererfüllt, hätte einen Bonus 
 bekommen sollen. Bei Unter-
schreitung hätte ein Malus bezahlt 
werden müssen. 
Q Auflösungsabgabe: Stattdessen 
wird es nun eine gestaffelte Auf-Auf-Auf
lösungsabgabe geben, in Koali-
tionskreisen spricht man von 
einem „Kündigungsmalus“. Statt 
wie bisher pauschal 118 Euro 
muss ein Arbeitgeber dann also 
bei Kündigungen, Entlassungen 
und einvernehmlichen Trennun-
gen eine von Alter und Dienstzu-

gehörigkeit abhängige Auflö-
sungsabgabe zahlen. 

Die derzeit wahrscheinlichste 
Variante: Für junge Mitarbeiter 
dürfte sie auf rund 90 Euro sinken, 
ab 40 Jahren soll sie etwas höher 
sein als bisher, danach bis zum Al-
ter von 55 „sanft ansteigen“. Wer 
über 55-Jährige abbaut, soll dann 
wesentlich stärker zur Kasse ge-
ben werden. Im Gespräch ist eine 
maximale Abgabe von 2600 bis 

2800 Euro. Die soll dann anfallen, 
wenn der Dienstnehmer über 60 
ist und mindestens zehn Jahre im 
Betrieb war. 

Insgesamt soll das Modell aber 
aufkommensneutral sein. Sprich, 
man will in etwa so viel einneh-
men wie bisher, also 60 Millionen 
Euro pro Jahr. Allerdings, und das 
wäre neu: Die Mittel sollen zur 
Gänze dem Arbeitsmarktservice 
(AMS) zukommen (bisher gehen 

50 Prozent in das Budget des Fi-
nanzministers). 
Q Mehr Mittel für Förderungen: Das 
AMS würde im Gegenzug – das 
wäre sozusagen der Bonus für die 
Wirtschaft – die Mittel für die so-
genannte Eingliederungsbeihilfe 
aufstocken. Diese Beihilfe können 
derzeit Firmen beantragen, die 
Arbeitslose anstellen, die zumin-
dest sechs Monate ohne Job wa-
ren. Künftig soll aber auch der Be-

Lange wurde verhandelt: Nun könnten Wirtschaftskammer-Präsident Christoph Leitl, VP-Chef Reinhold 
Mitterlehner, Kanzler Werner Faymann und ÖGB-Chef Erich Foglar (v. li. n. re.) den Sack zumachen.
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zieherkreis größer werden: Auch 
Menschen, die beispielsweise 
fünf Monate arbeitslos waren, 
könnten – so das AMS das für 
sinnvoll hält – gefördert werden. 
Q Sechste Urlaubswoche: Recht weit 
ist man auch bei der sechsten 
Urlaubswoche. Derzeit gibt es die 
nur, wenn man 25 Jahre in einem 
Betrieb gearbeitet hat, künftig 
können mehrere Dienstverhält-
nisse zusammengezählt werden. 
Wer also mit 20 zu arbeiten be-
ginnt und nie arbeitslos war, be-
käme die sechste Woche mit 45 
Jahren. Strittig sind noch die Vor-
dienst- und Ausbildungszeiten. 
Die Arbeitnehmer wollen bis zu 
sieben Jahre angerechnet haben, 
das wird aber bei der ÖVP 

angerechnet 
ÖVP 

angerechnet 
eher 

nicht durchsetzbar sein. Die Wirt-
schaft klagt ohnedies bereits, dass 
die sechste Urlaubswoche Mehr-
kosten von bis zu 400 Millionen 
Euro verursache. 
Q Flexiblere Arbeitszeiten: Im 
Gegenzug bekäme man aber end-
lich die seit Jahren diskutierten 
flexibleren Arbeitszeiten. In Be-
trieben mit Gleitzeit soll dann eine 
tägliche Arbeitszeit von zwölf 
(statt zehn) Stunden möglich sein, 
auch bei Dienstreisen soll es wei-
tere Ausnahmeregelungen geben. 

Betont wird aber von allen Sei-
ten: Finalisieren müsse das Paket 
die Regierungsspitze. Und: Einen 
Abschluss wird es nur für ein Ge-
samtpaket, nicht aber für Teilas-
pekte geben. Wie berichtet sollen 
ja auch strengere Regeln für 
Arbeitslose mitbeschlossen wer-
den. Wie es ein Verhandler sagt: 
„Wenn die andere Seite eine 
 Rosine herausnimmt, nehmen 
wir auch eine heraus.“ 

Kommentar Seite 48

AUF 
DER 

FLUCHT

Unter die Helfer, die die Flüchtlinge 
am Wiener Westbahnhof empfingen, 

mischten sich auch ein paar Salafisten.
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Conrad Seidl 

T racht war ein deutsch be-
siedelter Marktflecken in 
der Nähe von Nikolsburg, 
der das Pech hatte, 1918 

an die Tschechoslowakei zu fal-
len. Und der 1945 das weitere 
Pech hatte, dass die tschechische 
Mehrheitsbevölkerung alles, was 
irgendwie deutsch erschienen ist, 
ausradieren wollte. Otto Richter, 
der Bäcker des Ortes, der auf 
der Landkarte seither Strachotín 
heißt, hätte man vielleicht noch 
eine Zeit gebraucht – wenn er sei-
ne Familie im einige 
Kilometer entfernten 
Auspitzer Lager inter-
nieren hätte lassen. 

Das aber wollte das 
damals 46 Jahre alte 
Familienoberhaupt in 
Kenntnis der inzwi-
schen bekannt gewor-
denen Gräuel (das na-
tional-kommunisti-
sche Terrorregime hat-
te kurz zuvor den „Brünner Todes-
marsch“ in der Nähe vorbeige-
führt) lieber nicht riskieren. 

Daraufhin warf man ihn aus 
dem Haus und enteignete im 
Handumdrehen die Bäckerei. 
„Wir durften nur mitnehmen, was 
wir tragen konnten, der Vater hat 
gesagt: Dokumente, etwas War-
mes zum Anziehen und einen 
Topf, damit wir uns unterwegs 
vielleicht etwas kochen können“, 
erinnert sich Tochter Dorothea, 
die damals 14 Jahre alt war. 

Warme Strümpfe mitzuneh-
men, das hatte sie vergessen. Als 
sie nochmals ins Haus wollte, um 
die zu holen, hat sie der Sohn des 
neuen tschechischen Hausherrn 
angeblafft: „Raus da, das gehört 
jetzt alles mir.“ 

Bei einem tschechischen Bau-
ern im Ort fand die Familie für 
 einige Nächte Unterschlupf. Als 
der Hinterausgang eines Nachts 
nicht bewacht war, „sind wir um 
drei in der Nacht losgezogen, der 
Vater, die Mutter, die Schwester 
und ich. Mein kleiner Bruder war 
da schon an der Ruhr gestorben, 
die hat sich nach dem Brünner 
 Todesmarsch in unserer Gegend 
ausgebreitet. Später haben wir 
 erfahren, dass man den Bauern 
 erschossen hat, weil er unsere 
Flucht begünstigt hätte.“ 

Die Flucht ging zuerst zur ös -
terreichischen Grenze, 
die am Vormittag er-
reicht wurde – „da sind 
wir gut aufgenommen 
worden, wir konnten 
essen und uns aus-
schlafen bei einem 
Greißler, der uns auch 
Wolle und Strickzeug 
für neue Strümpfe ge-
schenkt hat“. 

Aber wohin von 
dort? Wien (wo Verwandte gelebt 
haben) war zerbombt und von 
einer Hungersnot geplagt. In 
 Bayern hatte die Schwester eine 
Bekannte, also ging es quer durch 
Niederösterreich („ein Stück hat 
uns ein Russe mit dem Auto mit-
genommen“) zur Ennsbrücke, die 
damals Grenze der Besatzungs -
zonen war, und in den Turnsaal 
einer Schule. Die Engländer ver-
schenkten weißes Gebäck – das 
den Vertriebenen prompt bei einer 
der nächsten Übernachtungen 

prompt 
Übernachtungen 

prompt 
auf 

einem Bauernhof wieder gestoh-
len wurde. Aber weiter, weiter. 
Nach Salzburg, zweimal über-
nachten im Hauptbahnhof. Weiter 
nach Freilassing. Weiter nach 
Pähl, wo der Bürgermeister die 
 Geflüchteten für einige Monate in 

einem von Nonnen bewirtschafte-
ten Schloss untergebracht hat.

Dann der Kontakt zu einem On-
kel in Wien: 1946 konnten Vater, 
Mutter und Tochter zu diesem On-
kel in die Wiener Hetzgasse zie-
hen und einen Schlafplatz auf 
dem Boden finden, die Schwester 
blieb in Bayern. In Wien gab es 
zwar Zukunftshoffnung, aber 
nichts zu essen. Denn ohne or-
dentliche Wohnung keine Lebens-
mittelkarten – dafür der Wunsch 

der mit den Altösterreichern gar 
nicht glücklichen Regierung, die-
se wieder nach Deutschland ab -
zuschieben: „Wir mussten uns re-
gistrieren lassen und sollten nach 
Ulm gebracht werden. Aber der 
letzte Zug ist ohne uns gefahren.“ 

Also blieb man in Wien, der 
 Vater fand Arbeit in einer Bäcke-
rei – „da hat er immer etwas 
 mitgebracht, das man tauschen 
konnte. Etwa gegen einen Anzug, 
den ihm eine 

Nachbarin aus einer alten Decke 
genäht hat.“ Und endlich wieder 
in die Schule gehen, „ich hatte ja 
seit der zweiten Hauptschulklasse 
keinen Unterricht mehr gehabt“. 

Österreicher waren die Altös-
terreicher damit noch lange nicht: 
„Der Vater musste ein halbes Jahr 
in den Wäldern an der Neunkirch-
ner Allee arbeiten, dann hat er die 
Staatsbürgerschaft bekommen. 
1000 Schilling hat die gekostet, 
damals ein Vermögen.“     

„Der letzte Zug ist ohne uns gefahrfahrfa en“
In der unmittelbaren Nachkriegszeit wurden zehntausende Altösterreicher von Tschechen verfolgt, verjagt oder 

ermordet – aber im kriegszerstörten Österreich waren sie auch nicht willkommen. Ein Vertriebenenschicksal. 

17. August 2014, Khanaqin (Irak): Daniel Etter besuchte das Ali-Awa-Lager, in dem Menschen leben, die innerhalb des Landes als IDPs, als „internally 
displaced people“, auf der Flucht sind. Tausende sind aus der nahen Stadt Jalawla geflohen, wo kurdische Truppen gegen die Terrormiliz IS kämpften. 
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Eine Flucht aht aht us  aus  a Südmähren. Zum Umgang mit den Altösterreichern 

Colette M. Schmidt 

Zuwanderung ist kein Pro -
blem, unter dem das steiri-

sche Eisenerz zu leiden hätte. 
Im Gegenteil. Die Bergbaustadt 
ist ein Paradebeispiel für 
 postindustrielle Abwanderung: 
1956 zählte man über 12.000 
Einwohner, heute nicht einmal 
4300. Die Jugend geht fort, die 
Stadt hat österreichweit den 
höchsten Altersdurchschnitt. 

Doch fürs Jammern ist Bür-
germeisterin Christine Holzwe-
ber (SPÖ) 
germeisterin 

(SPÖ) 
germeisterin 

nicht zu haben. „Wir 
waren die Ersten, die gesagt 
 haben, wir stellen uns dieser 
Realität.“ Vor Jahren begann 
man den von Soziologen beglei-
teten geordneten Rückbau mit 
dem Abriss von Häusern. Aber 
man habe auch Zukunftspro-
jekte: etwa ein Forschungszen -
trum in stillgelegten Stollen 

und ein nordisches Ausbildungs-
zentrum. Auch wenn es freilich zu 
wenig Jobs gebe: „Der Erzberg 
steht in voller Blüte“, betont Holz-
weber, „dort wird so viel Erz abge-
baut wie lange nicht, nur nicht 
mehr unter Tage und mit weniger 
Arbeitern“. Eine alte Arbeitersied-
lung wurde zum Tourismuspro-
jekt. In Leerstände, wie jene, die 
das Alternativfestival Rostfest mit 
Urban Camping bespielt, können 
aber keine Flüchtlinge ziehen – sie 
hätten weder Strom noch Wasser. 

Keine Untergriffe 
Doch in eine andere Siedlung 

sollen im Oktober rund 45 Flücht-
linge einziehen. Mittwochabend 
lud die Stadtchefin zum Info-
abend. Rund 300 kamen. „Es gab 
eine faire Diskussion“, sagt sie, 
„ich habe gesagt, jeder kann reden, 
solang er will, wenn es keine 
Untergriffe gibt.“ Am Ende sei 

„der überwiegende Teil positiv 
gewesen, viele haben sich in 
Listen zum Helfen eingetra-
gen“, so Holzweber zuversicht-
lich. Aus dem Rostfest-Umfeld 
gab es schon im Vorfeld eine 
Facebook-Initiative für die Auf-Auf-Auf
nahme von Flüchtlingen. 

Holzweber räumt aber ein: 
„Ein Teil ist noch abwartend. 
Ich habe auch klar gesagt, wenn 
jemand nicht helfen will oder 
kann, wird er nicht schief ange-
schaut. Aber ich fordere, dass 
auch die, die helfen wollen, 
nicht schief angeschaut wer-
den.“ Man sei auch im Aus-
tausch mit der Nachbargemein-
de Vordernberg, wo das – mitt-
lerweile geteilte – Schubhaft-
zentrum steht. Dort gebe es 
gute Erfahrungen. Auch wenn 
75 nach Eisenerz kommen 
 sollten, ist Holzweber sicher: 
„Wir  packen das!“

AUF 
DER 

FLUCHT „Wir „Wir „W packen das!“ in Eisenerz
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Quellen: UNHCR, Missing Migrants Project, APA, Eurostat, IOM, mut-gegen-rechte-gewalt.de; Frontex; Autoren: Fatih Aydogdu, Markus Hametner, Sebastian Pumberger

AAuuff ddee
Millionen Syrer flüchteten in den leletztzten Jahren vor Krieg und Verfolrfolrf gung, der größte Teil suchte Schutz
innerhalb des Landes und in denen unmiunmiunmittelbarenNachbarstaatenTürkei, Libanonund Jordanien. Ein kleine-
rer Teilmachte sich –wie Flülüchchtetende aus anderenLändern – auf denWegnWegnW inRichtungEuropa. Sie riskieren
ihr Leben imMittelmememeerer, G, G, Ger, Ger renzzäune bestimmen ihrenWeg, ein positiver Asylstatus ist das Ziel.

meistbenutzte Migrationsrouten |
registrierte illegale Grenzübertritte |
Jänner 2015–August 2015

* Schätzung, Zahlen für subsidiären Schutz nicht enthalten

Flüchtlingsunterkünfte in Deutschland,
die in Brand gesteckt worden sind |
Jänner 2015–August 2015

Schengen-Länder

Grenzzäune

htlinge aus Syrien |
l 2011–August 2015

Syrern gestellte Asylanträge in
pa | April 2011–August 2015

Angekommene und ToteTote im Mittelmeer

Anzahl der Opfer imMittelmeer
Vergleich Jänner–September | 2014 zu 2015

Größte FlücFlücFlüchtlinhtlinhtlin
Durch Konflikte undundund Krie

* Stand 17. September 2015

2.812

3.841

davon

weltweit sind

Menschen im Jahr2015
aufderFlucht gestorben*,

imMittelmeerertrunkentelme

325.00000
TscTschethet

437.887
MigrantenundFlüchtlingehaben

im Jahr2015*dasMittelmeerüberquert.
* Stand 17. September 2015

AngekommeneLand Tote

121.859Italien 2.620

100100Malta –

Griechenland

Deutschland

gestellte
Asylanträge

2014

Positiventscheid
aller Anträge

4

Positiventscheid
AsyAsylanträge von

Syrern, 2014

202.815

81.325325

64.625

64.310

28.065

24.535

23.770

11.080

9.435

8.025

5.615

3.625

1.450

1.350

1.155

445

385

375

330

155

627.780

%

77 %

58 %

22 %

*39 %

67 %

70 %

94 %

15 %

27 %

44 %

54 %

38 %

73 %

37 %

26 %

47 %

26 %

61 %

36 %

45 %

94 %

100 %

64 %

96 %

k. A.

91 %

96 %

100 %

60 %

100 %

99 %

87 %

100 %

99 %

88 %

0 %

100 %

100 %

43 %

50 %

95 %

Schweden

ItalItalien

Frankreich

Ungarn

Großbritan

ÖstÖsterreich

Niederlande

SchSchweiz

Belgien

Dänemark

Bulgarien

GriGriechenland

Polen

SpaSpanien

Finnland

ZypZypern

Rumänien

IrlaIrland

Malta

TscTschechien

Luxembur

Kroatien

Portugal

SloSlowenien

Lettland

SloSlowakei

Estland

EU-28

167167

Spanien 25

473.887Gesamt 2.81212
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2015

77

121212 10

50

329329 318318

864

616

770770

359

1.243

TotTotal

24 69
9595

151

130130
10

2014

2.82.82.82.812
2.92.92.92.993

Jänner Februar März April Mai Juni Juli August September

1999–20

Österreich ist nicht das erste Mal Ziel- und ßer Fluchchchchchchtbtbtbtbtbtbe-
wegungen. 1959595959595956/1957 kamen laut UNHCR rund 181818181818180.00.00.00.00.00.00.00000000000000000000000 MeMeMeMeMeMeMenschen
aus Ungarn nach Österreich, rund zehn Prozent bliebenenenen hier. 1968
flüchteten 162626262626262.000 Tschechen und Slowaken vor dem EiEiEiEiEiEinmarsch der
Warschauer-Pakakakakakakt-Staaten, rund 12.000 davon ließen sich inin Österreich
nieder. Währenenenend dd dd des Jugoslawienkriegs flüchteten r 0.000 Bosni-
ererererer ununununund rd rd rd rd runund 1d 13.3.3.3.000 Menschen aus Kroatien na reich. Nach
1995 kehrten viele zurück, rund 60.00.000 BoBoBosnsnsnsnsnsnierierierierierier blblblblbl Österreich.
Als im Frühjahr 1999 die Verertrtreibeibung dg der Kosovo-Albaner eskalierte,
nahm Österreich mehr alslslsls 5000 Flüchtltlinge auf.

RouRouRouten: Die EU-Grenzschutzagentur Frontex zählt die Flüchtlinge ininin Rich-
tungngng Europa. Seit Jahresbeginn wird vor allem von Syrern die Rououououtetetetetetetete übübübüber
das östststlililiche Mittelmeer und den Westbalkan genommen, aberererer auauch über
die zentralealeale Mittelmeerroute erfolgten mehr als 100.000 GrGrGrenenenzübertritte
Richtung Eurororopapapa.
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Asylanträge in Europa: Zahlen und Fakten
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Östliches
Östliches
Östliches
Östliches
Östliches
Östliches
Östliches
Östliches
Östliches
Östliches
Östliches
Östliches
Östliches Mittelmeer

Mittelmeer

Flüchtlinge

FlüchtlingeFlüchtlinge

BinnenflüchtlingeBinnenflüchtlingeBinnenflüchtlingeBinnenflüchtlinge

Asylansuchen

Flüchtlinge

N

LEN

ilieilieilien

2.6002.6002.600

132.000

248.500

9.009.009.009.000009.0009.00

7777777777777777777777.600000.00.00.00.000

FlüFlü
1.939393939

ge
1.11.11.11.11.11.11.11.11.11.114.014.014.014.014.014.014.014.014.014.014.014.014.014.014.014.014.014.014.014.014.00000000000000000000000000000000014.00014.014.00014.0

2.350

0

000000
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eeeeerr FFlulucchhtt
Die EU-Staaten sind sich – das wird in diesenWochen deutlich – bei der Asylpolitik nicht einig. So gehen auch die Anerken-
nungsquotenweit auseinander und beeinflussen so auch die Flüchtlingsrouten. EineBestandsaufnaufnauf hme vonFatih AydhAydhA ogdu,
Markus Hametner und Sebastian Pumberger. Für unseren unlängst gt gesesestototorbrbenenen KoKollllegegenenMichael „Mihi“ Bauer.
Eine digitale Version finden Sie auf derStandard.at.

Asylwerber in Österreich – Jänner bis Juli 2015

FlücFlücFlüchtlinhtlinhtlingegege nachnach AlterAlter

ngskngskngskngskngskngskngskngskngskngskatastrophenhenhenhen unseunseunseunseunseunseunseunseunsererrerrerrerrerrerrerrerrerrer Zeit
egeegeegeegeegeegeegeege aus ihrem Land vertriebenebenebenebene MenscMenscMenscMenscMenscMenscMenscMenscMenscMenscMenscMenscMenscMenscMenschen seit 1991

en-Auße

Jahre0–4 Ja
1818 %%%

3 %

21 %

45 %
1313 %%

5–11 Jahre

12–17 Jahre
18–5959 JahJahre

über 60 J0 Jahrahree

nachnachnachnach AufnahAufnahmeländmeländern | 2011–2015 2011–2011–20152015
Verteiluneilung dg der syrischen Flüchtlingege

42 %
27 %

15 %

7 %

3 %3 %

6 %

Libanon

EUEUIraIraIraIrakk
Ägypten

Türkei

Jordanien

500.000
ArmArmenienen |||

AseAseAserbaidschachachachan

1992 1999 199119911991 19941994

640.000 86863.3.000000
1.1.1.1.400.0000000

2.2.3030300.000 2.600.0.0.0.0.0.0.0.0.00000000
4.4.000.000

eria
Kosovo Irak

1991–199292

1.200.000000

Bosnien
Ruanda

Afghanistan
Syrien

1991–191991–191991–191991–191991–191991–191991–191991–1992 1979–201979–201515 2011–202011–201515

Jänner Februar März April Mai Juni Juli

0

1.000
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2.000

3.000

2.500

500

Syrien

Irak
Kosovo

Pakistan

Afghanistan

Schengen: Das 1985 auf einem Schiff auf
derMosel in der Nähe des Ortes Schengen
unterzeichnete Abkommen, führte zum
Abbau der Grenzkontrollen zwischen den
Mitgliedsstaaten und der Einführung des
freien Personen- undWarenverkehrs. Nicht
alle EU-Staaten sind Mitglied, zusätzlich
haben auch Island, Norwegen, die
Schweiz und Liechtenstein das Abkommen
unterzeichnet.

Syrer auf der FlFlFlFlucucucht:
als 11 Millionen SySySySyrer
dededederzrzrzrzeieieieit at at at aufufufuf dedededer Fr Fr Fr Flucht,
6 Millionen innerhalb

dedededes Ss Ss Ss Staat ebiets. Etwas
me ier Millionen

suchen t in anderen
Lände rwiegend in

den direkekekek hbarstaaten
d Jordanien.
SySyrer habhabenen
l 2l 2011 undnd

August 2015 in einem europäi-
schen Land um Asyl angesucht,

die meisten in Deutschland.

e setzt
neuerdings
ser Maßnahm
kanischen E
t, auch Bulg



Zwischen 2005 und 2010 war die Zahl der Migranten weltweit 
ähnlich hoch wie 15 Jahre davor. Auch der Syrien-Konflikt, 

vergleichbar mit dem Ruanda-Krieg zu Beginn der 1990er-Jahre, 
hebt diesen Trend nicht grundsätzlich aus den Angeln.

Alois Pumhösel 

D er Zerfall der Sowjetunion, das 
Ende des sowjetisch-afghanischen 
Kriegs und der Bürgerkrieg in Ru-
anda waren die Auslöser großer 

Migrationsströme zu Beginn der 1990er-
Jahre. Später wurden sie von den Konflik-
ten im Südsudan, der Masseneinwanderung 
von Menschen aus Simbabwe in Südafrika 
oder dem Zustrom von Arbeitern aus In-
dien, Nepal oder Bangladesch auf die Bau-
stellen arabischer Staaten abgelöst. 

Derartige Phänomene waren von 1990 bis 
2010 Treiber der globalen Migration, nicht, 
wie man annehmen könnte, eine zuneh-
mende Globalisierung. „Die globalen Mi -
grationsbewegungen haben zwischen 1990 
und 2010 keineswegs konstant zugenom-
men“, erklärt Nikola Sander vom Wittgen-
stein Centre for Demography and Global 
Human Capital in Wien. Mit ihrem Kolle-
gen Guy Abel veröffentlichte sie im Fach-
journal Science eine Studie, die, aufgeteilt 
in Fünfjahresintervalle, einem „Global Flow 
of People“ nachgeht. 

Zwischen 1990 und 1995 emigrierten 
demnach 41,5 Millionen Menschen. Im dar -

auffolgenden Intervall waren es gut sieben 
Millionen weniger, bevor der Wert wieder 
anstieg und von 2005 bis 2010 erneut die 
41,5 erreichte. Gemessen an der Gesamtbe-
völkerung der Erde sank der Anteil der Mi -
granten pro Fünfjahresintervall damit von 
0,75 auf 0,61 Prozent. Der gesamte Anteil 
der nicht im Geburtsland lebenden Men-
schen beträgt dagegen laut Uno etwa drei 
Prozent. Ein Fazit Sanders: „Mit der Glo -
balisierung werden Migrationsbewegungen 
komplexer. Man verharrt nicht mehr so lan-
ge in einem Zielland.“ Der klassische Gast-
arbeiter, der nur einmal umzieht, ist selten 
geworden. 

Die Zahlen, die erstmals globale Wande-
rungen quantifizieren, beruhen auf statis -
tischen Modellen, die auf Daten der Uno 
aufbauen. In Sanders Studie sind auch Zah-
len des UN-Flüchtlingshochkommissariats 
(UNHCR) integriert, ein tatsächlicher An-
teil von Flüchtlingen an der globalen Mi -
gration lasse sich aber schwer quantifizie-
ren. Unter Berücksichtigung der UNHCR-
Schätzung, wonach 2014 insgesamt 2,9 Mil-
lionen Menschen in ein anderes Land ge-
flohen sind, geht Sander davon aus, dass 
der globale Flüchtlingsanteil unter 15 Pro-

zent aller Migrationsbewegungen liege. Die 
Flüchtlingsbewegungen, die der Krieg in 
Syrien auslöst – die Hälfte der Landesbe -
völkerung von 22 Millionen ist auf der 
Flucht, davon der größte Anteil im Inland, 
vier Millionen in Camps in Nachbarlän-
dern –, seien dabei durchaus mit dem Bür-
gerkrieg in Ruanda Anfang der 1990er-Jah-
re vergleichbar. 

„Es ist aber keineswegs so, 
dass sich mit diesem Krisenherd 
die Werte der globalen Migra-
tionsbewegungen auf den Kopf 
stellen“, sagt Sander. Nach 
Europa seien anfangs überwie-
gend eher gebildete Syrer ge-
kommen, weil diese über die 
 nötigen Ressourcen verfügten. 
Mittlerweile weite sich das an-
gesichts der fehlenden Hoff-Hoff-Hoff
nung auf ein Kriegsende auf wei-
tere Bevölkerungsschichten aus. Ziel seien 
vor allem Länder mit bestehenden Commu-
nitys. 

Die traditionell großen Migrationsziele 
Nordamerika, Europa und Australien qua-
lifizieren sich neben ihrer relativ stabilen 
politischen Situation und bereits vorhande-
ner Diaspora natürlich auch mit wirtschaft-
lichen Faktoren. Auffällig sei, so Sander, 
dass keineswegs Menschen aus den ärms-
ten direkt in die reichsten Länder emigrie-
ren. „Der globale Trend zeigt, dass Auswan-
derer die Einkommensleiter Stufe für Stufe 

hochsteigen.“ Menschen aus dem armen In-
donesien gehen etwa nach Malaysia, ein ty-
pisches Transitionsland, wo sie mehr Wohl-
stand finden. Die Malaysier gehen dagegen 
ins reichere Singapur. 

Laut Erhebungen, die sich auf Visa-Aus-
stellungen gründen, gibt es im OSZE-Raum 
drei große Gruppen von Migranten, erklärt 
Sander: Die eine resultiert aus der Freizü-

gigkeit innerhalb der EU und 
kann keinem bestimmten Motiv 
zugeordnet werden. Ein zweiter 
großer Anteil besteht in Fami-
lienzusammenführungen. Ein 
deutlich geringerer Anteil ba-
siert auf wirtschaftlichen Grün-
den, Jobwechsel oder Ausbil-
dung. Flüchtlinge seien im Ver-
gleich dazu eine kleine Gruppe. 

„Auffällig ist aber, dass die 
Migration nach Europa relativ 

vielschichtig ist“, erklärt Sander. Im Ver-
gleich zu Australien oder Nordamerika, die 
eine stärkere Selektion betreiben, gibt es 
mehr Motive und mehr Herkunftsländer. 
Europas Einwanderungspolitik sei dagegen 
passiv. Auch in der Syrien-Krise werde nur 
reagiert und nicht mitgestaltet. Es gebe etwa 
keinen legalen Weg für gebildete Syrer, 
nach Europa einzureisen. „Auch die we -
nigen Rot-Weiß-Rot-Cards, die Österreich 
vergibt, gehen hauptsächlich an Sportler.“ 
Was fehlt? „Eine transparente Einwande-
rungspolitik.“ 

Im Bild die vom UN-Flüchtlingshilfswerk erfassten globalen Migrationsströme 
von 2005 bis 2010. Grafiken zurück bis 1990 auf www.global-migration.info.
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Die aktuaktuak elle Flüchtlingswelle im Bild weltweltwelt iter Migrationsbewegungen

Willkommen im Mostvierstvierst tel
M it dem zunehmenden Flüchtlings-

strom habe sich etwas geändert im 
Mostviertel, sagt Johann Pöcksteiner, 
Scheibbser Polytechnikum-Lehrer und 
Obmann des Vereins „Willkommen – 
Verein zum Finden einer neuen Heimat“. 
Zum Positiven: „Jetzt gibt es viel mehr 
Bewusstsein in der Bevölkerung, mehr 
Bereitschaft zu helfen.“ Pöcksteiner hat 
gemeinsam mit der Frankenfelsner Land-
wirtin Birgit Fallmann 2014 den Verein 
gegründet. Auch sie sei letzten Endes 
überrascht gewesen, wie wenige negati-
ve Rückmeldungen es gegeben habe. 

Dennoch, das strikte Nebeneinander, 
die Berührungsängste seien schwer zu 
überwinden. Im Verein werden Deutsch-
kurse, Flüchtlingscafés, Grillfeste und 
Konzertbesuche organisiert. Eines der 
größten Probleme auf dem Land ist man-
gelnde Mobilität. „Wenn ich Freikarten 
für ein Konzert bekomme, muss ich die 
Leute dort hinbekommen“, so Fallmann. 
Wichtig sei, Mitfahrgelegenheiten zu bie-
ten, zu Festen oder nur zum Einkaufen. 

Gerade für Jugendliche, die in der Ab-
geschiedenheit zur Untätigkeit verdammt 
sind, sei es schwierig. Oft werden sie de-

pressiv. „Speziell in Niederösterreich ha-
ben wir das Problem, dass Jugendliche ab 
15 Jahren keinen Unterricht bekommen, 
wenn sie nicht ausreichend Deutsch kön-
nen“, erklärt Pöcksteiner. „Der Landes-
schulrat sagt Nein, selbst wenn eine Po -
lytechnische Schule zusagt. Nach der 
neunten Schulstufe ist da Schluss.“ In 
Wien, Oberösterreich und der Steiermark
sei das anders, genauso wie in Bundes-
schulen wie dem Scheibbser Gymna-
sium. Zwei kurdische Mädchen aus Sy-
rien, erst wenige Jahre hier, maturieren 
dort heuer. Eine davon gewann sogar 
schon einen Redewettbewerb. 

Für eine gelungene Integration müsse 
aber auch von den Flüchtlingen etwas 
kommen, gibt Fallmann zu bedenken. 
„Es ist bigott, von dem profitieren zu wol-
len, was bei uns funktioniert, dann aber 
die hiesigen Moralvorstellungen verwerf-verwerf-verwerf
lich zu finden.“ Es habe etwa lange ge-
dauert, bis eine Afghanin ihre Töchter 
hat schwimmen gehen lassen. Fallmann: 
„Man kann nicht in einer Generation al-
les umdrehen. Das braucht alles viel Zeit 
und Kommunikation.“ (pum) 
p wp wp ww.willkommen-in-oesterreich.at
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Birgit Baumann aus Berlin 

H abt ihr gerade wen für 
uns? Nein? Auch recht, 
wir sind ja oben.“ Ga -
brie le Kolmorgen streckt 

nur kurz den Kopf durch die Büro -
türe, dann läuft sie eine Etage hö-
her und nimmt an ihrem Schreib-
tisch Platz. Die unbürokratische 
Anfrage hat gerade einmal zehn 
Sekunden gedauert. 

Möglich ist sie, weil in Berlin-
Spandau seit 1. September ein 
Modellprojekt läuft, bei dem zwei 
deutsche Bundesbehörden eng 
zusammenarbeiten. Am Askanier-
ring, in einem schmucklosen Bau, 
sind Außenstellen des Bundes-
amts für Migration und Flüchtlin-
ge (BAMF) und der Bundesagen-
tur für Arbeit (BA) untergebracht. 

Gabriele Kolmorgen gehört zum 
15-köpfigen Team der Arbeits-
agentur. Sie und ihre Kollegen 
schauen regelmäßig bei den Mit-
arbeitern des Flüchtlingsamtes 
vorbei. Und diese machen die 
rund 130 Flüchtlinge, die hier pro 
Tag ihren Asylantrag stellen, auch 
gleich darauf aufmerksam, dass es 
hier nun eine neue Möglichkeit 
gibt. 

Wer möchte, kann sofort eine 
Etage höher gehen und in der Ar -
beitsagentur ein erstes Job ge -
spräch führen. Das Angebot rich-
tet sich allerdings nur an Men-
schen mit einer hohen Chance auf 
Bleiberecht. Wer vom Westbalkan 
kommt, der bekommt es nicht, Sy-
rer hingegen schon. 

Gerade war ein Syrer zum Ge-
spräch da, der in seiner Heimat als 
Architekt gearbeitet hat. Auch ein 
Verkäufer, der aus Saudi-Arabien 
geflüchtet ist, wollte sich registrie-
ren lassen. „Das ist eine freiwilli-
ge Angelegenheit, niemand muss 
davon Gebrauch machen“, betont 
Kolmorgen. 

Viele Flüchtlinge jedoch ergrei-
fen die Chance, weil sie die Über-

ergrei
Über-

ergrei

legung der beiden Bundesämter 
auch als Vorteil sehen: Der Weg 
zum Job soll verkürzt werden. 
Ein ausführliches „Bewerbungs-
gespräch“ findet dann statt, noch 
bevor ein erwartbar positiver Be-
scheid ergangen ist. 

Die deutsche Wirtschaft schaut 
wohlwollend auf das Projekt. Sie 

hat die vielen Flüchtlinge, die seit 
Wochen nach Deutschland strö-
men, vor allem als Arbeitskräfte 
im Blick, denn derzeit sind in der 
Bundesrepublik offiziell 574.000 
offene Stellen gemeldet – so viele 
wie noch nie zuvor. 

Deutschland könne pro Jahr 
eine halbe Million Zuwanderer 

verkraften, sagt der Chef des In -
stituts der Deutschen Wirtschaft 
(IW), Michael Hüther. Er fordert 
von der Politik allerdings, die Zu-
wanderung besser zu steuern: „Das 
betrifft besonders Ostdeutsch-
land.“ Hier seien fast zwanzig Pro-
zent der Arbeitnehmer mit Schlüs-
selqualifikationen in mathemati-

schen, naturwissenschaftlichen, 
technischen oder Informatikberu-
fen über 55 Jahre alt und gingen in 
absehbarer Zeit in Pension. Hü-
ther: „Viele ostdeutsche Regionen 
werden in zehn Jahren entvölkert 
sein, wenn die Politik jetzt nicht 
umsteuert.“ 

Daimler-Chef Jürgen Zetsche 
spricht schon von der „Grundlage 
für das nächste deutsche Wirt-
schaftswunder“. Und Ulrich Gril-
lo, Chef des Bundesverbandes der 
Deutschen Industrie (BDI), betont: 
„Wir sind bereit, allen Asylsu-
chenden mit berechtigten Chan-
cen auf ein Bleiberecht den ra-
schen und zeitlich gesicherten Zu-
gang zu Bildung und Arbeitsplät-
zen zu ermöglichen.“ 

15 Prozent mit Uniabschluss
Der Chef der Bundesagentur für 

Arbeit, Hans-Jürgen Weise, sieht 
die Flüchtlinge langfristig als „gro-
ße Bereicherung“. Er warnt aller-
dings davor, die Lage nur rosig zu 
sehen. Einen Hochschulabschluss 
hätten nur 15 Prozent, es kämen 
auch viele Ungebildete. Diese Er-
fahrung macht man auch beim 
Spandauer Modellprojekt. „Natür-
lich fragen bei uns auch viele An-
alphabeten nach einem Job“, sagt 
Kolmorgen. 

Die deutsche Kanzlerin Angela 
Merkel will die Vermittlung in 
den Arbeitsmarkt nun beschleuni-
gen. Sie hat Weise mit der Leitung 
des Bundesamts für Migration 
(BAMF) beauftragt. Dessen bishe-
riger Leiter, Manfred Schmidt, ist 
nach Kritik an der schleppenden 
Bearbeitung von Asylanträgen aus 
„persönlichen Gründen“ zurück-
getreten. Dem BAMF wurde auch 
vorgeworfen, mit einem Twitter-
Eintrag den Zustrom von Flücht-
lingen massiv verstärkt zu haben. 

Derzeit stauen sich in Deutsch-
land 300.000 unerledigte Anträge. 
Doch nun will die Regierung gegen-
steuern. Laut Süddeutscher Zei-
tung atung atung rbeitet sie an einem  Entwurf 
für massive Leistungseinschrän-
kungen. „Dublin-Flüchtlinge“ – 
jene also, die eigentlich in einem 
anderen EU-Staat schon hätten re-
gistriert werden müssen – sollen 
nur mit einer Bahnkarte und et-
was Essen wieder in diesen zu-
rückgeschickt werden.

Jobsuche beginnt 
im Flüchtlingsamt

Die deutsche Wirtschaft fordert schnelleren Zugang zum Arbeitsmarkt 
für Flüchtlinge. In Berlin gibt es nun ein Modellprojekt: Die Suche nach 

einem Job beginnt sofort, wenn der Asylantrag gestellt wird.

Nicht nur „arbeiten“ in deutscher Sprache richtig konjugieren zu können, sondern irgendwann 
auch arbeiten zu dürfen gehört zum Traum von einem besseren Leben in Europa.
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W illi Schlögl ist ein jun-
ger Steirer in Berlin. 

Dort betreibt er die „Cordo-
bar“, ein Weinlokal mit fre-
cher Anspielung auf den bal-
lesterischen Sieg Österreichs 
gegen Deutschland 1978. 
Schlögl wollte bei der der -
zeitigen Flüchtlingssituation 
nicht mehr wegschauen und 
überlegte, wie er helfen 
könnte. Dabei kam ihm die 
Idee, dass sich das „Flucht -
achterl“, das letzte Glas eines 
Gastes, nicht nur aufgrund 
seines Namens gut eignete. 
Seitdem werden die Einnah-
men der letzten Runde, rund 
400 Euro pro Tag, an Hilfs-
organisationen gespendet. 
Mit einer Video-Challenge 
auf Facebook lud Schlögl 
auch andere Lokale ein 
 mitzumachen. Wein & Co in 
Wien habe ihm schon Zu-
stimmung signalisiert. (ras) 

Fluchtachterl 
für den guten Zweck 

Steiler Weg zum Klimagipfel Seite 29 Fortsetzung der Fifa-Krise Sport Seite 35
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Wir bieten Experten genau das, was sie suchen: spannende
Jobs und Projekte in interessanten Unternehmen. Nicht mit
flüchtigem Blick auf morgen, sondern zukunftsorientiert und
nachhaltig.
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Helfen, miteinander leben, arbeiten:Wie eine deutsche Politikerfamilie zwei Eritreer bei sich zuHauseHauseHa aufgeno

CDU-Politiker öffnet
sein Privathaus

Birgit BaumannausBerlin

E ines ist Martin Patzelt
ganzwichtig: „Ichbinkein
Gutmensch. Mein Han-
deln ist politisch moti-

viert.“ Der deutsche Bundestags-
abgeordnete hat sich für eine in
Politikerkreisen ziemlich unkon-
ventionelleArt derFlüchtlingshil-
fe entschieden.
Seit Juni wohnen in seinem Pri-

vathaus in Briesen, einem 2000-
Einwohner-Ort in Brandenburg,
zwei junge Asylwerber aus Eri-
trea: Awet (24) und Haben (19).
„Wir teilen fast alles“, sagt der So-
zialpädagoge über die WG. Er und
seine Frau haben fünf Kinder, vier
davon sind schon aus dem Haus.
Ein Sohn lebt noch im Dachge-
schoß, im anderen Zimmer haben
Awet und Haben Platz gefunden.
Das Bad benutzen sie gemein-

sam, zum Essen kommen alle im
Erdgeschoß, wo das Ehepaar Pat-
zelt lebt, zusammen. „Abschlie-
ßen gibt es bei uns nicht. Wir ha-
ben ein offenes Haus“, sagt der 68-
jährige CDU-Mann, der seit 2013
imDeutschenBundestag sitzt, von
2002 bis 2013 Bürgermeister von
Frankfurt/Oder war und in der Re-
gion tief verwurzelt ist.
Wenn er sonntags in die Kirche

geht, dann dauert der Heimweg
ziemlich lange. Da ein Schwätz-
chen, dort eineBegrüßung, Patzelt
kennt viele Leute und ist dank sei-
nerBeliebtheit im„rotenBranden-
burg“ mit 33 Prozent als CDU-Di-
rektkandidat in den Bundestag ge-
wählt worden. Eines Tages nach
dem Kirchgang fielen ihm die bei-
den Männer aus Eritrea auf.

Allein in der Kirche
„Es hat mich sehr berührt“, er-

zählt er, „da kommen die beiden
zu uns in dieMesse, und dann ste-
hen sie ganz alleinherum.“ Patzelt
und seine Frau suchen das Ge-
spräch mit ihnen, laden sie zum
Mittagessen ein, und irgendwann,
als man schon ganz gut bekannt
ist, fragen die beiden: „Können
wir nicht bei euch wohnen?“
Die Patzelts zögern nicht lange,

schon immer haben sie für kurze
Zeit Studenten der 25 Kilometer
entfernten Europa-Uni Frankfurt/
Oder aufgenommen. Sie bitten
Awet und Haben in ihr Haus –
wohlwissend, dass die Herausfor-
derung diesmal größer wird.
Im Juli verlassen die beiden das

Asylwerberheim in Brandenburg
undziehen insDachgeschoß. Seit-
her hat sich einiges im Leben des
Politikers verändert. „Wir haben

jetzt durchdie regelmäßigenMahl-
zeiten wieder mehr Familienle-
ben. Awet und Haben verlangen
einfach Zeit, sie wollen mit uns
zusammen sein“, sagt er. Irgend-
wann haben sie sich auch ent-
schieden, die Patzelts „Mama und
Papa“ zu nennen. „Das war schon
ein Moment des persönlichen
Glücks“, erinnert sich der Abge-
ordnete. Er verhehlt aber auch
nicht, dass es auch Situationen
gibt, in denen man sich einfach
auf die Nerven geht – so wie in an-
deren Familien auch.

Jeder tut, was er kann
Doch Patzelt ist überzeugt, dass

seine Methode nicht die schlech-
teste ist. Nicht dass er jetzt von je-
dem seiner Abgeordnetenkollegen
erwartet, aucheineWGmit Flücht-
lingen zu gründen. SeinMotto lau-
tet vielmehr: „Jeder tut, was er
kann, und steckt damit andere
an.“ Er plädiert dafür, Flüchtlinge
in „kleinteiligen Strukturen“ un-
terzubringen: eben auch in einem
Dorf wie dem seinen.
Sie aus der Anonymität von

Flüchtlingsunterkünften heraus-
zuholen hat für Patzelt einen gro-
ßen Vorteil: „Sie werden viel bes-
ser integriert, weil sie als Men-
schen sichtbar sind.“ Awet und
Haben fangen demnächst im Vol-
leyballverein an, eswarendieVer-
einsmitglieder, die sie angespro-
chen haben.
Der pensionierten Deutschleh-

rerin, die zunächst nur einmal in
derWochemit ihnen üben wollte,
gefällt der Unterricht nun so gut,
dass sie ihn fünfmal in der Woche
anbietet. Awet hilft ehrenamtlich
im Gemeindezentrum aus, Haben
macht ein Praktikum im Super-
markt. „Wir müssen weg von die-
senMassenunterkünften“,Massenunterkünften“,Massenunterkünf sagtPat-
zelt. Denn: „Diese machen auch
vielenDeutschenAngst, und dann
kommt es zu Polarisierung.“
Er selbst wurde zunächst mas-

sivperMail als „Volksverräter“ be-
schimpft, es gingen sogar Mord-
drohungen ein, und Bundestags-
kollegenschütteltendenKopf. „Ich
wähle dich niewieder“, haben ihn
Bürgerinnen und Bürger imWahl-
kreis angeschrien.
Doch Patzelt blieb bei seiner

Entscheidung, denn: „Ich möchte
Angst abbauen.“ Inzwischen spürt
er, wie die Wertschätzung wächst
– nicht nur imBundestag, sondern
auch bei ihm daheim im Dorf.
Nicht alle, aber mehr und mehr
Mitbürger sind derMeinung: „Das
ist gar nicht schlecht, was du da
machst.“

Standard:Warumwollennurweni-
geAsylwerber inÖsterreichbleiben?
Gächter: Österreich

Asylwerber
Österreich

Asylwerber
ist wenig be-

kannt. Viele kennenWien, wissen
aber nicht, wo es liegt.

Standard:Wenn es darum geht, wo
ein gut ausgebildeterausgebildeterausgebildet Flüchtling bes-
sere Jobchancen hat: Soll er nach
Österreich

Jobchancen
Österreich

Jobchancen
kommen?

Gächter: Für jemanden mit höhe-
rer Bildung ist es nicht besonders
vernünftig, da ist er in anderen eu-
ropäischen Ländern besser dran.
Laut OECD-Vergleich ist Öster-
reich im Verwerten von im Aus-
land erworbenen Qualifikationen
einer von fünf Problemfällen –
neben Italien, Griechenland, Spa-
nien, Zypern. Dabei ist die Bil-
dung der Zuwanderer nach Öster-
reich stark angestiegen.

Standard: Nehmen wir einen Che-
miker aus Syrien. Wie wahrschein-
lich ist es,dassermit gutemDeutsch
hier Karriere macht?
Gächter: Nicht hoch. Die Wahr-
scheinlichkeit dass er Hilfsarbei-
ter seinwird, liegt bei rund 50 Pro-
zent. Das AMS sagt, das Wichtigs-
te ist, dass die Leute irgendwie be-
schäftigt sind. Und die Betroffe-

nen lassen sichdarauf ein,weil sie
hoffen, dass sie, einmal im Ar-
beitsmarkt drin, schon aufsteigen
werden. Aber das gelingt ihnen
nicht: einmal in der Schublade
drin – und fertig.

Standard: Woran scheitert es?
Gächter: Ein AMS-Angestellter hat
mich gefragt: „Was mach ich mit
einer tschetscheni-
schen Uniprofessorin
für russische Litera-
tur? Für die hab ich nie
einen Job. Gelingt es
mir, sieeinmalalsPutz-
frau zu vermitteln, hab
ich immer einen Job
für sie.“

Standard: Was hätten
Sie ihm geraten?
Gächter: Ein bisschen aus der Box
hinauszudenken. Die Frau hat ihr
Studium auf Russisch gemacht.
Sie könnte bei uns auf Russisch
russische Literatur unterrichten.

Standard: Und der Chemiker? Ist
es ausgeschlossen, dass er an eine
StellealsChemiker vermitteltwird?
Gächter: Nein. Aber das AMS hat
wahrscheinlich keine Stellen für

Chemiker. Und selbst dann ist die
Chance gering, wenn sein Ab-
schluss hier nicht anerkannt ist.

Standard: Eine Reform der An-
erkennung ist lange geplant ...
Gächter: Ichbinnicht optimistisch,
dass viel herauskommt. Derzeit ist
es das reinste Dickicht. Man geht
zu A, der sagt, er sei nicht zustän-

dig und schickt einen
zu B, dort heißt es,
beim A warst du eh
richtig. De facto sind
bei uns für die An-
erkennung die Betrie-
be zuständig, und die
machen das nicht,
ganz simpel. Flücht-
linge haben ja keine
Zeugnisse dabei, und
wenn, dann vielleicht

sind sie auf Arabisch – und wür-
den den Personalchefs gar nichts
sagen. Das muss man den Betrie-
ben abnehmen.

Standard: Manche befürchten
Lohndumping, falls Asylwerber ar-
beiten dürfen. Ist das so abwegig?
Gächter: Nein. Aber die Frage ist:
Ist es die sinnvollste Lösung, die
Leute aus dem Arbeitsmarkt aus-

„Gut gebildete Flüchtlinge
Dass jemand mit Uniabschluss nach Österreich komme und hier

sagt Soziologe August Gächter: Akademiker landen in Hilfsjobs

23. Juli 2015: Die Speedboot-Crew der Sea-Watch (li.), eines Privatschiffs zur Ersthilfe für Flüchtlinge im
waren 17 Stunden zuvor in Libyen gestartet, setzten einen Notruf ab, Sea-Watch reagierte, und an diese

Politik am Wohnzimmertisch: Der deutsche
Bundestagsabgeordnete Martin Patzelt (CDU)

hat in seinem eigenen Wohnhaus in Brandenburg
zwei junge Asylwerber aus Eritrea aufgenommen.

Katharina und Martin Patzelt wohnen nun mit Haben (li.) und
Awet in ihrem Haus in einem kleinen brandenburgischen Dorf.
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zusperren? Soll man nicht eher
überwachen, dass die Vorschrif-Vorschrif-Vorschrif
ten eingehalten werden? Und
Konkurrenz im Niedriglohnbe-
reich entsteht ja auch dadurch,
dass höherqualifizierte Flüchtlin-
ge in niedrige Jobs gedrängt wer-
den. Menschen nur in den Ar-
beitsmarkt zu drängen
ist nicht die Lösung, es
braucht flankierende
Maßnahmen.

Standard: Hilfe beim
Deutschlernen?
Gächter: Ja, wobei diese
Fixierung aufsDeutsche
bei uns schon außerge-
wöhnlich ist. Man fragt
erst einmal:Wie spricht
diese Person? Unab-
hängig davon, ob es für
den Job wichtig ist.
Sprechen sie mit ihm,
wissen sie danach ganz
genau, welche Fehler er gemacht
hat – aber nicht, was er gesagt hat.
EsgibtvieleHinweise,dasseinAk-
zent ein echtes Hindernis ist am
Arbeitsmarkt. Vorgesetzte müss-
ten verstehen lernen, was Diskri-
minierung ist, dass ich das mit
Wollen allein nicht wegkriege.

Man braucht Prozeduren, etwa
anonyme Bewerbungen.

Standard: Warum haben sogar die
KindervonZugewandertenschlech-
tereKarrierechancenKarrierechancenKarrierec alsKinder von
Österreichern – selbst bei gleichem
Bildungsabschluss?

Gächter: Genau wissen
wir es nicht. Diskrimi-
nierung ist ein Faktor.
Eine Studie zeigt: Mit
identer Bewerbung und
selbem Foto kriegt ein
Michael mehr Rück-
meldungen als ein Be-
werber mit türkischem
oder serbischem Na-
men.

Standard: Inwiefern
prägt Diskriminierungs-
erfahrung?
Gächter: Sie prägt unbe-
wusst. Wir sehen, dass

Betroffene meist nicht wissen
wollen, dass siediskriminiertwer-
den. Die Leute merken vielleicht,
dass mit ihnen nicht gerecht um-
gegangen wird, wollen es aber
nicht als Diskriminierung sehen.
Sonst heißt das ja, dass sie amkür-
zeren Hebel sitzen.

Standard: Hat die Regierung die
Flüchtlingskrise verschlafen?
Gächter: Man muss den Bürgern
Spielraum geben, etwas zu tun.
Hatte man in den 1990ern für
einen Flüchtling einen Job, durfte
der sofort anfangen, heute ist es il-
legal, wobei ich dafür plädiere, es
trotzdem zu tun. Die Politik hat
derzeit ein Monopol darauf, nach-
haltige Lösungen zu suchen. Für
die Bürger bleiben nur Hilfsdiens-
te – aber damit werden sie sich
nicht zufriedengeben. Das wird in
Frustrationumschlagen,unddann
ist ein Backlash zu fürchten.

Standard: Welcher Backlash?
Gächter: Wenn die Leute nicht zu
Ende helfen dürfen, werden sie
anfangen,dieBedürftigenabzuleh-
nen. Dann richtet sich der Grant
nicht gegen das Ministerium, son-
dern gegen die, denen man helfen
wollte.

AUGUST GÄCHTER (56) ist Soziologe
am Zentrum für Soziale Innovation.
pWarum ein Michael andere Chan-

cen hat als ein Kollege mit türki-
schem oder serbischem Namen,
lesen Sie in der Langfassung auf
derStandard.at/Inland

in niedrige Jobs gedrängt“edrängt“edräng
ananan frühere Positionen anknüpfen könne, sei nicht wahrscheinlich,
s.s.s. Das erhöht den Konkurrenzdruck auf dem Niedriglohnsektor.

imm Mimimm Mimm Mittelmeer, hilft einer Gruppe aus Eritrea und Somalia an Bord des Frachtschiffs Shaya. Die Flüchtlinge
seemseseemseem Tag durften insgesamt 104 Flüchtlinge auf den großen Tanker. Aktuelle Position auf sea-watch.org.
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Wenn die „Crowd“ zusammenhilft
W ie geht es weiter? Auf die-

se Frage haben oder wa-
gen politische Verantwortliche
in der Asylkrise kaum eine
Antwort. Eine Initiative gibt
sich damit nicht zufrieden: Der
Verein Respekt.net hat den
Call4Europe ins Leben gerufen,
mit dessen Hilfe „nachhaltige
Konzepte und Projekte“ aus der
Zivilgesellschaft realisiert wer-
den sollen, die sich mit künfti-
gen Herausforderungen Euro-
pas beschäftigen und dabei hel-
fen könnten, „Flüchtlinge in
alle Bereiche der Gesellschaft
zu integrieren“, wie Vereins-
präsidentMartinWinkler sagte.
Bei Projekten, die es in den

Call4Europe schaffen, wird die
Hälfte der Projektkosten – je
maximal 20.000 Euro – mittels
Verdoppelungsspende von Re-
spekt.net getragen. Die zweite
Hälfte ist auf der Online-Platt-
form via Crowdfunding zu sam-
meln. Eine Jury, der unter an-
derem Irmgard Griss, ehemals
Präsidentin des Obersten Ge-

richtshofs, sowie der frühere
EU-Kommissar Franz Fischler
angehören, entscheidet,welche
Einreichungen Zusatzspenden
erhalten. Insgesamt stehen
100.000 Euro zur Verfügung.
Unter anderembewirbt sichdas
Ludwig-Boltzmann-Institut für
Menschenrechte, das sich den
Migrationsbewegungenwissen-
schaftlich nähernwill, wieMar-
git Ammer, Asylrechtsexpertin
des Instituts, ausführte. Dabei
könne es etwa um die Frage ge-
hen, welche Alternativen es
zum Dublin-System gäbe.
Tina Deutsch will hingegen

den CultureGym an allen Schu-
len Österreichs

CultureGym
Österreichs
CultureGym

und später in
weiteren europäischen Ländern
etablieren. Ihr schwebt einTour-
bus vor, in dem Schüler unter
anderem mit Flüchtlingen ins
Gespräch kommen und kultu-
relle Kompetenzen erlernen
könnten. (spri)
pEinreichungen bis 16. 10. 2015

unter www.call4europe.eu
Crowdfunding: www.respekt.net

Gemeindeinitiativeitiativeitiati unterstützt
bei der Suche nach Arbeit
JuttaBerger

So ein Glück wie Laith, Ibra-
him, Azad und Kollegen ha-

ben nur wenige Flüchtlinge.
Die acht Männer aus Syrien
landeten Ende Jänner in Al-
berschwende, einer 3200-Men-
schen-Gemeinde im Bregen-
zerwald. Irrtümlich. Denn als
sogenannte „Dublin-Fälle“ hät-
te man sie nicht aus dem Be-
zirk des Erstaufnahmezentrums
wegschicken dürfen. Kaum in
Alberschwende angekommen,
drohte den Männern die Rück-
stellung nach Ungarn oder Ita-
lien.
„Das kann doch nicht sein“,

dachte sich Bürgermeisterin
Angelika Schwarzmann (VP),
„da haben wir uns so bemüht,
Unterkünfte zu finden, und
dann schickt man uns Men-
schen, um sie uns gleichwieder
zunehmen?“Schwarzmannbe-
schloss, Menschlichkeit vor
Dublin-Verordnung zu stellen.
Vehemente Unterstützung kam
ausderFamilie. EhemannErich
und Sohn Jodok gründeten die
Initiative „Wir sind Asyl“.
Abschiebungen und Rück-

stellungen wurden verhindert,
heute haben alle Männer eine
weiße Karte oder sind aner-
kannte Flüchtlinge. „Zwei konn-
ten amFreitag ihre Familien am
FlughafenSchwechat abholen“,
freut sich Angelika Schwarz-
mann.Weniger erfreulich: „An-

dere warten seit Juni auf ihre
Interviews, die Verfahren dau-
ern lange.“
Die Arbeit der Alberschwen-

der geht weiter. 20 Menschen
engagieren sich täglich ehren-
amtlich für undmit den Flücht-
lingen, sagt Schwarzmann. „Da-
bei sind intensive Freundschaf-Freundschaf-Freundschaf
ten entstanden, zwischen Ein-
heimischen und Flüchtlingen,
aber auch unter Alberschwen-
dern, die sich vorher nicht so
gut gekannt hatten.“

Gemeinsam sucht man nun
landesweit nach Wohnungen
und Arbeit für die Flüchtlinge.
Dazu wurde das Selbsthilfepro-
jekt „Wir sind aktiv“ gegründet.
Koordiniert von Laith Alfandi
und ehrenamtlichen Helferin-
nen und Helfern wurde eine
Drehscheibe für arbeitsuchen-
de Flüchtlinge und Unterneh-
men eingerichtet. Schwarz-
mann: „Wir versuchen, Unter-
nehmen zu finden, die Flücht-
linge eine Woche lang zum
Schnuppern in ihrem Betrieb
aufnehmen.“ Alles im Rahmen
der Gesetze, betont Schwarz-
mann und freut sich über erste
Erfolge: „Esgibtbereits eineEin-
stellungszusage.“
Auf Angelika Schwarzmann

wartet die nächste Herausfor-
derung. Zur Erfüllung der 1,5-
Prozent-Quotebraucht sieQuar-
tiere für45Menschen. „Gemein-
sam schaffen wir auch das“, ist
sie überzeugt.

W:W:W: Maria Sterkl

August Gächter: 
„Fixierung“ auf das 

Deutschlernen.
Fotp: Andy Urban

Bürgermeisterin Angelika Schwarzmann (VP): „Beschäftigung
für Flüchtlinge ist wesentliche Voraussetzung für Integration.“
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Wie die Wiener Austria die Liebe zum Fußball mit Flüchtlingen teilt

Philip Bauer

J ohn wirft sich nach links, 
John schmeißt sich nach 
rechts. Der schlaksige Bur-
sche lässt die wuchtigen 

Bälle nicht abklatschen, nein, er 
hält sie fest. Keine Frage, der Tor-
hüter ist ein Naturtalent. Im Fach-
jargon würde man ihn Spinne 
oder Panter nennen. Schier un-
überwindbar ist er heute, der Pan-
ter von Favoriten! Ebendort steht 
die Nachwuchsakademie der Wie-
ner Austria. Der Nationalheilige 
David Alaba ist ihr 
 entsprungen, die ÖFB-
Teamspieler Aleksan-
dar Dragović, Markus 
Suttner und Rubin 
Okotie ebenso. An der 
Laaer-Berg-Straße wer-
den einige der größten 
Talente des Landes zu 
Profis herangezogen, 
hier soll Nachschub 
für die Bundesliga und 
in weiterer Folge für das National-
team entstehen. Stolz tragen ju-
gendliche Spieler verschiedener 
Altersklassen das Vereinswappen 
der Austria über die moderne An-
lage. John ist keiner von ihnen. 
Der 15-Jährige stammt aus dem 
Sudan. Er entfloh der Gewalt in 
seinem Geburtsort Malakal, um 
im niederösterreichischen Hirten-
berg im Laura-Gatner-Haus für 
unbegleitete Minderjährige eine 
neue Heimat zu finden. Nun, da 
die Austria jeden Freitag jugend -
liche Flüchtlinge zum Training 
einlädt, sieht er seine Chance 
 gekommen. „Ich will Profi wer-
den“, sagt er selbstbewusst – und 
fischt den nächsten Ball aus der 
Ecke. 

Ralf Muhr ist Leiter der Akade-
mie, er selbst drischt die Bälle von 

der Strafraumgrenze Richtung 
John. „Wir wollen mit den Jugend-
lichen eine lässige Stunde ver-
bringen, viele haben traumatische 
Erlebnisse hinter sich und sollen 
auf andere Gedanken kommen.“ 
Im Laufe der Saison hatte man be-
reits Flüchtlinge zu Matchbesu-
chen in die Generali-Arena einge-
laden. Nun hat die Initiative con-
nect.erdberg auch eine wöchentli-
che Trainingseinheit möglich ge-
macht. Mit sportlichen Aktivitä-
ten will man der Gefahr eines La-
gerkollers unter Flüchtlingen be-

gegnen. Die Austria 
stellt nicht nur die ge-
pflegten Kunstrasen-
plätze der Akademie, 
sondern auch ihre Pro-
fitrainer zur Verfü-
gung. „Wenn man die 
große Hilfs bereitschaft 
in Österreich 
große 

Österreich 
große 

sieht, 
möchte man einen Bei-
trag leisten“, sagt Cem 
Seker lioglu, Trainer 

der violetten U18. Natürlich müs-
se man sich Zeit nehmen, ein 
Blick in die freudigen Gesichter 
der Spieler spräche aber für sich. 
„Das sind keine verlorenen Stun-
den“, sagt Sekerlioglu, dreht sich 
um und gibt den Kickern Tipps in 
Sachen Ballannahme. 

Nach dem Aufwärmen ruft 
Muhr alle Burschen zu sich. Man 
möge sich im Match auf den Spaß 
an der Sache besinnen, ein Pokal 
sei hier nicht zu gewinnen: „Let’s 
have a good time“. Die Teenager 
nicken höflich, teilen sich in zwei 
Teams auf und gehen dann rusti-
kal zu Werke. Das System variiert 
von 10-0-0 bis 0-0-10, Viererketten 
haben heute Pause. Professionel-
les Schuhwerk auch. Man sieht 
Sneakers, Straßenschuhe, nackte 
Füße. Der eine trägt ein Dress von 

Bayern München, der andere eine 
Kappe von Schalke 04. Und schon 
zappelt der Ball im Netz, ein sat-
ter Schuss in die Kreuzecke. Der 
Torschütze streckt seine Arme 
Richtung Himmel, um seinem gro-
ßen Gott für diesen Geniestreich 
zu danken. „Messi! Messi!“, ruft 
er. Die Trainer schmunzeln. Sie 
beobachten die Spieler genau, die 
Unterschiede sind augenschein-
lich. Manche haben schon in ihrer 
Heimat gekickt, die anderen sind 
mit dem Ball per Sie. 

Keine Zeit für Bürokratie
„Was eigentlich, wenn sich 

einer verletzt?“, fragt Muhr seine 
Mitarbeiter. Kollektives Achsel-
zucken. „Wenn wir mit zu viel Bü-
rokratie anfangen, können wir es 
gleich bleibenlassen“, zeigt sich 
der Chef flexibel – um dann doch 
das Telefon zu zücken. „Passt, alle 
versichert“, heißt es nach kurzer 
Rücksprache. Auch Roman Stary 
ist Teil des Trainergespanns. Er 

coacht im Alltag Austrias U16 und 
nimmt Goalie John unter die Lupe. 
„Ich würde ihn gerne in unserem 
regulären Trainingsbetrieb sehen. 
Das wäre eine unglaubliche Ge-
schichte. Er ist sehr flink.“ 

Aber hier am Laaer Berg reicht 
es nicht, Talent zu haben. Hier 
braucht es langjährige sportliche 
Ausbildung, hier wird der nächs-
te Robert Almer, der nächste 
Heinz Lindner gesucht. Und die 
haben nicht erst mit 15 angefan-
gen. Wer John länger beobachtet, 
merkt, dass in Sachen Beinarbeit 
und Ballbehandlung einiges fehlt. 
Und ein Torhüter der Neuzeit 
braucht eben auch seine Füße. Ob 
diese Defizite überhaupt noch auf-auf-auf
zuholen sind? „Er würde es sehr 
schwer haben“, sagt Muhr. Und 
während all die anderen Spieler 
Schluss machen, trinken gehen, 
Fotos schießen, steht John noch 
auf dem Platz. Er lässt sich die Bäl-
le zuspielen. Immer und immer 
wieder. Alle auf den Fuß.

Zeit für eine lässige Stunde
Die Wiener Austria lädt jeden Freitag unbegleitete minderjährige Flüchtlinge zum Training in ihre Akademie ein. 

Der Spaß an der Sache soll für die Fußballspieler im Vordergrund stehen. Aber John aus dem Sudan will mehr.

D ie Salzburger Studentin 
Veronika Wintersteller 

organisiert gebrauchte Fahr-
räder für Flüchtlinge, um die-
sen Mobilität zu geben. Men-
schen, die Räder herzugeben 
haben, melden sich auf ihrer 
Facebook-Seite „Fahrräder 
für Flüchtlinge in Salzburg“, 
Wintersteller holt die Räder 
ab. Unterstützt wird die Stu-
dentin von ei nem Asylwer-
ber aus Usbekistan, der die 
Fahrräder vorher repariert. 

Die Idee zu ihrer privaten 
Initiative kam ihr, nachdem 
sie einige Flüchtlinge aus 
dem Zeltlager Alpenstraße 
bei einem Willkommensfest 
im Salzburger Volksgarten 
kennengelernt hatte. Zuerst 
habe sie nur Räder für ihre 
neu gewonnen Freunde orga-
nisieren wollen, sagt die Stu-
dentin. Doch auf ihren Auf-Auf-Auf
ruf auf Facebook hin hätten 
sich sehr viele Menschen ge-
meldet. Deshalb gab sie im-
mer mehr Räder an Flücht-
linge weiter. 45 funktions-
tüchtige Räder inklusive 
Schloss konnte Wintersteller 
bereits an Flüchtlinge, die in 
den Zeltlagern der Alpen-
straße und der Schwarzen-
bergkaserne untergebracht 
sind, übergeben. (ruep)

FahrräFahrräFa der 
für Flüchtlinge

Trainer Cem Sekerlioglu beobachtet zwei Spieler aus Somalia 
beim Kopfballtraining: „Man möchte einen Beitrag leisten.“

Fo
to

: R
ob

er
t N

ew
al

d

AUF 
DER 

FLUCHT

29. Juni 2014, Nador (Marokko): Deutschland. Germany. Sehnsuchtsland. Migranten aus Mali sitzen um ein Lagerfeuer in einem selbstorganisierten 
Camp auf dem Berg Gourougou. Dort gibt es klare Grenzen, jede Community hat einen „Präsidenten“, und dieser schart seine „Berater“ um sich.
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Fotograf Daniel EtteEtteEt r im Porträt 

Fabian Schmid 

B is man Daniel Etter er-
reicht hat, muss man eini-
ge internationale Num-
mern durchtelefonieren. 

„Rufen Sie die zweite deutsche 
Nummer an, die unter meiner 
E-Mail steht“, antwortete er, nach-
dem man ihn um ein Gespräch ge-
beten hatte. Doch das war vorges-
tern. Heute meldet sich niemand, 
weder unter der ersten noch unter 
der zweiten deutschen Nummer. 
Also wieder eine E-Mail. Prompt 
folgt die Antwort. „Hier erreichen 
Sie mich jetzt“, schreibt er, und 
die Nummer beginnt mit dem Län-
dercode +34, also Spanien. Da hat 
der Interviewpartner also noch 
Glück: Denn prinzipiell pendelt 
Etter zwar zwischen Berlin und 
Barcelona, meistens ist er jedoch 
in irgendeinem aktuellen globalen 
Krisenherd anzutreffen. 

So auch in den vergangenen 
Monaten, in denen der Fotograf 
sich an die Fersen der syrischen 
Flüchtlinge geheftet und Bilder 
von den griechischen Inseln oder 
der Balkanroute geliefert hat. Eini-
ge Aufnahmen davon – sowie von 
anderen Schauplätzen – illustrie-
ren diese Schwerpunktausgabe 
des STANDTANDTA ARNDARND D. 

Das Kosmopolitische hat sich 
bei Daniel Etter schon früh entwi-
ckelt: Seine erste Reise als Berufs-
fotograf führte ihn nach Indien, 
die geschossenen Bilder konnte er 
gleich an die New York Times ver-
kaufen. Seitdem sind seine Bilder 
in fast allen renommierten Me-
dien weltweit erschienen, zum 
Beispiel im Time-Magazin, in 
Newsweek, Stern und Die Zeit. 

Brennpunkte der Welt 
Der Weg zur professionellen 

Fotografie war für Etter hingegen 
alles andere als vorgezeichnet. Er 
hatte das Fotografieren zwar „seit 
vielen Jahren im Kopf“, erzählt er. 
Doch bevor er den Schritt zum Be-
rufsfotografen wagte, studierte er 
noch Politikwissenschaften und 
klassischen Journalismus in Ber-
lin. Das Studium finanzierte er 
sich teilweise schon mit Aufnah-
men, vollends widmete er sich 
dieser Aufgabe ab 2010. 

Seither war der 35-jährige Etter 
immer dort, wo es gerade brannte: 
im karibischen Haiti, um die Spät-
folgen des verheerenden Erdbe-
bens im Jahr 2010 zu dokumentie-
ren. 2013 im Gezi-Park in Istan-
bul, wo die türkische Zivilgesell-
schaft gegen das autoritäre Geba-
ren des damaligen Regierungs-
chefs und heutigen Präsidenten 
Recep Tayyip Erdogan protestier-
te. Und immer wieder in Syrien, 
wo ein Aufstand gegen den Dikta-

tor Bashar Al-Assad gewaltvoll 
niedergeschlagen worden ist. 
Seitdem herrscht Bürgerkrieg, is-
lamistische Terrorgruppen ziehen 
Spuren der Verwüstung durch das 
Land. Die Folgen sind genau jene 
Flüchtlingsbewegungen, die Euro-
pa derzeit in Atem halten. 

Überraschen 
pa 

Überraschen 
pa 

sollte die europäi-
sche Politik das nicht. „Ich habe 
schon lange am Thema Flüchtlin-
ge gearbeitet, weil es mich interes-
siert“, erzählt Etter. Al-
lerdings sei das Me-
dieninteresse – gelin-
de gesagt – zurückhal-
tend gewesen. Zumin-
dest bevor zigtausende 
Syrer in Wien, Mün-
chen und Berlin anka-
men. 

Jetzt scheint es, als 
ob ganz Europa über 
kein anderes Thema 
mehr spricht – und Bilder den Ton 
dieser europaweiten Diskussion 
verändern. Eine dieser histori-
schen Momentaufnahmen hat Et-
ter geschossen: Das Foto zeigt 
einen irakischen Flüchtling, der 
nach der Überfahrt 

Flüchtling, 
Überfahrt 

Flüchtling, 
durch das Mit-

telmeer endlich auf der griechi-
schen Insel Kos ankommt – und 
vor lauter Freude und Erschöp-
fung, seine kleine Tochter und 

den Sohn im Arm, in Tränen aus-
brach. Die New York Times druck-
te das Bild groß ab, in sozialen Me-
dien wurde es hunderttausende 
Male weiterverbreitet. 

„Bilder lösen etwas aus, sorgen 
für Emotionen“, sagt Etter. Es gehe 
beim Fotografieren darum, eine 
komplexe Materie auf einen As-
pekt zu reduzieren, um so 
menschliche Nähe zum Thema 
herzustellen. Doch nicht bei allen 

Menschen gelingt das: 
Wie umgehen mit je-
ner „systemkritischen“ 
Masse an Menschen, 
die „Lügenpresse“ ru-
fen und selbst Bilder 
wie jenes des toten sy-
rischen Buben anzwei-
feln, der am Strand im 
türkischen Bodrum 
angespült worden ist? 

„Es gibt Menschen, 
die sich nicht überzeugen lassen 
wollen“, sagt Etter: „Sie sehen in 
jedem Fall eine Verschwörung.“ 
Er selbst versucht, seinen Job so 
gut und ausgewogen wie möglich 
zu erledigen. Als Aktivist sieht er 
sich nicht, auch wenn er natürlich 
„in erster Linie Mensch“ sei. Aber: 
„Wenn andere dort sind, die hel-
fen – dann ist es meine Aufgabe zu 
fotografieren.“ 

Würde der Fotojournalist Etter 
alles ablichten? Jede noch so grau-
same, aufwühlende Szene? Schon 
das Bild des toten syrischen Bu-
ben, dessen Abdruck Etter übri-
gens für vertretbar hält, sorgte für 
heftige Diskussionen über Me-
dienethik. Viel Kritik hagelte es 
aber vor allem, als die Boulevard-
blätter Kronen Zeitung und die 
deutsche Bild eBild eBild in Bild aus dem In-
neren jenes Lkws zeigten, in dem 
71 Flüchtlinge zu Tode kamen. 

Für Etter ist die entscheidende 
Frage, ob der Abdruck des Bildes 
die Öffentlichkeit 
Frage, 

Öffentlichkeit 
Frage, 

informieren 
oder zur Auflagensteigerung bei-
tragen soll. „Es gibt eine Aufklä-
rungspflicht darüber, was an der 
Grenze zu Europa passiert.“ 

Dokumentiertes Grauen 
Als Fotograf dürfe er über diese 

Frage allerdings nicht nachden-
ken. „Ich bin in meinem Beruf ge-
scheitert, wenn ich mir denken 
würde, etwas sei zu schrecklich, 
um fotografiert zu werden.“ Denn 
Bilder können das Grauen immer 
auch dokumentieren. 

Etter erzählt von einem Aufent-
halt in Libyen im Jahr 2011, der 
ihn zu dieser Sichtweise gebracht 
hat. Damals tobte im Land der Bür-
gerkrieg. Etter gelangte in ein 

Der Fotograf, der nie mehr wmehr wmehr egsieht 
Daniel Etter reist seit vielen Jahren in Kriegsgebiete und begleitet Flüchtlinge auf ihrem Weg Richtung Europa. 

Es ist eine fotojournalistische Gratwanderung zwischen Aufklärungspflicht und Dokumentation des Grauens. 

15. April 2014, Gharyan (Libyen): In einem Internierungslager am Fuße der Nafusa-Berge fotografierte Daniel Etter Flüchtlinge 
aus Eritrea, die beim Versuch, über das Mittelmeer nach Italien zu gelangen, erwischt und verhaftet worden waren. 
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Daniel Etter: „Es gibt 
eine Aufklärungspflicht.“
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Chaos, Wellen, Tsunamis und 
überhaupt eine drohende Heu-
schreckenplage könnte man 
vermuten, wenn man einigen 
Schlagzeilen zum derzeitigen 
Geschehen in Europa und an 
Europas Grenzen folgt. Wobei 
die Erwähnung der Heuschre-
ckenplage noch zu wenig weit 
ausholt. Die Wasser der Donau 
könnten sich wie Blut verfärben, 
und es könnte Kröten regnen. 
Biblisch alles, irgendwie. Und 
mittendrin die blauen Umrührer 

und H.-C. Strache, ihr Prophet. 
Wer von Naturkatastrophen 
spricht und damit Fluchtbewe-
gungen von Menschen meint, 
bewirkt, dass diese Menschen 
durch solche Wortwahl in Fein-
de und in Bedrohung verwandelt 
werden: Das befeuert Ängste und 
Abwehrhaltung einiger Bürger. 
Je größer die Zahl der Flüchtlin-
ge, umso verstörender ist diese 
Wanderbewegung. Umso fremder 
die Flüchtlinge wirken, desto 
mehr Ängste 

Flüchtlinge 
Ängste 

Flüchtlinge 
lösen sie aus, je 

weiter man sich von ihnen ent-
fernt, desto fremder wirken sie. 
Ein Teufelskreislauf, der nur 
durch Kontakt durchbrochen 

werden kann: Jede Gemeinde, 
jeder Bürgermeister und jede 
Bürgermeisterin, die sich dafür 
einsetzen, rücken die Welt wie-
der ein bisschen gerade. Aber es 
ist schwerer umzusetzen. Eine 
tägliche Arbeit, die langsam und 
langfristig wirkt und bei der ganz 
Europa gefragt ist. Kein Land 
kann diese Herausforderung im 
Alleingang stemmen. 

Einmal das Maul aufreißen 
und Menschen verängstigen geht 
natürlich schneller und leichter. 
Leider setzten sich Tsunami-Ora-
toren und Chaos-Kassandren so 
gut wie nie dafür ein, vor Ort 
Hilfsmöglichkeiten und Entwick-

lungshilfe in ähnlich scharfge-
zeichneten Untergangsszenarios 
zu fordern: Denn die Menschen 
fliehen nicht, um reich zu wer-
den, sondern um zu überleben. 
Wenn ihnen dieses Überleben in 
umliegenden Ländern leichter 
fiele, würden sich auch weniger 
auf den lebensgefährlichen Weg 
machen. Die heraufbeschwore-
nen Bilder der Fluten haben übri-
gens etwas doppelt Widerliches: 
Denn nicht wir sind es, die er-
trinken. Nicht wir, deren Leichen 
an Urlaubsstrände gespült wer-
den. Die da angespült werden, 
sind jene anderen, denen die 
Überflutung 

jene 
Überflutung 

jene 
vorgeworfen wird.

GESCHÜTTELT,
NICHT GERÜHRT

T,
GERÜHRT

T,

Von Julya Rabinowich

Auf der Flutwelle 
dahergeschwommen 

Krankenhaus. Was er darin fand, 
werde er „nie vergessen“: In jedem 
Zimmer waren Leichen, im Keller 
„stapelten sich die toten Körper“ 
sogar. Etter machte drei Fotos, 
doch dann brach er ab. Was solle 
es bringen, dieses Grauen festzu-
halten? 

Heute ärgert er sich darüber: 
Man hätte die Zustände dort do-
kumentieren müssen, die Verbre-
chen für die Nachwelt festhalten. 
Deshalb will er den Blick nicht 
mehr abwenden. In wenigen Ta-
gen wird er wieder aufbrechen. 
p wp wp ww.danieletter.com
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Standard: Professor  Professor  P Fellmann, Sie 
haben zuletzt einen Aufsatz veröf-
fentlicht, in dem Sie konstatieren, 
dass der Blick auf die Geschichte 
seit der postmodernen Wende vor 
allem aus der Perspektive der Be-
troffenen erfolge. Durch diese Sub-
jektivierung der Geschichte sei et-
was verlorengegangen. Was denn? 
Fellmann: Verlorengegangen ist 
die Distanz, die wir brauchen, um 
unsere gegenwärtige Lage realis-
tisch einzuschätzen. Diese Dis-
tanz gewinnt man, wenn man sich 
an Ideen oder Werte hält, welche 
Epochen voneinander 
unterscheiden. Sicher-
lich kann es ergreifend 
sein, sich in den 
Standpunkt der Betrof-Betrof-Betrof
fenen zu versetzen, 
aber da bleibt man 
im Menschlich-Allzu-
menschlichen. Damit 
gelangt man nicht zu 
einem wirklichen Ver-
ständnis der Alterität, 
die vergangene Epochen von der 
Gegenwart trennt. Geschichtliche 
Wirklichkeit wird zur Fiktion. 

Standard: Sie  Sie  S heben hervor, dass 
die Subjektivierung der Geschichte 
mit dem Lebensgefühl des post -
modernen Menschen einhergeht. 
Läuft es auf eine Dichotomisierung 
hinaus – Emotionalität vs. Ver-
nunft, Relativismus vs. Eindeutig-
keit, hedonistisch vs. nüchtern? 
Fellmann: Dichotomien sind so 
schlecht nicht wie ihr Ruf. Emo-
tion und Intelligenz gehören im 
normalen Leben zusammen. 
Wenn aber das Emotionale zu do-
minant wird, ist es hilfreich, dar -
an zu erinnern, dass man mit Af-Af-Af
fektprogrammen allein das kultu-
relle Leben nicht gestalten kann. 
Die Folgen für das gegenwärtige 

Geschichtsbewusstsein sind, dass 
es dieses gar nicht mehr gibt. Es 
gibt nur noch Gegenwartsbe-
wusstsein, das in die Vergangen-
heit projiziert wird. Zeitgeschich-
te, Zeitzeugen und Autobiografien 
bestimmen unsere Erinnerungs-
kultur. Der Unterschied zwischen 
Geschichts- und Gegenwartsbe-
wusstsein entspricht jenem zwi-
schen Erinnerung und Gedächt-
nis. Erinnerung setzt voraus, dass 
man selbst dabei war. Ich kann 
mich etwa daran erinnern, dass 
mir als Kind ein russischer Soldat 

Sonnenblumenkerne 
zu essen gegeben hat. 
Aber die erlebte Zeit 
entspricht nicht der 
geschichtlichen Zeit, 
die sich an den objek-
tiven Daten orientiert. 
So der 8. Mai 1945, der 
Tag der bedingungs -
losen Kapitulation der 
deutschen Wehrmacht,
nach dem nichts mehr 

so war wie vorher. Die politische 
Bedeutung des polnischen Ein-
marsches in Schlesien nach der 
Kapitulation habe ich erst viel spä-
ter von den Historikern gelernt. 
Das macht das historische Ge-
dächtnis aus, das noch wirksam 
bleibt, wenn sich niemand mehr 
an die Erlebnisse erinnern kann. 

Standard: Im  Im  I Deutschlandfunk 
haben Sie zuletzt die These aufge-
stellt, bei der Flüchtlingsbewegung 
handle es sich tatsächlich um eine 
neue Völkerwanderung. Was ge-
nau meinen Sie damit? 
Fellmann: Der Unterschied zwi-
schen Flüchtlingsströmen und 
Völkerwanderung liegt nicht in 
der enormen Anzahl von Men-
schen, die nach Europa kommen, 
sondern in der Qualität der Bewe-

gung. In Analogie zur Völkerwan-
derung in den ersten nachchristli-
chen Jahrhunderten ist die gegen-
wärtige Wanderung dabei, die Ge-
sellschaft nachhaltig zu verän-
dern. Dass die Politiker das nicht 
anerkennen, hängt mit dem Man-
gel an historischem Bewusstsein 
zusammen. Unser Gegenwartsbe-
wusstsein verzerrt unsere Wahr-
nehmung des Fremden. Wir ver-
urteilen heftig fremdenfeindliche 
Ausschreitungen, und das mit 
Recht. Doch die meisten von uns 
wohnen und leben in Verhältnis-
sen, in denen sie mit Ausländern 
nicht wirklich konfrontiert wer-
den. Bei der Fremdeneuphorie der 
Intellektuellen ist viel falsches Be-
wusstsein im Spiel. Wir halten es 
für ein Zeichen der Toleranz, dass 
muslimische Mädchen in der 
Schule Kopftücher tragen dürfen, 
aber wenn unsere eigenen Töch-
ter sich so anziehen müssten, be-
kämen wir es doch mit der Angst. 

Standard: Wenn  Wenn  W es nun diese neu-
zeitliche Völkerwanderung gibt, 
was bedeutet das für uns Europäer? 
Fellmann: Meine Antwort lautet: 
Sein oder Nichtsein. Wir sprechen 
zwar von Integration, aber in 
Wahrheit bahnt sich eine Trans-
formation unserer Kultur an, vor 
der wir panische Angst haben. 
„Angst essen Seele auf“ gilt nun 
auch umgekehrt für uns. Wir wer-
den mit Wertvorstellungen kon-
frontiert, die unserem Liberalis-
mus widersprechen, etwa mit der 
konservativen Rolle der Frau in 
der Familie, um nur ein Beispiel 
zu nennen, das mit dem Islam 
 zusammenhängt. Dem hat unser 
überzogener Individualismus und 
Subjektivismus wenig entgegen-
zusetzen. Die Säkularisierung 
und die Verwandlung von Gottes-

häusern in Konsumtempel zeigen 
Parallelen zur Dekadenz der Ober-
schicht im Weströmischen Reich 
bei der ersten Völkerwanderung. 
Byzanz hingegen war durch seine 
gesellschaftlichen Strukturen re-
sistenter. Ich will nicht so weit ge-
hen, zu behaupten, dass unsere 
Gesellschaft dekadent ist, aber es 
gibt doch Alarmsignale. Abschied 
vom Prinzipiellen, 
grenzenlose Freiheit 
durch Selbstver-
wirklichung, Liebe 
als Beziehungskiste, 
das sind alles Sym -
ptome dafür, dass 
unsere Demokratie 
in ein spätkulturel-
les Stadium einge-
treten ist. Spätkultu-
ren aber sind kaum 
in der Lage, auf 
 Dauer dem Druck 
standzuhalten, der 
von institutionell 
gestützten Lebens-
formen außereuro-
päischer Kulturen 
ausgeht. 

Standard: Welche  Welche  W
Folgen sind zu er-
warten? 
Fellmann: Um diese Frage zu be-
antworten, müsste ich Prophet 
sein. Der Prophet gilt bekanntlich 
im eigenen Lande nichts, und 
schon gar nichts, wenn er so alt 
und konservativ ist, wie ich es 
nun einmal bin. Aber die wirklich 
revolutionären Ideen stammen 
immer von den Alten, die über 
die bloße Erinnerung hinaus ein 
historisches Bewusstsein entwi-
ckelt haben. Aus dieser Position 
der Vernunft, die den Subjekti -
vismus übersteigt, kann ich so viel 
voraussehen: Europa wird durch 

die Wanderung der Völker aus 
 Afrika und aus dem Nahen Osten 
wie  damals das Weströmische 
Reich durch die Germanen in sei-
nem Selbstverständnis neu ge -
ordnet. Nur müssen unsere Eli - 
ten zunächst einmal die Lage 
 erkennen und die Sache beim 
 Namen nennen. „Völkerwande-
rung“ ist keineswegs nur eine 

 Frage der Nomen-
klatur. Aus der rich-
tigen Benennung 
(„Richtigstellung der
Namen“ ist ein 
 Prinzip des Konfu-
zianismus, den ich
sehr schätze) folgt 
die Bereitschaft, die 
eigenen Wertvor-
stellungen zu über-
denken und an 
 veränderte Lebens-
bedingungen anzu-
passen. Das muss 
nicht der Untergang 
des Abendlandes 
sein. Eher seine 
Wiederauferstehung
aus den Ruinen 
unseres Lebensge-
fühls individuel - 
ler Selbstverwirk -
lichung, die in Wirk-

lichkeit eine Flucht vor der Ver-
antwortung gegenüber der ge-
schichtlichen Wirklichkeit ist. 

FERDINAND FELLMANN, Jg. 1939, pro-
movierte und habilitierte sich bei Hans 
Blumenberg. Von 1980 bis 1993 Profes-
sor für Philosophie an der WWU Münster, 
von 1993 bis 2005 an der TU Chemnitz. 
Das hier gekürzt publizierte Interview 
erschien zuerst auf L.I.S.A., dem Wissen-
schaftsportal der Gerda-Henkel-Stiftung 
(www.lisa.gerda-henkel-stiftung.de), 
dessen Online-Direktor Georgios Chat-
zoudis ist.

„Viel „Viel „V falsches Bewussewussew tsein im Spiel“
Ja, wir haben es mit einer Völkerwanderung zu tun, meint der deutsche Philosophieprofessor Ferdinand Fellmann.

Nur wenn unsere Eliten sich dies eingestehen, können wir unser Selbstverständnis neu ordnen. 
INTERVIEW: Georgios Chatzoudis 

Es bahnt sich eine 
Transformation 

unserer Kultur an, 
vor der wir panische 

Angst haben. 
Ferdinand Fellmann

„

“

AUF 
DER 

FLUCHT

2. Juli 2014, Nador (Marokko): Diese Männer aus Côte d’Ivoire trainieren in einem Camp auf dem Berg Gourougou mit einem Seil, um irgendwann den extrem 
gesicherten Grenzzaun, der die spanische Exklave Melilla von Marokko trennt, zu überwinden. Er besteht aus drei Reihen und ist sechs Meter hoch.
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Wie Flüchtlinge und Hilfsorganisationen die sozialen Medien nutzen
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Frage: Warum ist das Smartphone für 
Flüchtlinge extrem wichtig? 
Antwort: Das Gerät ermöglicht den 
Zugang zum Internet und erlaubt 
den Flüchtlingen dadurch die 
Nutzung einer ganzen Bandbreite 
an wichtigen Services. Außerdem 
kann der Kontakt mit Familien-
mitgliedern, von denen der 
Flüchtling getrennt wurde, auf-auf-auf
rechterhalten werden. 

Frage: Wie können sich Flüchtlinge 
die teuren Smartphones leisten? 
Antwort: Die Geräte erfüllten 
schon vor der Flucht eine ganze 
Reihe an Funktionen, für die Ös

ganze 
Ös

ganze 
-

terreicher jeweils einzelne Geräte 
benutzen: Die Smartphones sind 
etwa Internetzugang, Fernseher, 
Telefon, GPS-Gerät 
und Spielekonsole in 
einem. Außerdem 
werden im Nahen Os-
ten und Afrika oft 
 sogenannte Auskopp-
lungen moderner 
Smartphones ver-
kauft, also günstigere 
Modelle mit etwas we-
niger Leistung. 

Frage: Wie können Flüchtlinge die 
teuren Roaming-Gebühren bezahlen, 
die international anfallen? 
Antwort: Ganz einfach: Flüchtlin-
ge weichen meist auf nationale 
Wertkarten im jeweiligen Land 
aus, die sie etwa an Tankstellen er-
werben. Via Internet können dann 
Kommunikationsanwendungen 
wie Skype, WhatsApp oder Viber 
genutzt werden. 

Frage: Wie können Smartphones 
 Leben retten? 
Antwort: Die GPS-Funktion zur 
Ortsbestimmung ist auf der Flucht 
enorm wichtig. „GPS-Daten wer-
den im Notfall mit der Beschrei-
bung, was gerade passiert, an 
Freunde verschickt“, erklärt Edith 
Rogenhofer von Ärzte ohne Gren-

zen. Herrscht etwa schlechtes 
Wetter bei der Fahrt über das Mit-
telmeer, können so Rettungskräf-Rettungskräf-Rettungskräf
te zeitnah informiert werden. 

Frage: Wie schnell sprechen sich ver-
änderte Bedingungen auf der Route 
herum? 
Antwort: Das Smartphone sorgt 
 dafür, dass Flüchtlinge binnen 
weniger Stunden über neue Gege-
benheiten – etwa verschärfte 
Grenzkontrollen – Bescheid wis-
sen. „Flüchtlinge tauschen sich 
darüber aus, welche Routen ‚si-
cher‘ sind“, so Rogenhofer. Das 
merkte man vergangene Woche, 
als Asylwerber plötzlich neue 
Wege nach Österreich 

plötzlich 
Österreich 

plötzlich 
und 

Deutschland wählten. 

Frage: Wie kommunizie-
ren Flüchtlinge mit 
Schleppern? 
Antwort: Die Schleuser 
sind in sozialen Netz-
werken hochaktiv, wo 
sie aktuelle Preislisten 
für den Transport in 
das Zielland angeben. 
Auf der Flucht halten 
die Flüchtlinge außer-

dem via Smartphone Kontakt mit 
den Schleppern, um etwa Verspä-
tungen bekanntzugeben. 

Frage: Spielen Smartphones also 
Schleppern in die Hände? 
Antwort: Nur bedingt. Denn auf 
Facebook haben sich eigene 
„Selbsthilfegruppen“ für Flücht-
linge gebildet. Dort findet ein re-
ger Austausch über Schlepper 
statt. Wer brutal ist oder Abma-
chungen nicht einhält, wird künf-künf-künf
tig von anderen Flüchtlingen ge-
mieden. 

Frage: Welche Rolle spielt das Smart-
phone, sobald Flüchtlinge im Zielland 
angekommen sind? 
Antwort: Oft heißt es dann erst ein-
mal abwarten. Die Tage bis zu 

einer Entscheidung im Asylver-
fahren werden lang, Familienmit-
glieder sind meist noch in Gefahr. 
Durch Smartphones können 
Flüchtlinge mit ihnen in Kontakt 
bleiben. „Für viele ist es auch die 
einzige Möglichkeit, Fotos von 
ihrem alten Leben, Erinnerungen 
zu behalten. Viele haben Fotos 
von ihren Häusern in Syrien am 
Handy – Häuser, die inzwischen 
komplett zerbombt sind. Oder von 
Familienmitgliedern, die umge-
bracht worden sind“, erzählt die 
Bloggerin Madeleine Alizadeh, 
die sich in Traiskirchen engagiert. 

Frage: Welcher Service ist im Ziel-
land noch besonders wichtig? 
Antwort: Dienste wie Google bieten 
kostenfreie Übersetzungspro

Google 
Übersetzungspro

Google 
-

gramme an. Die 24-jährige Selda 
lebt in einer WG in Wien. Sie ist 
aus Syrien geflohen. Mit dem 
Smartphone kann sie mit ihren 
Mitbewohnerinnen kommunizie-
ren, beispielsweise über Online-
banking informiert werden. Auch 
Emojis – also Symbole für Online-
kommunikation – helfen enorm. 

Frage: Warum müssen wir über 
Flüchtlinge mit Smartphones reden? 
Antwort: Eigentlich ist es logisch, 
dass viele Menschen weltweit im 
21. Jahrhundert ein Smartphone 
besitzen. Doch Hetzer nutzen das 
Bild vom „reichen Flüchtling mit 
modernem Smartphone“ seit 
 Monaten, um fremdenfeindliche 
Stimmung zu erzeugen. 

Frage: Vernetzen sich nur Flüchtlinge 
in sozialen Medien? 
Antwort: Ohne Smartphone und 
Facebook wäre die spontane zivil-
gesellschaftliche Hilfeleistung, 
wie etwa am Westbahnhof, nicht 
möglich gewesen. Stündlich aktu-
alisieren Hilfsorganisationen im 
Internet abrufbare Listen, durch 
die sich Helfer über benötigte 
Gegenstände informieren können.

Lebensrettende Alleskönner
Kein Ding ist für Flüchtlinge wichtiger als ihr Smartphone: Laut Ärzte ohne Grenzen können die modernen Geräte 

sogar Leben retten. Doch Hetzer haben Smartphones auch für die fremdenfeindliche Stimmungsmache entdeckt. 

Schnell das Handy aufladen, bevor es weitergeht: Flüchtlinge 
am Keleti-Bahnhof in Budapest am 2. September 2015.
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Ungeklärter Aufenthalts-
status, fehlende Doku-

mente, mangelnde Sprach-
kenntnisse: Wenn Flüchtlin-
ge ein Studium aufnehmen 
wollen, stellt sich ihnen eine 
Reihe an Hürden in den Weg. 
Die kürzlich in Berlin ge-
gründete Kiron University 
will das ändern und ab 
Herbst 1000 Flüchtlingen ein 
Studium ermöglichen – ohne 
Zeugnisse und Identitäts-
nachweis. Die Kosten von 1,2 
Millionen Euro werden per 
Crowdfunding eingeworben. 

Erst nach zwei Jahren On-
linekursen ist ein Identitäts-
nachweis nötig. Ab dem drit-
ten Studienjahr kommen die 
Kiron-Studenten an eine der 
15 beteiligten deutschen 
oder eine ausländische Uni – 
darunter etwa die Oxford 
University. Mit einigen ös-
terreichischen Universitäten 
gibt es Gespräche. Am Ende 
steht ein staatlich anerkann-
ter Abschluss. (ned, trat) 
p  p  p http://kiron.university/

Eine Univeriveriv sität 
für Flüchtlinge

Vom Küssen und Kopulieren 
Österreichische Anthropologen waren beim diesjährigen Ig-Nobelpreis erfolgreich

Wien/Boston – Was österreichi-
schen Wissenschaftern seit 1976 
beim ehrwürdigen Nobelpreis aus 
Stockholm nicht gelingen will, 
schaffte nun schon das zweite For-
scherteam binnen vier Jahren bei 
der beliebten Parodie Ig-Nobel, 
die seriös durchgeführte For-
schungsarbeiten über skurrile 
Themen auszeichnet. 2011 war 
ein Team um Ludwig Huber von 
der Veterinärmedizinischen Uni-
versität Wien mit dem Nachweis 
erfolgreich, dass Gähnen unter 
Köhlerschildkröten nicht anste-
ckend ist. Donnerstagabend wur-
den an der renommierten Harvard 
University in Cambridge bei Bos-
ton Anthropologen der Universi-
tät Wien geehrt. 

Elisabeth Oberzaucher nahm 
den Schmähpreis für ein mathe-
matisches Modell entgegen, in 
dem sie gemeinsam mit Karl 
Grammer die Legenden um die 
enorme Zeugungsfreude eines 
marokkanischen Sultans aus dem 
17. Jahrhundert auf ihren Wahr-
heitsgehalt überprüften. Mouley 
Ismael von Marokko (1672–1727), 
genannt „Der Blutrünstige“, soll 
laut Guinness Buch der Rekorde 
nicht weniger als 888 Kinder ge-
zeugt haben – seit Jahren sorgt die-

se Annahme für Diskussionsstoff 
unter Wissenschaftern. Oberzau-
cher und Grammer gingen vom 
Bericht eines französischen Diplo-
maten von 1704 aus, der meinte, 
dass Moulay 600 Söhne von vier 
Ehefrauen und 500 „Nebenfrau-
en“ hatte. Berücksichtigt man, 
dass damals nur die Töchter der 
Gattinnen leben durften, während 
die anderen nach der Geburt getö-
tet wurden, kamen die Forscher 
sogar auf eine Kinderzahl von 
1.171 in einer Zeitspanne 32 Jah-
ren. Oberzaucher und Grammer 
beachteten dabei unterschied-
lichste Faktoren: Religiöse Tabus 
wie Geschlechtsverkehr während 
der Menstruation, die Möglichkeit 
von Fehlgeburten und das Fak-
tum, dass sich der Monatszyklus 
der Frauen im Harem wohl anei-
nander angepasst hat. Ergebnis: 
Der gute Mann musste zwar zwei-
mal täglich Geschlechtsverkehr 
haben, aber die überlieferte Kin-
derzahl ist realistisch. 

Der Ig-Nobelpreis wurde heuer 
zum 25. Mal vergeben. Das Motto 
des Erfinders und Zeremonien-
meisters Marc Abrahams: zuerst 
lachen, dann nachdenken. Er will, 
wie er dem  STANDTANDTA ARNDARND D eD eD rzählte, 
mehr Humor in den Wettstreit um 

die besten wissenschaftlichen 
Arbeiten bringen. 

Unter den diesjährigen Preisträ-
gern sind Wissenschafter, denen 
es gelungen ist, ein gekochtes Ei 
teilweise wieder in den ungekoch-
ten Zustand zurückzuführen. 
Beim Kochen falten sich Proteine 
in einer unstrukturierten Form an. 
Die Wissenschafter haben es ge-
schafft, die Proteine wieder ausei-
nanderzuziehen – also quasi in 
den Rohzustand des Eis. 

Ein US-Physikerteam bekommt 
die Auszeichnung, weil es heraus-
fand, dass fast alle Säugetiere ihre 
Blase innerhalb von 21 Sekunden 
– plus oder minus 13 Sekunden 
entleeren. Ein internationales 
Team gewann für Experimente 
mit dem Ziel, die biomedizini-
schen Benefits und Folgen inten-
siven Küssens nachzuweisen. 
Und schließlich gewannen Nie-
derländer das Ig-Nobel-Pendant 
zum Literaturnobelpreis für den 
Nachweis, dass das Wort „huh?“ 
(zu Deutsch: hä?) offenbar in allen 
Sprachen der Welt vorkommt. Al-
les Fragen, die man schon immer 
geklärt wissen wollte. Oder? (pi) 
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„Charlie Hebdo“-Chef 
verteidigt Aylan-Karikatur 
Potsdam – In der jüngsten Ausga-
be von Charlie Hebdo ist der tote 
Flüchtlingsbub Aylan zu sehen. 
Im Hintergrund befindet sich die 
Werbung einer Fastfoodkette. Die 
Zeichnung mache sich nicht über 
den Tod des Kindes lustig, entgeg-
net Gérard Biard, Chef des Satire-
magazins, Kritikern bei der Verlei-
hung des Medienpreises M100 in 
Potsdam. Man wollte damit deut-
lich machen, dass der Westen den 
tausenden Flüchtlingen außer 
Konsumkultur nichts zu bieten 
habe. „Satire muss einen Schock 
provozieren.“ (afs) 

Ukraine hebt Sanktionen 
gegen BBC-Reporter auf 

Kiew – Nach der Kritik wegen Ein-
schränkung der Pressefreiheit ru-
dert der ukrainische Präsident Pe-
tro Poroschenko zurück. Einige 
Journalisten, darunter drei BBC-
Korrespondenten, wurden von 
der Sanktionsliste entfernt. (red) 

ORF-Fußball-App im 
Visier der Privatsender 

Wien – Österreichs Privatsender 
prüfen, ob die neue Fußball-App 
des ORF gesetzeskonform ist. 
Sonst werde – wie bei der Ski-WM 
– der Rechtsweg beschritten. (red)
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PAUL LENDVAI

Österreich rreich rr 1956–57
Vor einigen 
Tagen erhielt 
ich ein E-Mail 
von L. E., 
einer dreiund-
achtzig Jahre 
alten Öster 
achtzig 

Öster 
achtzig Jahre 

Öster 
Jahre 

-
reicherin, die 
mich über die 

Bemerkung eines ZDF-Journa-
listen in einer populären deut-
schen Diskussionssendung in-
formierte. Er sagte sinngemäß, 
die rund 200.000 ungarischen 
Flüchtlinge nach dem Volks-
aufstand 1956 wurden in Ös-
terreich „unter katastrophalen 
Bedingungen in Flüchtlingsla-
gern gehalten“. Dies hätte eine 
Katalysatorwirkung auf andere 
Länder gehabt, die dann bereit 
gewesen seien, Flüchtlinge 
aufzunehmen. Frau E. war 
sehr betroffen, da nach ihren 
Erinnerungen Österreich, 
 „alles in seiner Macht Stehen-
de für die ungarischen Nach-
barn getan“ habe. Sie wollte 
von mir wissen, ob die Be-
hauptung des ZDF-Mannes 
der Wahrheit entspricht. 

Umgehend teilte ich ihr 
mit, dass ich und alle 
meine Freunde damals 

nur Gutes gehört und persön-
lich erlebt hatten. Die ungari-
schen Asylwerber hatten da-
mals das gute Österreich 

Asylwerber 
Österreich 

Asylwerber 
ken-

nengelernt, wo die Menschen 
nicht nachforschten, wer was 
ist oder als was er gilt, son-
dern einfach halfen. Vom 
 ersten Tag an versuchte ich, 
als Journalist zu arbeiten. Ich 
schrieb kein einziges Wort auf 
Ungarisch. Stündlich hörte 
ich die Nachrichten aus dem 
unterdrückten Nachbarland 
und informierte die Korres-
pondenten der New York 
Times, der Nachrichtenagentur 
United Press und der Londo-
ner Times. Ein Kredit mit 
 minimalem Zinssatz wurde 
mir von einem evangelischen 
Hilfswerk zur Finanzierung 
der Ablöse für eine Einzim-
merwohnung im Parterre in 
der Josefstädter Straße 9 ge-

währt. Vom PEN-Club bekam 
ich ein Stipendium: 60 Dollar, 
sechs Monate lang, damit ich 
eine Schreibmaschine mieten 
konnte. Kollegen wie Hugo 
Portisch (damals Kurier), 
Otto Schulmeister und Adam 
Wandruszka (Die Presse), die 
Ungarn-Experten Eugen Geza 
Pogany und Ladislaus Rosdy 
haben mir mit Rat und Tat ge-
holfen. Wegen meiner Eltern 
in Budapest habe ich bis 1962 
unter drei Decknamen (György 
Hollo, Arpad Becs und Paul 
Landy) die Artikel platziert. 
Im Spiegel der Korrespondenz 
sehe ich einen 27-jährigen 
staatenlosen Flüchtling, der 
trotz Enttäuschungen in Wien 
ein neues Leben anfing. 

Ungarn war freilich auch 
ein Sonderfall. Wir alle waren 
privilegiert gewesen, weil wir 
aus Ungarn stammten. Wie 
mein verstorbener Freund und 
„Österreich-Lehrer“ Kurt Vor-
hofer zum 30. Jahrestag des 
Aufstandes in der Kleinen 
schrieb: „Die Magyaren sind 
das einzige Nachbarvolk, über 
das hierzulande eigentlich 
nicht gewitzelt oder gar ge-
höhnt wird.“ Ich schätze, dass 
rund 18.000 Flüchtlinge zu 
Österreichern 

Flüchtlinge 
Österreichern 

Flüchtlinge 
geworden sind. 

D eshalb schmerzt mich 
der beunruhigende Riss, 
der sich zwischen dem 

Land meiner Jugend und 
 Österreich und seinen Men-
schen, die mir in „finsteren 
Zeiten“(Bert Brecht) neue 
 Heimat geboten haben, dieser 
Tage auftut. Die abstoßende 
Mischung aus Zynismus und 
Dilettantismus der Orbán -
Regierung angesichts der bei-
spiellosen Flut der Flüchtlinge 
verletzt die Grenzen des mora-
lischen Zumutbaren. Der ge-
waltsame Ansturm der Grenze 
Ungarns durch Hooligans aus 
der Masse der verzweifelten 
Fremden – ungehindert von 
der serbischen Polizei – ist 
freilich ebenso zu verurteilen 
wie die Hassrhetorik von 
rechts in Österreich. 

Unterschiedliche Interessen und Ängste vor dem 
Fremden müssen angesprochen werden. Dabei geht es 

nicht nur um Aufklärung, sondern auch um Gefühle 
und ein Grundvertrauen in unsere Zukunft. 

Anmerkungen zur Flüchtlingskrise.

unserer Fähigkeiten und Bega-
bungen konzentrieren – und die 
der „Fremden“. 

Wir sind in dem tiefgreifends-
ten Veränderungsprozess nach 
dem Zweiten Weltkrieg. Für die-
sen Veränderungsprozess brau-

chen wir Zukunfts-
bilder, die positiver 
sind als die Abwehr, 
die mit jeder Verän-
derung einhergeht. 
Herausfordernde 
Zeiten liegen vor 
uns, die auch die 
Chance geben, sich 
mit der Frage aus -
einanderzusetzen: 
„Wie kann es uns 
 gelingen, die Viel-
falt der Fähigkeiten 
und Begabungen in 
unserer Gesellschaft 
wachsen zu lassen – 
nicht nur bei Flücht-
lingen? Und in einer 
Gemeinschaft zu le-
ben, die Zugehörig-
keit vermittelt?“ In 
den letzten Tagen 

haben wir eine tatkräftige und so-
lidarische Gesellschaft erlebt. Wir 
sind am Scheideweg – und haben 
Schritte getan, um die Krise zur 
Chance werden zu lassen. 

BEATE WINKLER beschäftigt sich seit 
mehr als 30 Jahren mit den Themen 
 Migration und Integration. Sie war lang-
jährige Direktorin der EU-Agentur – 
der jetzigen EU-Grundrechtsagentur 
– in Wien und hat u. a. 1991 das Buch 
 „Zukunftsangst Einwanderung“ und 
2015 das Buch „Unsere Chance. Mut, 
Handeln und  Visionen in der Krise“ ge-
schrieben.

In welcher Gesellschaft Gesellschaft Gesellschaf wollen wir leben?

Beate Winkler 

W erden wir die Flücht-
lingskrise bewältigen 
können? Wird es uns ge-

lingen, dieser politischen und ge-
sellschaftlichen Herausforderung 
mit klarem Blick für die Möglich-
keiten – und auch Grenzen – ge-
recht zu werden? Und werden wir 
dabei gesellschaftlichen Konsens 
für eine humane Hal-
tung erleben? Diese 
Fragen bewegen mich 
nicht nur als ehemali-
ges Flüchtlingskind, 
sondern weil ich seit 
Jahren die Themen 
„Migration“ und „Inte -
gration“ unter dem 
Blickwinkel von 
Chancen beleuchte – 
ohne Probleme zu ver-
schweigen. Ich weiß, dass Krisen 
gut bewältigt werden können, 
wenn ich haltmache, mich mit der 
Situation auseinandersetze und 
entscheide. Nicht zuletzt besteht 
das Wort „Krise“ im Chinesischen 
aus zwei Zeichen. Das eine heißt 
„Gefahr“ und das andere „Mög-
lichkeit“. 

Viele Menschen haben Angst, 
dass die Unterbringungsprobleme 
zu groß werden, Schulen, Gesund-
heitswesen und Arbeitsmarkt 
überfordert sind – um nur vier Bei-
spiele zu nennen. Gleichzeitig ist 
„europäische Solidarität“ zu einem 
Fremdwort geworden und Abwehr 
Ratgeber in Krisen situationen. Die 
Dramatik und die Dimension der 
Flüchtlingskrise sind zwar neu, 
aber das Problem ist ein altes. 
 Bereits Ende der 1980er-Jahre war 
klar, dass Europa in starkem Maß 
mit Zuwanderung und Flucht kon-
frontiert sein wird und einer um-
fassenden Migrations- und Integra-
tionspolitik bedarf.

Thema „verschlafen“ 
Zitat aus einem Buch – geschrie-

ben vor 25 Jahren: „Wir müssen 
die ganze Spannbreite der Proble-
matik im Blick haben, und es wird 
keine Patentrezepte geben. Doch 
eine vorausschauende, aktive 
Politik kann durch das Zusam-
menwirken der unterschiedlichen 
Gestaltungsbereiche kurz-, mittel- 
und langfristig auf Wanderungs-
bewegungen und Fluchtursachen 
Einfluss nehmen (z. B. Außen-, 
 Sicherheits-, Wirtschafts-, Men-
schenrechtspolitik). Wesentlich 
kommt es darauf an, die Ein -
gliederung von Einwanderern zu 
unterstützen und Maßnahmen zu 
ergreifen, die die Konflikt- und 
Spannungsfelder möglichst weit-
gehend entschärfen.“ Auf um-
fangreiches Wissen und Erfahrun-
gen aus Wissenschaft und Praxis 
kann zurückgegriffen werden. 

In welcher Gesellschaft wollen 
wir leben – welche Werte sollen es 
sein? Uns dieser Frage zu stellen, 

haben wir nach dem Fall des Eiser-
nen Vorhangs versäumt. Stattdes-
sen wurde einem ungezügelten 
Neoliberalismus Platz gemacht, 
der zu einer Ökonomisierung 

gemacht, 
Ökonomisierung 

gemacht, 

unseres Denkens und Handels 
führte. Die Ereignisse der letzten 
Tage haben deutlich gezeigt, dass 
eine große Sehnsucht nach einer 
Gesellschaft vorhanden ist, die 
 solidarischer ist als die, die wir in 

den letzten Jahren er-
lebt haben. Die Zivil -
gesellschaft zeigt ein 
Engagement, wie es für 
mich bisher nicht vor-
stellbar war. Dieses 
Engagement könnte 
durch eine gemeinsa-
me Plattform gestärkt 
werden. Der Zusam-
menschluss von Orga-
nisationen, die von 

einer Plattform aus eine gemein-
same Botschaft an ihre unter-
schiedlichen Zielgruppen rich-
ten, hat sich in schwierigen  Zeiten 
als hilfreich erwiesen: in London 
nach den terroristischen Atten -
taten und in Deutschland nach 
Anstieg von Extremismus in den 
1990er-Jahren. 

Ängste aufgreifen 
Verunsicherung und Ängste in 

der Bevölkerung müssen aufge-
griffen werden. Die unterschied-
lichsten Interessen – seien es de-
mografische, wirtschaftliche oder 
kulturelle –, die wir 
an Einwanderung 
haben, gehören be-
nannt. Aber Ängste 

gehören 
Ängste 

gehören 

allein mit Fakten 
entkräften zu wollen 
ist zu wenig. Es geht 
auch um Gefühle – 
vor allem um Angst. 
Daher brauchen wir 
Vertrauen in unsere 
Zukunft und in die 
Handlungsfähigkeit 
von Gesellschaft 
und Politik. NGOs, 
Wohlfahrtsverbände,
der Flüchtlingskoor-
dinator und Unter-
nehmen wie die ÖBB 
haben in vergange-
nen Tagen und Wo-
chen Hervorragen-
des geleistet. Sie ma-
chen Druck auf die Regierung – 
und auf die europäische Politik! –,
Konzepte und Perspektiven zu 
vermitteln. Gefragt ist eine Politik, 
die über gute Koordinierungs- und 
Kommunikationsmechanismen 
verfügt und die in ihrer Realisie-
rung durch ein eigenes Einwande-
rungs- und Integrationsministe-
rium unterstützt werden könnte. 
Erfahrungen aus der Geschichte 
zeigen: Wanderungsbewegungen 
gibt es seit Jahrtausenden, und 
Menschen haben in Krisenzeiten 
Ungeheures geleistet. Das gelingt 
besonders gut, wenn wir uns auf 

Flüchtlinge so schnell wie möglich integrieren und in Ausbildung bringen: 
Bäckerlehrling Ghebru Aregay aus Eritrea blickt im deutschen Ulm durch eine Breze.
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Das Wort 
,Krise‘ besteht im 

Chinesischen aus zwei 
Zeichen. Das eine 

heißt ,Gefahr‘ und das 
andere ,Möglichkeit‘.

„

“
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Cartoon: Cartoon: Rudi Rudi Klein Klein (www.kleinteile.at)(www.kleinteile.at)
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Die Hilfsbereitschaft 
vieler Österreicher zeigt 

einen substanziellen 
Wandel der eigenen 

Identitäten: 
vom Grenzwächter 

gegen die orientalischen 
Gefahren aus dem Süden 

zum Brückenbauer.
Andre Gingrich 

W eite Teile der österreichi-
schen Gesellschaft haben 
zuletzt aktiv und enga-

giert jene zehntausende Men-
schen willkommen geheißen, die 
als Flüchtlinge vor Krieg, Gewalt 
und Tod aus dem Nahen Osten 
kommend den Weg in die Europäi-
sche Union gewählt hatten. 
Es war, als sei eine bis dahin 
schweigende Mehrheit in Öster-
reich aufgestanden, um Zeugnis 
dafür abzulegen: Ihr Weg ist ein 
anderer als jener, der bis dahin 
durch eine zögerliche Politik und 
wütenden Nationalismus vorge-
geben schien. 

Gegen das Zögern 
Menschliche Tragödien und 

 deren mediale Vermittlung hatten 
schlagartig aufgerüttelt. Das ak -
tive Engagement der nun nicht 
mehr schweigenden Mehrheit ließ 
den Nationalismus für einen Mo-
ment lang in betretenes Schwei-
gen verfallen und erleichterte der 
Politik, das Zögern hinter sich zu 
lassen. 

Jene schweigende Mehrheit 
hatte vor diesen Septembertagen 
2015 schon bei jedem Urnengang 
seit 1945 per geheime Stimmabga-
be unter Beweis gestellt, dass sie 
nichtnationalistischen Alternati-
ven eindeutig den Vorzug gibt. 
Seine Bereitschaft zu integrem 
und menschenwürdigem Umgang 
mit Flüchtlingsströmen hatte das 

Vom GrenzGrenzGr waenzwaenz ll zur Brücke ins Herz Herz Her EuropasEuropasEur

Land schon quer durch die Jahr-
zehnte davor wiederholt demons -
triert: in der unmittelbaren Nach-
kriegszeit ebenso wie in der 
Ungarn-Krise, nach dem Sowjet-
einmarsch in die Tschechoslo -
wakei ebenso wie nach dem 
Putsch gegen Allende in Chile 
oder  während des Bürgerkrieges 
in  Ex-Jugoslawien. 

Neu und nicht selbstverständ-
lich am Aufstehen der schweigen-
den Mehrheit im September 2015 

war also Folgendes: Die Präferenz 
einer Mehrheit für einen nicht -
nationalistischen Weg wurde prak-
tisch und öffentlich gemacht, in-
dem diese sich für solche Flücht-
linge engagierte, zu deren Begrü-
ßung Politik und Medien nicht von 
sich aus aufgerufen hatten.

Vielmehr waren die meisten 
Verantwortlichen in Politik und 
Medien zutiefst überrascht davon, 
dass und wie sehr ohne ihr eige-
nes Zutun da eine schweigende 

Quartiere: Fünf große Hürden 

Der Altlengbacher Vizebürgermeis-
ter und Gemeindebund-Kommuni-
kationschef Daniel Kosak schreibt: 

Meine Gemeinde wird rund 20 
Menschen Quartier und Versor-
gung anbieten können. Das sind 
20 Quartiere mehr als bisher, da-
mit verschwindet Altlengbach zu-
mindest von der Landkarte jener 
Gemeinden, die keine Asylwerber 
aufgenommen haben. Es ist weni-
ger als die Quote vorsieht, aber es 
ist ein Anfang. Einer, der schwer 
genug war. 

Vor vier Monaten hat mein Bür-
germeister mich angerufen und 
gesagt: „Kümmere dich darum, 
dass wir auch bei uns Flüchtlinge 
unterbringen können.“ Damit be-
gann ein Spießrutenlauf, eine 
Odyssee durch bürokratische Ur-
wälder und auch Lebensrealitä-
ten. Die Gemeinden werden oft 
dafür verantwortlich gemacht, 
dass zu wenige Quartiere bereit-
stehen. In manchen Fällen viel-
leicht mir Recht, in vielen aber 
auch zu Unrecht. 

Bei uns hat die Gemeinde zum 
Beispiel keine Quartiere, Häuser 
oder Wohnungen, die infrage 
kommen. Wir waren also darauf 
angewiesen, dass wir private 
Quartiergeber finden, die ihre 
Häuser oder Wohnungen zur Ver-
fügung stellen oder vermieten. In 
vielen Gesprächen, vielen Aufru-
fen und Kontakten haben wir nach 
solchen Möglichkeiten gesucht. In 
manchen Fällen wurde auch Be-
reitschaft signalisiert. Dabei ha-
ben sich große Hürden aufgetan: 
Q Hürde 1: Altlengbach hat 26 Orts-
teile. Es wurden mehrere Häuser 
angeboten, die aber alle kilometer-
weit entfernt von jeglicher Infra-
struktur liegen. Nur mit dem Auto 

erreichbar, für nicht mobile Asyl-
werber daher ungeeignet. Auch 
im Rahmen einer Vollversorgung 
(Unterbringung inkl. Verpfle-
gung) nicht machbar. Auch wir 
haben es für sinnvoll gehalten, 
nur im Kerngebiet der Gemeinde 
zu suchen, damit fällt aber die 
Hälfte der potenziell möglichen 
Wohnstätten schon einmal weg. 
Q Hürde 2: Die hohen und kom -
plexen Unterbringungsstandards. 
Der Papierkrieg für das Anbieten 
eines Quartiers beim Land NÖ ist 
rund 60 Seiten dick. Das ist ab-
surd. Viele potenzielle Quartier-
geber schreckt das ab. Die Aufla-
gen sind auch nicht immer leicht 
zu erfüllen. Sie enthalten auch ein 
Punktesystem zur Bewertung. Inf-Inf-Inf
rastrukturelle Angebote zum Bei-
spiel. Schule, öffentlicher Ver-
kehr, Grünflächen, Einkaufsmög-
lichkeiten, usw. 
Q Hürde 3: Die Zuständigkeiten 
sind oft unklar. In NÖ 

Zuständigkeiten 
NÖ 

Zuständigkeiten 
werden “or-

ganisierte Quartiere“”, d. h. Voll-
versorgung, direkt über das Land 
abgewickelt. Das Land ist also Ver-
tragspartner. Früher war das die 
ORS. Dem entsprechend knapp 
sind die personellen Ressourcen 
im Land. Vor der großen Flücht-
lingswelle hat die ORS die Quar-
tiere beschafft, Verträge abge-
schlossen, das Land hat eigentlich 
nur bezahlt. Nun ist die Lage an-
ders. Die Landesbeamten sollen 
das nun selbst machen, dafür sind 
sie nicht einmal annähernd mit 
personellen Ressourcen ausge-
stattet. Als ich das erste Quartier 
gemeldet habe, hat es vier Wochen 
gedauert, bis es begutachtet wur-
de. Viel Zeit, wenn in Traiskir-
chen Menschen in der Wiese 
schlafen müssen. 
Q Hürde 4: Geltende Rechtslagen. 
Klingt grotesk, ist aber so. Eine 

BLBLOGOGSASATZTZ

Eine Drehung zu viel 

Betrifft: „Der Krieg im Nahen Osten 
hat erst begonnen“ von Eugen Sorg 

der Standard, 12./13. 9. 2015
Der gesamten islamischen Glau-
bensgemeinschaft eine Prädispo-
sition zu jener Gewalt und Zerstö-
rung zu unterstellen, wie sie von 
den Schlächtern in Syrien oder 
Nigeria täglich zu Schau gestellt 
werden, ist selbst für die Achse 
des Guten eine Drehung zu viel. 

Abgesehen davon, dass ja alle 
Religionen auf den jeweils Einen 
schwören und solange an das ein-
zig Richtige glauben, bis sie es 

wissen. Also abgesehen davon, 
dass alle Religionen diese Über-
heblichkeit mitbringen, macht ein 
Glaubensbekenntnis nicht zum 
potenztiellen Mörder. 

Eine Drehung zu viel in einer 
medial und politisch aufgeheizten 
Zeit, mit tausenden muslimischen 
Flüchtlingen vor der Tür, die mit 
uns leben wollen und sollen. 

Europa ist nicht mehr Blut für 
ein robustes Bekämpfen des Islam 
zu wünschen, sondern mehr 
Rückgrat, den eigenen Hetzern die 
Stirn zu bieten. 

Ulrich Wild-Pelikan 
 1020 Wien 

LESERLESERSTSTIMMENIMMEN
Mitreden auf derStandard.at 

Betrifft: Mitreden – Flucht als Fami-
liengeschichte 
Flüchtlinge, das sind immer die 
anderen. Doch Österreich hat 
auch eine Geschichte als Flücht-
lingsland. 

Gibt es in Ihrer Familie eine 
 Geschichte der Flucht oder 
 Vertreibung? Waren Sie Teil einer 
der letzten großen Fluchtbewe-
gungen nach Österreich? 

großen 
Österreich? 

großen 
Posten 

Sie Ihre Kommentare im Forum 
auf derStandard.at 
pMitreden, Userkommentare: 

derStandard.at/User 

Bürgerin hat angeboten, für zwei 
Jahre die Kosten einer Wohnung 
zu bezahlen, damit wir dort eine 
Familie unterbringen können. 
Gute Idee eigentlich. Bis man auf 
die Rechtslage im geförderten 
Wohnbau stößt. Für die Anmie-
tung einer Genossenschaftswoh-
nung muss man seinen Haupt-
wohnsitz dort anmelden. Und 
man darf bestimmte Einkom-
mensgrenzen nicht überschrei-
ten. Die Dame darf diese Wohnung 
also gar nicht anmieten. 
Q Hürde 5: Wir haben einen Turn-
saal unserer Mittelschule als Not-
schlafstelle angeboten. 350 Quad-
ratmeter, dazu Aula, Schulküche 
und Sanitäranlagen. Platz für ca. 
70 Personen. Zu klein, hat man 
uns beschieden. Erst ab 1500 
Quadratmeter interessant. Die Lo-
gistik wäre für kleine Flächen ge-
nauso aufwendig, wie für große. 
Daher lieber große Flächen. 

Ich bin froh, dass wir diese Hür-
den nach vier Monaten weitge-
hend überwunden haben.

Mehrheit aktiv wurde für Flücht-
linge, deren Herkunft als „poli-
tisch unpassend“ gegolten hatte. 

Führende Kreise in manchen 
Nachbarländern Österreichs lan-
cierten demgegenüber eine Hal-
tung, die auch dem heimischen 
Nationalismus nicht fremd ist: 
Wir suchen uns jene 
Flüchtlinge aus, die 
uns gefallen, heißt es 
da im Grunde – „christ-
liche Orientalen“ etwa 
sind mit unseren Vor-
lieben vereinbar, an-
dere Orientalen hin-
gegen nicht. 

Diese Art der Selek-
tion zwischen „guten 
und schlechten Orien-
talen“ fußt in Mittel-
europa tatsächlich auf 
einer jahrhunderte -
alten Tradition, die 
 Ostmitteleuropa als 
Grenzbollwerk Euro-
pas und des „christ -
lichen Abendlandes“ 
gegen diverse orientali-
sche Gefahren begreift. 
Dieser schlechten Tra-
dition liegt ein post -
imperialer und natio-
nalistischer Mythos zu-
grunde, in dem unsere 
Identität als eine von kämpferi-
schen Grenzwächtern gegen den 
Südosten und Osten hin beschwo-
ren wird. 

Emotional aufgeheizt und be-
nutzt werden konnte diese 
schlechte Tradition immer wieder 
für ganz verschiedene Zwecke: 
vom Kampf gegen die „Türken“ 
über die „Zivilisierung des Bal-

kans“ bis hin zur Verherrlichung 
einer „Ostmark“. 

Was die nun nicht mehr schwei-
gende Mehrheit in Nickelsdorf 
und Salzburg, am Wiener West-
bahnhof und anderswo im Land 
Anfang September hingegen ge-
lebt und praktiziert hat, beweist, 

dass hierzulande ande-
re Identitäten gewollt 
und gefühlt werden 
als jene von kämpferi-
schen Grenzwächtern: 
Das schließt auch 
reichhaltige und 
ethisch gute Traditio-
nen mit ein, die Öster-
reich nicht länger als 
Grenzbollwerk begrei-
fen, sondern als Mittler 
und Brücke im Herzen 
Europas. 

Auch diese Tradi-
tion hat eine lange 
 Geschichte, die von 
Maria Theresia bis hin 
in die Kernphasen der 
Zweiten Republik 
reicht. Zugleich ha-
ben die Menschen An-
fang September auch 
einander und der Welt 
vorgelebt, dass diese 
Tradition nicht nur 
eine stolze Vergan-

genheit, sondern auch eine aus-
baufähige Zukunft hat.   

ANDRE GINGRICH (Jahrgang 1952) ist 
Ethnologe und Anthropologe, Mitglied 
der Österreichischen Akademie der Wis-
senschaften und Direktor des Instituts 
für Sozialanthropologie dortselbst. Er ist 
auch Mitglied der Königlich Schwedi-
schen Akademie der Wissenschaften.

Grenzübergang Nickelsdorf: Trotz tausender Flüchtlinge in den vergangenen zwei Wochen lief deren Einreise nach Österreich 
vergleichsweise reibungslos ab. Auch weil viele Freiwillige mit Spenden und Arbeitskraft mithalfen.
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Andre Gingrich: 
Die schweigen-

de Mehrheit 
half.

Foto: Hendrich
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D er kleine Ort Föro-
lach in Kärnten 
darf sich seit der 

vergangenen Nacht als 
Geburtsort einer öster-
reichischen Ig-Nobel-
preis-Trägerin bezeich-
nen. Das verspricht zwar 
nicht ganz die großen 
Freudenstürme, die es 
geben könnte, wenn die 
Förolacherin Elisabeth 
Oberzaucher, Anthropo-
login an der Universität 
Wien, den ehrwürdigen 
Nobelpreis gewonnen 
hätte. 

Aber man darf nicht 
unbescheiden sein: Der 
Ig-Nobelpreis wird seit 
25 Jahren an kuriose, 
aber seriös durchge -
führte Forschungen ver-
geben. Anfangs dachte 
man noch, dass dieser 
Schmähpreis eine Krän-
kung für ein ernsthaftes 
Forscherleben ist. Bis heute werden 
alle Nominierten gefragt, ob sie die 
Auszeichnung annehmen wollen – 
kaum jemand lehnt ab. Und mittler-
weile reißen sich die Wissenschafter 
geradezu darum. Gut zwanzig Prozent 
der etwa 9000 Nominierten haben sich 
selbst vorgeschlagen. Sie haben aber 
wenig Gewinnchancen. 

Elisabeth Oberzaucher, Jahrgang 
1974, hat nun gemeinsam mit Karl 
Grammer, dem 1950 geborenen Ver-
haltensforscher und Anthropologen, 
für die Computersimulation der legen-
dären Zeugungsfreude eines marokka-
nischen Sultans den Preis gewonnen. 
888 Kinder soll dieser Mann gezeugt 

haben, Oberzaucher und 
Grammer kamen zum 
Schluss: Ja, das geht sich 
aus – mit zweimal Sex 
am Tag. Angesichts des 
Themas hätten die bei-
den Wissenschafter ver-
mutlich ahnen können, 
zumindest auf eine 
Shortlist heißer Ig-No-
belpreis-Kandidaten zu 
kommen. Aber es ging 
ihnen wohl eher darum, 
am Computer einmal 
nachzurechnen, wie vie-
le Kinder ein Mensch 
denn überhaupt haben 
kann. Dass die Arbeit 
vom renommierten Fach-
journal Plos One publi-
ziert wurde, beweist 
schließlich auch, dass es 
sich um seriöse Wissen-
schaft handelt. 

Oberzaucher studierte 
an der Universität Wien 
Biologie und schloss das 

Studium mit einer Di plomarbeit über 
positive Auswirkungen von Grün-
pflanzen auf die kognitive Leistungs-
fähigkeit ab. Ihr Doktoratsstudium am 
Ludwig-Boltzmann -Institut für Stadt-
ethologie schloss sie 2003 ab. Sie lehrt 
am Department für Anthropologie der 
Uni Wien – mit Grammer, der Leiter 
des Boltzmann-Instituts war, hat sie 
schon häufig pu bliziert. Darunter Stu-
dien, die auch  Inhalte versprechen, 
die mindestens genauso lebensnah 
sind wie jene über das Zeugungsver-
halten des Sultans: Eine handelte etwa 
von individuellen und geschlechtsspe-
zifischen Körpergerüchen. 

Peter Illetschko

KOKOPF PF DES DES TATAGESGES

Humorpreis für 
eine Arbeit, die 

kein Witz ist

Elisabeth Oberzaucher ist 
Ig-Nobelpreis-Trägerin. 

Foto: Marin Gazzari / Uni Wien

Jeder ist sich selbst der Nächstechstechst
Die Flüchtlingskrise zeigt: Die EU agiert nicht als Solidargemeinschaft 

ten vor. Wer in der heutigen Gedenk-
stätte Auschwitz/Birkenau an der Ver-
teilrampe steht, wo Züge ankamen, und
das Ghetto von Krakau besucht, kommt
auf ähnliche Assoziationen. 

Aber während Deutschlands Kanz-
lerin aus der Vergangenheit eine Ver-
pflichtung ihres Landes zur Aufnah-
me von Schutzsuchenden ableitet, 
will sich Polen nicht daran beteiligen. 
Polen gehört zu den vehementesten 
Gegnern des von der EU-Kommission 
vorgelegten Verteilungsplans. Das Ar-
gument, das auch Tschechien, die Slo-
wakei und Ungarn vorbringen: Uns 
wurden jahrzehntelang Entwicklungs-

möglichkeiten vorenthalten, und unse-
re Bürger haben selbst vergleichswei-
se wenig. Das schürt die Neid- und 
Verdrängungsdebatten. 

Am Umgang mit Flüchtlingen zeigt 
sich, dass einheitliche Menschen-
rechtsstandards nicht einmal in der 
mit dem Friedensnobelpreis ausge-
zeichneten EU eingehalten werden und 
Sanktionsmöglichkeiten fehlen. Beim 
Gipfel am Mittwoch müssen die Staats- 
und Regierungschefs rasch gemeinsa-
me Lösungen für die dringendsten 
Probleme finden, sonst wächst mit 
der Unsicherheit der Erosionsprozess 
der EU. 

S eit dem Fall des Eisernen Vor-
hangs und der Berliner Mauer 
gab es nicht mehr so viel Unsi-

cherheit in Europa. Das gilt für poli -
tische Entscheidungsträger genauso 
wie für Bürger, von denen viele in be-
eindruckender Weise angesichts der 
Notlage anpacken. 

Der Andrang von Flüchtlingen mit-
ten in Europa bringt die Staatenge-
meinschaft ins Wanken. Nicht nur Ab-
kommen und Abläufe werden plötz-
lich infrage gestellt. Es geht tiefer: Die 
Debatten darüber, was unter men-
schenwürdiger Behandlung und Soli-
darität zu verstehen ist, offenbaren, 
wie groß die Auffassungsunterschiede 
sind. Die vielbeschworene Wertege-
meinschaft besteht den Praxistest nicht.
In dieser Krise kommen so deutlich 
wie noch nie Egoismen und Nationa-
lismen zum Vorschein. Jeder ist sich 
selbst der Nächste, das Ziel: Flüchtlin-
ge rasch weiterschicken oder erst gar 
nicht ins Land lassen. 

Im Vergleich zur Euro- und Grie-
chenlandkrise ist die Gemengelage viel-
schichtiger. Es ist nicht klar, wer wel-
che Position hat. Flüchtlinge mensch-
lich behandeln? Ja. Sie dauerhaft auf-auf-auf
nehmen? Nein. Diese Stimmungslage 
herrscht nicht nur in der Politik, son-
dern auch in der Bevölkerung vor. Ös-
terreich ist ein Beispiel dafür. Auch 
die deutsche Kanzlerin Angela Merkel 
fährt diesmal einen Schlingerkurs. Wel-
ches Ziel sie in der Flüchtlingspolitik 
tatsächlich verfolgt, können nicht ein-
mal langjährige Merkel-Auguren ein-
schätzen. In ihrer Partei, nicht nur in 
der CSU, wächst die Unruhe. Die Fra-
ge, wie viele aufgenommen werden 
können, wird auch in Deutschland 
nicht offen diskutiert. 

W eitgehend einig sind sich die 
meisten EU-Staaten, wenn es 
um Ungarns Umgang mit 

Flüchtlingen geht. Dass Ungarn inter-
nationales Recht verletzt hat, bestätigt 
sogar der UN-Menschenrechtskommis-
sar. Der Aufschrei in anderen EU-Län-
dern darüber, dass die ungarischen 
Behörden mit Tränengas und Wasser-
werfern sogar gegen Kinder vorgehen, 
hielt sich jedoch in Grenzen. Insge-
heim sind viele Entscheidungsträger – 
auch in Österreich 

Entscheidungsträger 
Österreich 

Entscheidungsträger 
– froh, dass der 

neue Grenzzaun zu Serbien eine Bar-
riere ist. Mit seiner Aussage, das Ver-
schicken von Menschen in Zügen er-
innere ihn an die dunkelsten Zeiten 
des Kontinents, wagte sich Bundes-
kanzler Werner Faymann am weites-

Alexandra Föderl-Schmid

Neuer Scheideweg weg we in Syrien
Gudrun Harrer 

P arallel zum Exodus aus Syrien gibt es diplomatische 
und militärische Entwicklungen, die die Spielregeln 
an den Kriegsfronten entscheidend verändern könn-

ten. Es sieht wie ein Scheideweg aus: Gelingt es, einen inter-
nationalen Konsens zur Bekämpfung des „Islamischen 
Staats“ (IS) zu finden? Er würde sehr bittere Aspekte ent-
halten, wie die Duldung einer zumindest temporären Rol-
le für das Assad-Regime. Oder wird stattdessen eine poten-
zielle neue militärische Konfliktebene in Syrien eingezo-
gen? Sie verliefe zwischen Russland und der US-geführten 
Anti-IS-Allianz und wäre brandgefährlich. 

Was bisher geschah: Seit Monaten verfolgt Moskau sei-
nen neuen Plan, eine allumfassende Koalition gegen den 
Terror zu schmieden. Er enthält den Versuch, die Moskau-
skeptische syrische Opposition zu engagieren, aber vor al-
lem die Assad-Gegner in der Region, allen voran Saudi-Ara-
bien, zur Kontaktaufnahme mit Damaskus zu bringen. 

Auf geheimdienstlicher Ebene ist das angeblich gelun-
gen. Die Gesprächsbasis mit den USA verbesserte sich – 
auch als Folge des Iran-Atomdeals, den Moskau offenbar 
als möglichen Katalysator auch für seine Syrien-Politik sah. 
Moskau zeigte sich im Uno-Sicherheitsrat konstruktiv, als 
es im August für eine Syrien-Resolution stimmte und Ve-
nezuela auf Linie brachte. Und es zeigt Unterstützung für 
die Syrien-Initiative von Uno-Emissär Staffan de Mistura. 

D amit hatte es sich aber auch schon. Als Knackpunkt 
erwies sich wenig überraschend die Frage, wie man 
zum syrischen Regime steht: Russland deutet zwar 

immer an, dass Bashar al-Assads Zukunft als Präsident 
nicht in Stein gemeißelt ist, aber dass ihm und der syri-
schen Armee gegenwärtig eine Rolle zukommen muss, ist 
nicht verhandelbar. Genau umgekehrt ist es in Washington 
– während in Europa durchaus bereits einzelne Stimmen 
laut werden, dass man angesichts der Bedrohung durch 
den IS in den sauren Assad-Apfel beißen muss. 

Seit kurzem eskaliert Moskau, indem es seine Militär-
präsenz in Syrien hinauffährt und Assad aufrüstet. Dieser 
spielt seinen Part: Er startet eine Luftoffensive gegen den 
IS in Raqqa. In Briefen an die Uno beklagt er sich über die 
militärische Intervention Großbritanniens, Frankreichs und
Australiens. Anders als die irakische hat die syrische Re-
gierung ja nicht um westliche Hilfe gegen den IS ersucht – 
aber bisher auch nichts dagegen unternommen. 

Eine große Anti-Terror-Koalition, die Russland und den 
Westen umfasst, würde Wladimir Putin helfen, aus der Iso-
lation herauszukommen: Vielleicht ist ja das die Trieb -
feder. Die große Frage ist, wo man im Moment steht: Sieht 
der russische Präsident seine diplomatische Initiative als 
bereits gescheitert an und setzt neue aggressive Schritte – 
oder versucht er sie in Gang zu bringen mit der Demons -
tration dessen, wie es sonst weitergehen könnte? 

Angesichts der Ukraine-Erfahrungen ist jeder Grad von 
Skepsis angebracht. Aber es ist nicht so, dass andere, über-
zeugende Syrien-Pläne auf dem Tisch liegen würden.

Die Schere Schere Scher im KopfKopfKo
Günther Oswald 

D as Signal, das eine Einigung auf ein größeres Arbeits-
marktpaket aussenden würde, könnte Rot-Schwarz 
dringend gebrauchen. Es würde zeigen: Die Koalition

arbeitet auch abseits der Flüchtlingsfrage. Es wäre auch ein 
Beweis dafür, dass beide Seiten bereit sind, über den eige-
nen Schatten zu springen und für die eigene Klientel un-
angenehme Entscheidungen zu treffen. 

Auf SPÖ-Seite 
angenehme 

SPÖ-Seite 
angenehme Entscheidungen 

SPÖ-Seite 
Entscheidungen 

wird es sicher massives Grummeln geben, 
wenn Arbeitslosen noch längere Anfahrtswege zu offenen 
Stellen zugemutet werden oder wenn Arbeitstage mit zwölf 
Stunden häufiger vorkommen. Die schwarzen Wirtschafts-
vertreter wiederum werden über die Zusatzbelastung durch
den leichteren Zugang zur sechsten Urlaubswoche sowie 
über die diskutierten Verschärfungen im Arbeitsrecht (All-
in-Verträge, Konkurrenzklauseln) klagen. 

Die Frage ist aber, ob jeder Kompromiss, auch wenn er 
schmerzvoll ist, gleich ein guter ist – etwa am Beispiel der 
Kündigungsabgabe, die künftig beim Abbau von über 60-
Jährigen auf bis zu 2800 Euro steigen soll. Für den Arbeit-
geber ist das ein spürbarer Betrag – im Gegensatz zu den 
bisherigen 118 Euro, die eigentlich nur eine bürokratische 
Schikane sind. Der Lenkungseffekt wird sich aber trotzdem 
in Grenzen halten. Bei einem größeren Personalabbau wird 
die Firma jene Mitarbeiter kündigen, die sie für zu teuer 
(tendenziell ältere) oder für zu unproduktiv (auch hier sind 
wohl die Jüngeren im Vorteil) hält. Bei punktuellen Kün-
digungen sind über 50-Jährige ohnehin bereits durch die 
Arbeitsgerichtsbarkeit besser gestellt. 

Umgekehrt kann eine höhere Kündigungsabgabe aber zu 
einer zusätzlichen Schere im Kopf der Arbeitgeber werden. 
Nach dem Motto: „Bei Älteren 

Kopf 
Älteren 

Kopf 
ist alles teurer und kompli-

zierter, die stelle ich erst gar nicht an.“ Es besteht also die 
Gefahr, dass man am Ende das Gegenteil von dem erreicht, 
was man wollte – nämlich mehr ältere Beschäftigte.

HÖHERE KÜNDIGUNGSABGABE

RUSSLAND RÜSTET ASSAD AUF
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Karin Bauer 

S o etwas kann man nicht an-
schaffen, das soll man auch 
nicht“, sagt Erste-Bank-Vor-
stand Peter Bosek. Anliegen 

von Unternehmen müsse es sein, eh-
renamtlich soziales Engagement der 
Mitarbeiter zu „ermöglichen“. Eine 
betriebswirtschaftliche Einordnung 
des Nutzens hält er für „schwer, man 
soll solche Dinge auch nicht tun, um 
sich beliebt zu machen“. 

Begonnen hat es bei ihm mit der 
Zweiten Sparkasse, wo 360 Mitarbei-
ter der Erste Bank ehrenamtlich Kon-
to und Bankdienstleistungen in Ko-
operation mit Caritas und Schuldner-
beratung jenen zur zur Verfügung stel-
len, die sonst keinen Zugang hätten. 
Dann kam das Dauerprojekt „Vernetz-
te Welten“ dazu, in dessen Rahmen 
die Bank Mitarbeiter und ihr Know-
how für drei bis sechs Monate an So-
zialorganisationen „spendet“. Mehr 
als 1200 Banker sind in der „Time 
Bank“ registriert, wo Freiwilligen-
arbeit organisiert und vermittelt wird. 
Dienstzeit wird zur Verfügung ge-
stellt. 

Vor zwei Wochen kam aus der Be-
legschaft der Wunsch, eine aufgelas-
sene Filiale als Flüchtlingsnotquartier 
umzubauen. Betten wurden aufge-
baut, Mitarbeiter sind jetzt dort am 
Westbahnhof im Einsatz. Aber auch 
Vorstände werken mit. So genanntes 
Top-Down Commitment zählt, das 
zeigt auch ÖBB-Boss Christian Kern 
mit seiner Präsenz vor Ort. 

Solche langfristigen und großange-
legten Strukturen für Corporate Volun-
teering finden sich hierzulande schon 
vereinzelt in Konzernen. Jene 36 Pro-
zent heimischer Unternehmen, die 
laut Erhebung des Fundraising-Ver-
bands ihren Mitarbeitern ehrenamtli-
ches Engagement ermöglichen, tun 
dies vorwiegend allerdings lokal bei 
Bedarf etwa als bezahlte Dienstfreistel-
lung für Feuerwehreinsätze. 

Der spontane Einsatz vieler Unter-
nehmen in der aktuellen Flüchtlings-
not sei noch kein strategisches Corpo-
rate Volunteering, sagt Günther Lut-
schinger, Geschäftsführer des Fundrai-
sing-Verbands. Er verfügt über jahr-

zehnte Erfahrung in diesem Bereich. 
Aber es entstünden jetzt neue Schnitt-
stellen zwischen For-Profit- und Non-
Profit-Organisationen.

Ist das der Beginn einer neuen Qua-
lität im Personalmanagement – näm-
lich aus diesem begeisterten aktuellen 
Engagement Langfristiges soziales Tun 
der Belegschaften klassischer Unter-
nehmen zu machen? 

Lutschinger hält das für gut möglich. 
Peter Bosek sowieso: „Wir haben intern 
langfristig und auch aktuell einen un-
fassbar guten Response – nur Integra-
tion ist noch ein anderes Paar Schuhe, 
da gehört der Zugang zum Arbeits-
markt schnell gelockert.“ Da endet die 
Macht der Konzernchefs. Gratiskontos 
für Asylwerber gibt es aber immerhin 
schon einmal in der Ersten. 

Die fruchtbaren Wirkungen bezahl-
ter Freiräume für soziales Engagement 
sind jedenfalls für Unternehmen 
längst belegt – abseits möglicherweise 
erwünschter positiver PR- und Image-
noten: Mitarbeiter, die Volunteering 
in Anspruch nehmen, fühlen sich we-
niger gestresst, gesünder, psychisch 
und physisch in besserer Verfassung. 
Personalchefs ermittelten bessere 
zwischenmenschliche und professio-
nelle Kompetenzen (www.unitedhe-
althgroup.com).

So kommt auch quasi „nebenbei“ 
Innovation ins Haus, die Bindung zu 
Partnern wird verstärkt. Rewe und das 
Projekt Lernbuddy mit der Wirt-
schaftsuni Wien ist dafür etwa ein Bei-
spiel und positioniert den Konzern im 
Ranking attraktiver Arbeitgeber auch 
messbar auf einen der besseren Plät-
ze. Studien zufolge will ja gerade die 
nachrückende Generation einen 
Arbeitgeber, der seine gesellschaftli-
che Verantwortung nicht nur im Pros-
pekt stehen hat. 

Die förderlichen Auswirkungen 
von sogenanntem „Skill-based Volun-
teering“ (eingebracht wird in eine so-
ziale Organisation die professionelle 
Kompetenz, etwa Accounting) auf das 
persönliche berufliche Fortkommen 
hat Deloitte in Studien belegt. 

In einer Reihe von Unternehmen 
punktet soziales Engagement auch 
für eine Einstellung, etwa in der 
OMV, so Konzernpersonalchef Georg 
Horacek.

Corporate Volunteering: 
Gesündere, weniger 

gestresste Mitarbeiter, 
bessere Teams – 

der Nutzen des Ehrenamts, 
das die Firma ermöglicht, 

ist belegt. Für alle Beteiligten. 
Gut möglich, dass gerade ein 

großer Trend entsteht.

Gutes tun im Namen der Firma

3. Juni 2014, Nador, Marokko: eine Gruppe von Männern aus Subsahara-Afrika, versammelt an einer Wasserstelle. 
Tausende Afrikaner warten auf dem Berg Gourougou auf ihre Chance, um von dort via Melilla nach Europa zu gelangen.
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Lara Hagen 

M an könne es sich ein-
fach nicht erlauben, in 
einer Situation wie 
dieser untätig zu sein. 

Man könne nicht verantworten, 
dass eine Generation Geflüchteter 
heranwächst, die man in Zukunft 
als verloren bezeichnet. Deswe-
gen haben sich die Unis dazu ent-
schieden, mehr zu tun. Passend 
dazu der Name der Uniko-Initia-
tive für Asylwerbern und Asylsu-
chende: „More“. 

„Die Weiterentwicklung der 
Gesellschaft ist eine der universi-
tären Aufgaben“, sagt Gerald Bast, 
Vizepräsident der Uniko und Rek-
tor der Angewandten. Heinrich 
Schmidinger, Präsident der Uni-
ko, ergänzt: „Es ist unsere Pflicht, 
in dieser unglaublichen Not zu 
helfen.“ 

Seit Juli wurde das Vorhaben 
geplant, diese Woche präsentiert: 

Teilnehmende Unis – bis jetzt 16 
– nehmen im Wintersemester zwi-
schen 15 und 100 außerordentli-
che Studierende auf. Spezielle 
Vorlesungen, Kurse und Work-
shops werden angeboten – allein 
an der Angewandten sind 33 ge-
plant. Man konzentrie-
re sich auch auf den 
Bereich Sprachen und 
Sport, die Bibliotheken 
würden geöffnet, und 
es könne an Chorpro-
ben teilgenommen 
werden. Alles unter 
dem Motto: So wenig 
Bürokratie wie mög-
lich. Studienbeiträge 
würden erlassen, 
Kursteilnahmen seien kostenlos. 
Im Zentrum stehe der Austausch, 
gegenseitiges Lernen – Asylwer-
ber sollten nicht nur als Empfän-
ger von Wohltaten gesehen wer-
den, sagt Schmidinger, man woll-
te auch von ihnen lernen. 

Ein paar Unklarheiten gibt es 
noch: Man wisse noch nicht, wie 
viele geflüchtete Studierende tat-
sächlich teilnehmen. „Wir ken-
nen ja noch nicht einmal die nor-
malen Inskriptionszahlen“, sagt 
Schmidinger. 

Auch über mögliche 
Kooperationen mit an-
deren Hochschulen – 
Privatunis, pädagogi-
sche Hochschulen 
oder Fachhochschu-
len –, um Kräfte zu 
bündeln, hat man bis-
lang nicht nachge-
dacht. 

Bei der Fachhoch-
schulkonferenz wurde 

man über die Initiative nicht in-
formiert, es war aber an einzelnen 
FHs in den letzten Wochen bereits 
einiges Engagement vorhanden: 
Über 
einiges 
Über 
einiges 

den Sommer haben Fach-
hochschulen Campus, Mensa, 
Hörsäle und In frastruktur für 

Flüchtlinge zur Verfügung ge-
stellt. In Salzburg wurden Flücht-
linge vorübergehend in einem 
Studentenwohnheim unterge-
bracht. Aktuell gebe es einige 
Überlegungen, wie man langfris-
tig tätig werden kann. Vieles sei 
aber erst in Planungsphase. 

Das Thema fließe auch in die 
inhaltlichen Auseinandersetzun-
gen im Unterricht ein – etwa im 
Studienbereich Gesundheit und 
Soziales, wo die Situation von 
Flüchtlingen besonders intensiv 
behandelt werde (Traumatisie-
rung, Betreuungs- und Unterbrin-
gungskonzepte). 

Die Frage der Zulassung sei 
zentral, sagt der Generalsekretär 
der Fachhochschulkonferenz, 
Kurt Koleznik. Ausnahmen vom 
bürokratischen Normalvorgang 
seien sinnvoll. Die Entscheidung 
liege bei den einzelnen FHs. 
p hp hp ttp://uniko.ac.at/projek-

te/more/angebot/

Die Universitätenkonferenz (Uniko) startet eine neue Initiative für Geflüchtete an Unis. Auch an 
Fachhochschulen wird geholfen. Ein Gesamtkonzept für die Hochschullandschaft gibt es bislang nicht.

Wie sich Hochschulen engagieren

7. November 2012, Subotica, Serbien: Ein Flüchtling aus Afghanistan isst auf einem Feld Früchte von einem Baum.
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Wissen und 
Erfahrung 
weiterge-
ben, teilen, 
fördern und 
unterstüt-
zen, ohne 
selbst im 
Vorder-
grund zu 

stehen, Expertise einbrin-
gen, ohne abzucashen – das 
hält die Welt zusammen. 
Und sollte sowieso Maxime 
sein. Pro bono gehört sich 
einfach. 

Zu hinterfragen ist aller-
dings, was im Zuge der 
populär gewordenen 

„Stakeholder-Dialoge“ pas-
siert: Da holen sich Unter-
nehmen tagelang Vertreter 
von Sozialorganisationen 
(NPOs) an den Tisch, um 
Wissen und Stimmungslage 
zum Unternehmen und zu 
Projekten „da draußen“ zu 
erfahren und das dann best-
möglich in die Firmenstrate-
gie, die Geschäftsmodelle, 
das Risikomanagement ein-
zubauen. 

Dort entstehen neue 
Schnittstellen zwischen 
„For Profit“ und „Non Pro-
fit“. Dort öffnen sich Gren-
zen, und dort wächst Ver-
ständnis für andere Welten. 
Das ist toll und dringend 
notwendig. Aber: Wieso 
sind diese Leistungen der 
Sozialorganisationen, der 
„Stakeholder“ in den Sit-
zungszimmern der Wirt-
schaft, natürlich gratis und 
unentgeltlich? Das ist eine 
Unkultur, und das läuft 
falsch. 

D ie Konzentration auf 
Wirkungsorientierung 
von Sozialorganisa-

tionen kann nicht selbstver-
ständlich Pro-bono-Leistung 
für Stakeholder-Dialoge der 
Wirtschaft bedeuten. Da 
fehlt Selbstbewusstsein 
einerseits aufseiten der 
 Sozialen und andererseits 
monetäre Anerkennung 
vonseiten der Wirtschaft.

StakStakSt eholder: eholder: eholder
Alles gratisgratisgr ?

PERSONAL MOVES
KARIN BAUER
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2 Assistant Professors (Tenure(Tenure(T Track)
The Faculty of Informatics at the Vienna University of Technology (TU
Wien) invites applications for 2 Assistant Professor positions (tenure
track). Candidates can apply in any of the Faculty’s main research
areas: Computer Engineering, Distributed and Parallel Systems, Logic &
Computation, Media Informatics & Visual Computing, as well as Business
Informatics. The initial appointment is for 6 years with the possibility of
promotion to a permanent position as Associate Professor following a
positive tenure evaluation.

We offerofferof excellent working conditions in an attractive research environment
in a city with an exceptional quality of life.

For a more detailed announcement and information on how to apply,
please go to: http://www.informatik.tuwien.ac.at/vacancies

Applications (in English) should be sent to the Dean of the Faculty of
Informatics, Prof. Dr. Gerald Steinhardt, in digital form (a single pdf
file to: dekan@informatik.tuwien.ac.at).

Application deadline: October 31, 2015

Alle AbsolventInnen sind eingeladen zum:

Alumni-Tag: 26. September 2015
im ehemaligen »Rosthaus«

Mit: Rektor M. Gerzabek, Schauspieler Otto Schenk und Altrektor Manfried Welan
Gitarrenkonzert von den Professoren Peter Schwarzbauer & Rupert Wimmer

Jahrgangstreffen 1965, 1975, 1985 und 1995 und zum letzten Mal: Ausklang im TÜWI
www.alumni.boku.ac.at

Universität für Bodenkultur · Gregor Mendel Str. 33, 1180 Wien33,,33,

French-Language Internet Researcher
Vienna based US Government office seeks an Independent 

Internet researcher on France related topics. Near-native  elated topics. Near-native  elated topics. Near
proficiency in English, interest in current affairs and good writing ent affairs and good writing ent af

and research skills required. Work at home as part of a virtual ed. Work at home as part of a virtual ed. W
team. Own PC and broadband connection are essential. 

Details: http://austria.usembassy.gov/vacancies.html

Erfahrene weibliche Persönlichkeit
in unterschiedlichen Bereichen (Leitung einer großen

Musikstiftung, Hotelfachschule in der Schweiz,
Herstellung von Wirtschaftskontakten international,
langjähriges Eventmanagement und Promotion mit
Prominenten), gebildet, mit erstklassigem Auftreten
und ungebunden, sucht neue Herausforderungen,

um ihre Kompetenzen zu erweitern.
Seriöse Angebote unter Chiffre-Nr. K158252 per Mail

(chiffre@derStandard.at) an den Verlag.
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Frage: Was ist eine „strafbare Handlung“?
Antwort: Eine strafbare Handlung ist alles, was 
gegen das Strafgesetz und seine Nebengesetze ver-
stößt, also zum Beispiel Diebstahl, Kör-
perverletzung, Einbruch oder Besitz von 
illegalen Drogen oder Waffen. 

Frage: Darf mich die Polizei einfach so 
durchsuchen?
Antwort: Die Polizei darf deine Identität 
feststellen, wenn sie angemessene Grün-
de dafür hat. Zum Beispiel, wenn sie bei 
einer bestimmten öffentlichen Veranstaltung für 
Ordnung sorgen muss. Dann musst du deinen Na-
men, dein Geburtsdatum und deine Wohnan-
schrift angeben. Alle anderen Fragen zu deiner 
Person – zum Beispiel: Name und Beruf der Eltern, 

Hobbys, Freunde, Schule – musst du nicht beant-
worten. Die Polizei darf dich und alles, was du bei 
dir hast, nur dann durchsuchen, wenn du unter 
Verdacht stehst, etwas Strafbares getan zu haben 
oder gefährliche Gegenstände bei dir zu haben. 

Frage: Können Kinder und Jugendliche für strafbare
Handlungen ins Gefängnis gesteckt werden?
Antwort: Jugendliche sind bis zur Vollendung des 
14. Lebensjahrs nicht strafbar. Das heißt, sie kön-
nen weder eine Anzeige bekommen, noch ver-
urteilt werden. Es können aber andere Maßnah-

men getroffen werden, zum Beispiel So-
zialstunden, was bedeutet, dass der Ju-
gendliche für eine gewisse Stundenan-
zahl in einer sozialen Einrichtung mit-
hilft. Ab 14 werden Jugendliche glei-
chermaßen zur Verantwortung gezogen. 
Die Strafmaßnahmen sind aber deutlich 
niedriger als bei Erwachsenen.
Die nächste Ö1-Kinderuni am Sonntag um 17.10 

Uhr widmet sich dem Thema „Sind alle Kinder von Geburt an 
gleich?Über Armut und soziale Gerechtigkeit.“ Am Samstag im
 STANDTANDTA ARNDARND D. 
p hp hp ttp://oe1.orf.at 

www.kinderuni.at

Jugendstrafrecht: In KIn KIn onflik Konflik K t onflikt onflik mit dem Gesetz

Ö1-KINDERUNI

präsentiert von

Lisa Breit

Was du beachten musst, wenn dich die 
Polizei anhält, wodurch sich eine 
strafbare Handlung definiert und 

welche Strafen es für Jugendliche gibt.

STANDTANDTA ARNDARND D: Wie  Wie  W kann die gelingen? 
Kleinrath: Indem die achtsame 
Haltung kultiviert wird. Nicht die 
Mitarbeiter zu Seminaren zwin-
gen, aber regelmäßig welche an-
bieten. 

STANDTANDTA ARNDARND D: Sie  Sie  S bieten einen Lehr-

„Achtschtsch amsein muss kultiviertltiviertlti  wviert wviert er wer w den“
STANDTANDTA ARNDARND D: Achtsamkeit ist Mode-
thema der Arbeitswelt – sie soll dort 
vor Stress schützen. Da gerät doch 
leicht die altruistische Komponen-
te des Konzeptes aus dem Blick? 
Kleinrath: Achtsamkeit zur Leis-
tungssteigerung zu missbrauchen 
ist falsch. Wichtig wäre, dass sie 
ethisch ausgerichtet ist. Studien 
zeigen zwar, dass Achtsamkeit 
Stress reduziert – aber eben auch 
Ruhe und Empathiefähigkeit för-
dert. 

STANDTANDTA ARNDARND D: Wie  Wie  W hilft das Konzept im 
Umgang mit Menschen anderer 
Herkunft? 
Kleinrath: Indem wir lernen, nicht 
willkürlich zu reagieren. Gerade 
weil es ein wesentliches Prinzip 
ist, nicht zu werten, hilft Acht-
samkeit im Umgang mit fremden 
Menschen, fremden Erfahrungen. 
Wir nehmen Abstand von vor -
eiligen, willkürli-
chen Wertungen und 
Reaktionen, die allzu 
oft Kontakt verhin-
dern und auch, dass 
wir die Menschen 
und Situationen ge-
nauer wahrnehmen. 

STANDTANDTA ARNDARND D: Ein  Ein  E Er-
folgsrezept für Multi-
kulti-Organisationen 
also? 
Kleinrath: Achtsamkeit fördert 
Teams darin, Vielfalt als Wert zu 
verstehen. Aber nicht nur in Orga-
nisationen, sie ist insgesamt wich-
tig in pluralistischen Gesellschaf-Gesellschaf-Gesellschaf
ten. In unserem ganzen Sein und 
Tun. Ich meine sogar, dass sie zu 
einem wertschätzenden, friedli-
chen Zusammenleben führt. 

STANDTANDTA ARNDARND D: Bräuchte  Bräuchte  B es Achtsam-
keitstrainings für alle? 
Kleinrath: Achtsamkeit ist natür-
lich nicht das Patentrezept. Für 
die Arbeit im Team hilft sie aber. 
Und auch Führungskräften: Sie 
können die Bedürfnisse ihrer Mit-
arbeiter besser wahrnehmen – 
und so auch deren Kreativität, de-
ren Wohlbefinden steigern. 

STANDTANDTA ARNDARND D: Und  Und  U sie han-
deln auch nachhaltiger, 
wenn es nach einschlägi-
gen Studien geht ... 
Kleinrath: Weil Achtsam-
keit bei Personen, die 
sich damit beschäftigen, 
den Weitblick fördert, 
den Sinn für das Größe-
re. Achtsame, nachhalti-
ge Unternehmen sind 

auch wirtschaftlich effizienter.

STANDTANDTA ARNDARND D: Besteht da nicht die Ge-
fahr der Instrumentalisierung? 
Kleinrath: Klar, wenn mit ihr nur 
mehr schnelle Ziele verfolgt wer-
den, geht der Grundgedanke ver-
loren. Achtsamkeit und Nachhal-
tigkeit sollten nicht zur bloßen 
Imagepflege eines Unternehmens 
gebraucht werden. 

STANDTANDTA ARNDARND D: Was  Was  W sind weitere He-
rausforderungen? 
Kleinrath: Die Kontinuität. Wir 
können einen Augenblick acht-
sam sein, ethische Entscheidun-
gen treffen und Verantwortung 
übernehmen – aber permanent 
achtsam zu sein ist anstrengend 
und somit eine hohe Kunst. 

gang für Achtsamkeit an. Wie wird 
ein Konzept aus dem buddhisti-
schen Raum akademisch gelehrt? 
Kleinrath: Den buddhistischen Ur-
sprüngen widmen wir eine ganze 
Einheit. Außerdem wird es aber 
religionsübergreifend auch da-
rum gehen, wie sich die Wissen-

schaft das Konzept zunutze ge-
macht hat: Medizinische, psycho-
logische oder neurowissenschaft-
liche Zugänge werden reflektiert. 
Der Lehrgang richtet sich vor al-
lem an Menschen, die im pädago-
gischen und psychosozialen Be-
reich arbeiten. 

STANDTANDTA ARNDARND D: Achtsamkeit wird dort 
zur Traumatherapie eingesetzt – 
eignet sie sich auch zur Bearbei-
tung von Fluchterfahrungen? 
Kleinrath: Das Potenzial wäre auf 
jeden Fall da. 

KATHARINA KLEINRATH ist wissen-
schaftliche Mitarbeiterin am Depart-
ment für Migration und Globalisierung 
der Donau-Universität Krems. Sie leitet 
dort den neuen Lehrgang „Achtsamkeit 
in pluralistischen Gesellschaften“, der, 
vorbehaltlich der Genehmigung des Uni-
senats, am 30. Oktober starten wird.

Foto: iStock

Migrationsforscherin Katharina Kleinrath
plädiert für eine ethischere Ausrichtung von 

Achtsamkeit. So verstanden könne sie zu 
einem wertschätzenderen Umgang führen. 

INTERVIEW: Lisa Breit

Achtsamkeit 
müsse mit 
Kontinuität 
betrieben 
werden, sagt 
Katharina 
Kleinrath.
Foto: Donau-Uni Krems
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Die Caritas der Erzdiözese Wien stellt die Menschen mit ihren vielfältigen sozialen Bedürfnissen in den
Mittelpunkt ihrer Arbeit. Unterschiedlichkeit und Vielfalt schätzen wir auch bei unseren Mitarbeitern/
Mitarbeiterinnen.

Für unsere Senioren-/Seniorinnen- und Pflegehäuser St. Elisabeth und Schönbrunn suchen wir
einen/eine

Pflegedienstleiter/in
Als Pflegedienstleiter/in übernehmen Sie die Verantwortung des bewohner/innen-orientierten Betreu-
ungs- und Pflegeangebots für 175 Pflegeplätze. Zudem sichern und entwickeln Sie die Pflegequalität
sowie den Betreuungsprozess beider Häuser unter Berücksichtigung fachlicher, gesetzlicher und
qualitätsrelevanter Aspekte weiter.

Ihr Aufgabenbereich: • Qualitätsmanagement • Pflege-
personalmanagement und Mitarbeiter/innen-Führung
• Planung von Fortbildungsmaßnahmen • Weiterentwick-
lung der Häuser, wobei Sie auch aktiv in Projekten mit-
wirken und gegebenenfalls die Projektleitung übernehmen
• Mitarbeit bei der Vernetzung der verschiedenen Ange-
bote der Caritas im Bereich Betreuen und Pflegen • Enge
Zusammenarbeit mit dem/der Hausleiter/in

Wir erwarten: • Diplom der allgemeinen Gesundheits-
und Krankenpflege • Sonderausbildung für Führungs-
aufgaben gem. § 72 GuKG • Fundiertes ökonomisches
Grundverständnis • Leitungs- und Organisations-
erfahrung, Berufserfahrung in der Betreuung und Pflege
• Identifikation mit den Zielen und Wertvorstellungen der
Caritas

Wir bieten: • Gehalt je nach Berufserfahrung für 38Wochen-
stunden ab € 2.585,90 brutto plus Leitungszulage, zusätz-
lich bei Familienbeihilfenbezug Kinderzulage € 55,00 brutto
pro Kind • Sicherheit eines Kollektivvertrags und einer Be-
triebsvereinbarung • Eigenverantwortliches Betätigungs-
feld, in dem kreative Veränderungsprozesse mitgestaltet
werdenwerdenwer können • Führung vonmotivierten, engagierten Teams
• Berufliche und persönliche Entwicklungsmöglichkeiten

Wir wenden uns im Speziellen an Bewerber/innen,
die ein hohes Maß an Sozial- und Führungskom-
petenz sowie Eigenverantwortlichkeit mitbringen.
Wenn Sie Ihre Kompetenzen und Ihr Gefühl für das richtige
Maß an Veränderung bei der Weiterentwicklung unserer
Häuser einbringen möchten, freuen wir uns auf Ihre
schriftliche Bewerbung, vorzugsweise per E-Mail bis
spätestens 7. Oktober 2015!

Bewerbungen von Menschen mit Behinderung sind ausdrücklich erwünscht.

Caritas der Erzdiözese Wien
Betreuen und Pflegen Wien
z.H. Frau Regina Herzog
Albrechtskreithgasse 19–21, 1160 Wien
regina.herzog@caritas-wien.at

businesscircle.atKONTAKTNTAKTNT neubauer@businesscircle.at, T +43/(0)1/522 58 20-27

17./18. November 2015
Courtyard byMarriottWienMesse

Lehrlingsforum 2015

3. unabhängiger Treffpunkt für Unternehmen,Unternehmen,
Experten, Interessenvereinigungen und Politiklitik

» Die Zukunft der Lehre –was passiert, wenn nichts passiert?
Perspektiven & Lösungen aus Sicht der Jugend und Experten

» Lernen von den Besten: Andritz, Billa, Hilti, Mark, MPREIS,
Schindlerhof, Siemens, Spar, Stiegl undWiener Stadtwerke

DIREKT ZUR
ANMELDUNG



Mehr als nur Sprache lernen
An Berliner Schulen gibt es für rund 5000 Flüchtlingskinder eigene „Willkommensklassen“. 

In diesen werden die Kinder, die kein Wort Deutsch sprechen, auf den Schulalltag vorbereitet. 

Wer kein Deutsch kann, lernt in 
Berlin in „Willkommensklassen“.

Wie sich Berliner Schulen auf Flüchtlingskinder eingestellt haben
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Warum können geflüchtete Men-
schen in Österreich 

geflüchtete 
Österreich 

geflüchtete 
nicht ein-

fach in WGs wohnen statt in Massen-
unterkünften? Das war die zündende 
Frage, die zum Start des Projektes 
„Flüchtlinge willkommen“ führte. 

Im Jänner dieses Jahres gegründet, 
war die Absicht außerdem, den Kon-
takt mit der Gesellschaft herzustellen 
und dadurch Flüchtlinge besser zu in-
tegrieren, sagt einer der Gründer, Poli-
tikwissenschaftsstudent David Zistl. 

Wie funktioniert das Ganze? Alles 
beginnt mit einem freien Zimmer. Die-
ses kann auf der Plattform angemeldet 
werden, das Team sorgt für Kontakt 
mit externen Partnern, die in der je-
weiligen Stadt mit Flüchtlingen zu-
sammenarbeiten. Sobald ein Kandidat 
gefunden wird, kommt es zum persön-
lichen Kennenlernen und Austausch. 

Das kleine Team konnte sich schon 
nach kurzer Zeit freuen – der Zu-
spruch war enorm: 40 Anmeldungen 
aus 20 Orten gab es nach zwei Wo-
chen, darunter eine Pensionistin, die 
klassische Studenten-WG und eine 
Familie. 

Für die Finanzierung der Miete gibt 
es viele Möglichkeiten. Oft läuft sie 
über Crowdfunding ab – viele der WGs 
wurden etwa auf respekt.net frespekt.net frespekt.net ür  für  f meh-
rere Monate vorfinanziert. Bislang 
wurden 52 Flüchtlinge in sechs Bun-
desländern zu neuen Mitbewohnern. 
p hp hp ttp://www.fluechtlinge-willkommen.at

WG-Zimmer statt att at
Flüchtlingsunterkunftrkunftrk

Birgit Baumann aus Berlin 

V ielleicht hat der Hausmeister etwas 
vergessen. Oder ein Lehrer will 
sich noch schnell frischmachen. 
Jedenfalls steht in einem kleinen 

Klassenzimmer der Carl-Orff-Grundschule 
(Volksschule) in Berlin eine Dose Rasier-
schaum. Mehdi (6) aber weiß schon, was 
jetzt kommt, und schaut erwartungsvoll.   

Seine Lehrerin, Bettina Meyer-Herms, 
verteilt den Rasierschaum großzügig am 
Tisch in der zweiten Reihe. „Ein Bogen, 
runter und ein Strich“, sagt sie und malt 
einen Zweier in den Schaum. „Macht mal!“, 
fordert sie dann Mehdi und sei-
nen Nachbarn Rihhard (7) auf. 
Die beiden kichern und tun es 
ihr eifrig gleich. „Bogen, runter, 
Strich und fertig“, erklärt Mehdi 
zufrieden. Auch Schulleiterin 
Domenica Acri, die ihn beobach-
tet, ist angetan: „Vor zehn Tagen 
konnte Mehdi noch kein einzi-
ges Wort Deutsch.“ 

Mit seinen Eltern ist der 
Sechsjährige aus Syrien geflo-
hen. Wie Tausende andere auch kam er 
nach Berlin, und nun soll er hier Schulbil-
dung bekommen. Doch er spricht kein 
Deutsch, und deshalb sitzt er nun jeden 
Vormittag zuerst in der „Willkommensklas-
se“ der Carl-Orff-Schule. Eine „Willkom-
mensklasse“ richtet sich an jene Kinder, die 
kein Deutsch sprechen. Es gibt diese Ein-
richtung in 226 Berliner Schulen. 478 Lehr-
kräfte kümmern sich darin um rund 5000 
Schülerinnen und Schülern. 

„Zügiger Spracherwerb“ lautet das vom 
Senat ausgegebene Ziel – damit die Kinder 
spätestens nach einem Jahr in die Regel-
klassen wechseln können. Doch in den 
Willkommensklassen wird weit mehr ge-
lehrt als bloß die Sprache. Sie sind die Vor-
bereitung für das Leben in Deutschland. 

„Es ist eine große Bereicherung, aber oft 
auch eine Herausforderung“, sagt Meyer-
Herms, „denn wir wissen über die meisten 
Kinder gar nichts, wenn sie zu uns kom-
men.“ Nichts über ihren Bildungsstand, 
nichts darüber, ob sie in ihrer Heimat über-
haupt eine Schule besucht haben, nichts 
über ihre Lebensumstände oder die Flucht. 

Manches erahnen sie auch ohne konkre-
te Informationen. „Man merkt, dass viele 
Kinder sehr ängstlich sind. Sie haben Angst 
vor der Dunkelheit und vor fremden Perso-
nen“, sagt Meyer-Herms. Die Kerzen bei der 
Weihnachtsfeier waren auch nicht allen ge-
heuer. Umso wichtiger ist es Meyer-Herms, 

dass ihre Schützlinge rasch Re-
geln lernen. 

Diese sind in Form von Bild-
chen an der Tafel angebracht. 
Kuschelige kleine Raben zei-
gen, wie man sich benimmt: 
Man trägt in der Schule Haus-
patschen, man rennt nicht im 
Gang, man sitzt ordentlich auf 
dem Sessel. „Wir wollen eine 
gesellschaftlich-kulturelle In-
tegration ohne Assimilation“, 

erklärt die Lehrerin. Deshalb werden in der 
Schulküche auch libysche Süßigkeiten her-
gestellt, über die sich die Berliner Kinder 
genauso freuen. 

„Ohne das Engagement der Eltern und 
anderer privater Helfer könnten wir das so 
niemals schaffen“, sagt Schulleiterin Acri. 
Und so gibt es an der Schule „Patenschaf-„Patenschaf-„Patenschaf
ten“ für Stifte, Hefte, Hausschuhe, Kleber, 
Schulhefte – für eigentlich alles, was Geld 
kostet und die Väter und Mütter der Flücht-
lingskinder nicht bezahlen können. 

Manchmal aber bleiben Schulsachen 
auch einfach zurück, und das Kind kommt 
von einem Tag auf den anderen nicht mehr. 
Im besseren Fall ist es mit seinen Eltern nur 
umgezogen, weil ein positiver Asylbe-
scheid erging. Im schlechteren Fall ist es auf 

Die richtigrichtigrich en Schritte tun
Der Bildungsbereich braucht neues Management-Veement-Veement- rständnis

Josef Oberneder 

Die Herausforderungen im Bildungsbe-
reich verlangen ein neues Management-
Verständnis in Österreichs Schulen. Die 
Leitung von Schule wird den kompetenten 
Umgang mit unvermeidlicher Unsicherheit 
und steigender Komplexität benötigen. 
Kurz: Widerstandsfähigkeit und Flexibili-
tät, um Unerwartetes zu meistern und aus 
Turbulenzen gestärkt hervorzugehen. Dazu 
braucht es maßgeschneiderte Qualifizie-
rungsprogramme für erfahrungsorientier-
tes Lernen der Schulmanager. 

Im Expertenpapier „Freiraum für Öster-
reichs Schulen“ sind viele be-
grüßenswerte Ziele formuliert, 
die durch qualifiziertes Schul-
management erreicht werden 
sollen: eine zeitgemäße und ef-ef-ef
fiziente Steuerung österreichi-
scher Schulen durch klare und 
transparente Zuordnung von 
Aufgaben sowie eine deutliche 
Stärkung der Autonomie. 

Hinderlich ist dabei, dass sich die Orga-
nisation Schule zunächst auf ihre pädago-
gischen Kompetenzen beschränkt. Sie re-
agiert auf Störungen durch neue Aufgaben 
im Management wie dem Aufbau von Qua-
litätsmanagement, der Stärkung von Auto-
nomie durch Zuteilung von Ressourcen 
oder der Einführung standardisierter Prü-
fungen manchmal höchst selektiv. 

Wir brauchen aber in unseren Schulen 
Leiter, die eine Lösungsvielfalt leben und 
die mit all diesen neuen Herausforderun-
gen und ihren Konsequenzen umgehen. 

Es wird nicht mehr reichen, pädagogi-
sches Personal mit Leadership-Trainings, 
Workshops und Vorträgen im konven -
tionellen Management von Schulen zu qua-

lifizieren: Kommunikationstraining, Kon-
fliktlösung, Schulrecht, Schulentwicklung, 
Projektmanagement. Nein, der Schulalltag 
verlangt eine Gegenposition zum organi-
sierten Lernen: maßgeschneiderte Develop-
ment-Programme im Sinne eines erfah-
rungsorientierten Lernens, in dem die Dis-
tanz zwischen Lernfeld und Arbeitsfeld 
aufgehoben wird. 

Das Paradigma des „Action-Learning“ 
etwa als Grundlage: Hier geht es darum, 
Neuartiges zu erforschen und sich in Refle-
xion der eigenen Praxis zu üben. Der subs-
tanzielle Unterschied zum organisierten 
Lernen in Form von Seminaren, Lehrgän-

gen und Projektarbeiten ist, dass 
Lernen als „Aktion“ des Ler -
nenden gesehen wird. Schullei-
ter eines Action-Learning-Pro-
gramms müssen von sich aus 
ein Projekt beim Auftraggeber 
initiieren und durchbringen. 
Sie bekommen Lernpartner, 
Lernberater und Förderer an die 
Seite gestellt und sind mit dem 

unmittelbaren Vorgesetzten über regelmä-
ßig stattfindende Mitarbeitergespräche in 
Kontakt. Es ist ein gänzlich anderer Zugang 
des Lernens für Schulleiter, wofür es von 
Schulmanagern Mut und Risiko, vor allem 
aber Freiraum, Autonomie und ein enga-
giertes Team braucht. Um die Sprache des 
Fußballs zu verwenden: Wir werden sehen, 
wie das Team der Bundesregierung den ge-
meinsamen Anpfiff meistert. Hoffentlich 
mit viel Mut und Risiko, um die nächsten 
richtigen Schritte zur Qualifikation des 
Schulmanagements auszuprobieren. 

JOSEF OBERNEDER ist Vizerektor für Hochschul-
management und Schulentwicklung an der Pädago-
gischen Hochschule Oberösterreich.

BILDUNGDER

ZUKUNFT

2. Teil

Mehr 
Autonomie

dem Weg zurück in seine Heimat, weil die 
Familie abgeschoben wird. Das geht auch 
an den Lehrern nicht spurlos vorbei. 

Mehdis Perspektiven aber sind gut, er 
wird wohl bleiben können. Jetzt, am späten 
Vormittag, ist er schon ein wenig müde und 
reibt sich die Augen. Das Lernen hat nun 
ohnehin ein Ende. Denn den letzten Teil 
des Schultags verbringen die Kinder schon 
in den Regelklassen, um sich dort einzuge-
wöhnen. Auch wenn sie vieles dort noch 
nicht ganz verstehen, eine Beobachtung 
macht Schulleiterin Acri immer wieder: 
„Die Verständigung zwischen den Kindern 
funktioniert völlig problemlos.“
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BITTE HELFEN SIE MIT! CARITASCARITASCARIT
AT16 3100 0004 0405 0050
BIC: RZBAATWWRZBAATWWRZBAA
KW: FLÜCHTLINGSFONDS

ÖSTERREICHISCHES
ROTES KREUZ (ÖRK)(ÖRK)
AT57 2011 1400 1440 0144
BIC: GIBAATWWXXXGIBAATWWXXXGIBAA
KW: FLÜCHTLINGSHILFE

DIAKONIE
FLÜCHTLINGSHILFE
AT97 2011 1287 2204 5678
BIC: GIBAATWWXXXGIBAATWWXXXGIBAA
KW: DACH ÜBERM KOPF

ARBEITER-SAMARITER-
BUND ÖSTERREICHS
AT97 1200 0006 5412 2001
BIC: BKAUATWWBKAUATWWBKAUA
KW: FLÜCHTLINGSHILFE

CARE
AT77 6000 0000 0123 6000
BIC: OPSKATWWOPSKATWWOPSKA
KW: FLÜCHTLINGSHILFE
SYRIEN

SOS KINDERDORF
AT62 1600 0001 0117 3240
BIC: BTVAABTVAABTV T22AAT22AA
KW: FLÜCHTLINGSKINDER

FLÜCHTLINGSHILFE
IN ÖSTERREICH.

Volkshilfe Österreich
AT77 6000 0000 0174 0400
BIC: OPSKATWWOPSKATWWOPSKA
KW: FLÜCHTLINGSHILFE

HilfsweHilfsweHilfs rk Austria
International
AT71 6000 0000 9000 1002
BIC: OPSKATWWOPSKATWWOPSKA
KW: SYRISCHE
FLÜCHTLINGSKINDER

Kindernothilfe Österreich
AT 142011131002803031
BIC: GIBAATWWGIBAATWWGIBAA
KW: SYRISCHE
FLÜCHTLINGSKINDER

FOTO: APA / HAPA / HAP ERBERT PERBERT PERBER FARRHOFER
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Lisa Breit 
Sophie-Kristin Hausberger 

M it dem diesjährigen 
Schulbeginn betreten 
nicht nur Taferlklass-
ler Neuland. Das Bil-

dungsministerium rechnet bis 
Jahresende mit 5800 Flüchtlings-
kindern, die in Österreichs 

Flüchtlings
Österreichs 

Flüchtlings
Schu-

len kommen. 
Allein in Wien werden seit ver-

gangener Woche 350 Flüchtlings-
kinder neu in Pflichtschulen unter-
richtet. Doch das stellt nicht nur die 
Neuankömmlinge, sondern auch 
Lehrer vor besondere Herausforde-
rungen. Seitens des Wiener Stadt-
schulrats wird betont, dass die Zahl 
der Flüchtlingskinder „kein Pro -
blem darstelle“, sie würden durch 
„Neu-in-Wien-Kurse“ oder sonsti-
ge Sprachförderkurse auf den 
Unterricht vorbereitet werden. 

„Die meisten Kinder müssen 
beim Deutschlernen bei null be-
ginnen“, sagt Yana Grossegger. 
Die Pädagogin ist Sprachförder-
lehrerin an einer Neuen Mittel-
schule (NMS) in Wien und betreut 
Kinder zwischen elf und 15 Jahren 
in Kleingruppen. Heuer sind wie-
der einige syrische Kinder unter 
ihnen, drei davon unterrichtet sie 
zum ersten Mal. „Sie sprechen 
und schreiben nur Arabisch. Sie 
müssen sich komplett umstellen.“ 
Bis zu elf Stunden pro Woche ver-
bringen die Schüler in Grosseg-
gers Deutschkursen. Aufgabe der 
Pädagogin ist es, abseits des Regel-
unterrichts mit den Kindern zu 
üben – „damit sie dem normalen 
Unterricht folgen können“. 

Doch die Einbindung in die 
Klasse ist mit weiteren Anforde-
rungen verknüpft. Kinder aus Kri-
senländern seien zunächst oft be-

sonders empfindlich, zurückhal-
tend und schüchtern, beobachtet 
Sprachpädagogin Grossegger. 

„Ich gehe davon aus, dass der-
zeit kein Flüchtlingskind nach 
Mitteleuropa kommt, ohne massiv 
Belastendes erlebt zu haben“, sagt 
auch David Zimmermann. Er ist 
Wissenschafter an der Universität 
Hannover und hat ausgiebig zum 
Thema Migration und Trauma 
 geforscht. Die Eindrücke der 
 vergangenen Wochen 
und Monate könnten 
Flüchtlinge beim 
Grenzübergang nicht 
einfach abschütteln. 
Das Gesehene hole sie 
immer wieder ein. Im 
Traum ebenso wie im 
Alltag. 

Auch Traumafor
scher Klaus Ottomeyer 
weiß, dass die Flücht-
lingskinder viel durchmachen: 
„Sie sind mit ihren Gedanken oft 
nicht im Klassenzimmer. Die 
einen flüchten in eine Trostwelt, 
andere sind mit den alten Erleb-
nissen beschäftigt.“ Das habe na-
türlich Auswirkungen auf die 
Schulleistungen und ihre Kon-
zentration. 

Die Folgen der Flucht 
Solche Verhaltensmuster kennt 

auch Grossegger von den Schü-
lern in ihren Kursen. Unter den 
drei neuen syrischen Kindern, die 
ihren Deutschunterricht besu-
chen, gebe es einen Buben, der 
sich im Unterricht kaum konzent-
rieren können und sich den Stoff 
schlecht merke. Er wird deshalb 
von einer Schulpsychagogin, die 
sich speziell Kindern mit sozialen 
und emotionalen Problemen an-
nimmt, betreut. Deren Vermu-

tung: Hinter seinen Schwierigkei-
ten steckt eine Traumaerfahrung, 
die Flucht, die belastet. Die Erleb-
nisse der Kinder äußern sich nicht 
ausschließlich in Konzentrations-
störungen, sagt Zimmermann. 
„Manche sind auch aggressiv, an-
dere ziehen sich zurück oder ha-
ben scheinbar aus dem Nichts 
Angstattacken.“ Er rät Lehrern mit 
einem Flüchtlingskind in der 
Klasse, den anderen Schülern zu 

erklären, dass es gute 
Gründe für das Verhal-
ten gebe und dass sie 
versuchen sollten, 
Verständnis zu zeigen. 
Pädagogen wiederum 
sollten das Kind nicht 
ständig zurechtwei-
sen. In Wien unterstüt-
zen derzeit 450 Psy-
chagogen, Psycholo-
gen und Sozialarbeiter 

Kinder und Lehrer. 
Was braucht es, um die Kinder 

schnellstmöglich einzubinden? 
Grossegger glaubt fest an die Kraft 
der Sprache: „Sie gibt den Schü-
lern Orientierung, sich in diesem 
für sie fremden Land zurechtzu-
finden.“ Die Sprache zu lernen sei 
zwar wichtig, „aber nicht überle-
benswichtig“, meint hingegen 
Zimmermann. „Überlebenswich

hingegen 
„Überlebenswich

hingegen 
-

tig ist für diese Kinder, auf Päda-
gogen zu treffen, die sich ihnen 
zuwenden und ihre Belastungser-
fahrungen aushalten können.“ 

Psychologe Ottomeyer plädiert 
dennoch dafür, den Flüchtlings-
kindern möglichst schnell einen 
geregelten Alltag zu schaffen: 
„Man soll ihnen auch nicht zu viel 
Sonderbehandlung zukommen 
lassen, sonst werden die inländi-
schen Kinder eifersüchtig, und es 
entsteht Neid.“

Wenn Erlebtes am Lernen hindert
Bis zu 5800 Flüchtlingskinder werden bis Jahresende in den österreichischen Pflichtschulen erwartet. Dort sind 

die Pädagogen nicht nur mit sprachlichen Herausforderungen konfrontiert: Viele der Kinder müssen traumatische 
Erfahrungen verarbeiten, Orientierungslosigkeit und Angst erschweren die Konzentration im Unterricht.

5. Juni 2014, Nador, Marokko: Ein Mann betet in einer behelfsmäßigen Moschee in einem Flüchtlingscamp auf dem Berg Gourougou. Europa ist so nah 
und doch unendlich fern. Nur zwölf Kilometer ist die spanische Exklave Melilla entfernt – hinter einem kilometerlangen meterhohen Stacheldrahtzaun.
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Wie in den Schulen mit Traumata der Flüchtlingskinder umgegangen wird

M it unserer Initiative „Al-
liance for integra-

tion@work“ wollen wir 
unter anderem Menschen 
mit Migrationshintergrund 
helfen, am heimischen 
Arbeitsmarkt Fuß zu fassen“, 
sagt der CEO des Arbeitskräf-Arbeitskräf-Arbeitskräf
tevermittlers Trenkwalder 
International. Erfolgreiche 
Integration sei die langfristi-
ge Antwort auf die akute 
Flüchtlingsfrage. Die heurige 
Bilanz des Projekts bis jetzt: 
Gemeinsam mit 30 Partner-
unternehmen konnten 1500 
Menschen, die ansonsten vor 
riesigen Hürden aus Vor-
urteilen hängenbleiben, in 
Arbeitsprozesse integriert 
werden. Bis Ende 2017 will 
Trenkwalder 10.000 solcher 
Menschen einen langfristi-
gen Arbeitsplatz in Europa 
vermittelt haben. Es handle 
sich immer um ein „intensi-
ves Matching und lange Ge-
spräche“, so die beteiligten 
Mitarbeiter von Trenkwal-
der. Daraus entsteht dann 
der Qualifizierungsbedarf– Qualifizierungsbedarf– Qualifizierungsbedarf
vom Staplerschein über Frä-
sen bis zu Business Englisch, 
was die Partner gemeinsam 
mit Trenkwalder finanzie-
ren. p www.trenkwalder.com 

Vorurteile und 
Hürden brechen
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Vollgetankt mit allem, was bewegt,
Zukunft hat und Spaß macht – die
Welt der Motoren und Maschinen
im RONDOmobil.
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In der Straßenmeisterei in Ottensheim wohnen seit ein 
paar Wochen 75 Flüchtlinge aus vier Ländern. Einige 
haben sich mit Franziska Zoidl darüber unterhalten, 
wie sie in Österreich wohnen und wovon sie träumen.

jetzt nicht zugeben will. Auch die 
vielen Kuscheltiere im Regal ha-
ben wir geschenkt bekommen. 
Unser Kindskopf Hamid sammelt 
sie für seine Tochter. Sie ist zwei 
Jahre alt und im Iran. 

Sogar einen alten Computer 
 haben wir. Abends schauen wir 
manchmal Filme darauf, Hamid 
etwa liebt koreanische Filme auf 
Farsi. Am wichtigsten ist der Com-
puter aber für jene, die kein Smart-
phone haben, um mit ihren Fami-
lien in Kontakt zu bleiben. Einfach 
ist das nicht: Osman hat nichts 
von seinen Eltern gehört, seit er 

nach Österreich 
gehört, 

Österreich 
gehört, 

kam. 
Ihre Nummer funktio-
niert nicht mehr. Letzte 
Nacht hat er geweint. 

Die Leute im Haus 
teilen sich drei Du-
schen und eine Küche. 
Das funktioniert. Hier 
wohnen die unter-
schiedlichsten Men-
schen zusammen. Das 
ist nicht immer leicht: 

In der Nacht ist es oft laut, dann 
können wir nicht schlafen. Aber 
auch wenn man nicht dieselbe 
Sprache spricht, irgendwie kann 
man immer kommunizieren. 

Ordnung ist wichtig. Wir haben 
im Zimmer eine fixe Arbeitsein-
teilung. Einer kocht, einer putzt, 
einer wäscht ab. Sonntag ist Putz-

Drei von uns leben in die-
sem Zimmer, die anderen 

im Zimmer Nummer 4 nebenan. 
Wir sehen uns ständig: Wer in die 
Nummer 4 will, muss durch unser 
Zimmer durch. Wir kommen aus 
Afghanistan und Pakistan. Seit 
rund einem Monat sind wir in 
 Ottensheim – eigentlich kennen 
wir uns aber schon 
länger: Im Sommer 
waren wir in Feld -
kirchen, vorher in 
Traiskirchen. 

Bevor wir nach 
 Österreich kamen, 
 haben wir eigentlich 
nichts darüber ge-
wusst, bis auf eines: 
Hier müssen wir kei-
ne Angst mehr haben. 
Als wir einzogen, gab es nur 
 Betten, Tisch und Sesseln. Die 
 Ottensheimer haben dann vieles 
für uns vorbeigebracht: das Regal 
und die Kommoden zum Beispiel. 
Es hat uns überrascht, wie großzü-
gig die Menschen sind. Der Spie-
gel an der Wand ist wichtig für uns 
– Fayaz ist eitel, auch wenn er es 

tag. Wir essen zusammen an die-
sem Tisch, trinken Tee, wenn wir 
Gäste haben, und lernen Deutsch. 

Die Wände sind vielleicht ein 
wenig kahl. Erinnerungsstücke an 
zu Hause konnten wir nicht mit-
bringen, Fotos haben wir nur auf 
unseren Handys. Ein Poster wäre 
schön, Osman zum 
Beispiel wünscht 
sich eines von 
Sportlern. Auch über einen Tep-
pich, ein paar Boxen und einen 
Kasten für unsere Kleidung wür-
den wir uns freuen. Aber es gefällt 
uns sehr gut hier. 

Hier fühlen wir uns sicher. 
Das ist wahrscheinlich der größte 
Unterschied zu unseren Heimat-
ländern. Hier können wir uns frei 

bewegen, dort haben wir Angst 
vor Bomben und Gewalt. Die 
 Menschen sind größtenteils sehr 
freundlich, manche Nachbarn 
kommen vorbei und fragen, wie es 
uns geht und was wir brauchen. 

Leicht ist es natürlich trotzdem 
nicht, so weit weg von zu Hause 

zu sein: Hamid hat 
Zahnweh, gestern 
wurde ihm ein Zahn 

gezogen. Er muss wahrscheinlich 
operiert werden und hat starke 
Schmerzen. Er hatte heute den 
ganzen Tag sein Gesicht mit 
einem Schal dick eingewickelt 
und wie ein Taliban ausgeschaut. 

Natürlich machen wir uns Sor-
gen, dass wir nicht hierbleiben 
dürfen. Besonders Quaiser hat 
Angst. Sein Bruder wurde in sei-
ner Heimat getötet. Wir träumen 
alle davon, hier zu leben, in einem 
schönen Haus mit Mama, Papa 
und unseren Geschwistern. Wir 
wollen arbeiten und unserem 
Land Österreich etwas zurückge-
ben. Osman zum Beispiel möchte 
Zahnarzt werden. 

Was wir hier am meisten ver-
missen? Unsere Familien natür-
lich. Aber wir kennen Weihnach-
ten nicht und freuen uns schon 
darauf. Hoffentlich sind wir dann 
noch in Ottensheim. Dann stellen 
wir hier vielleicht einen 
Weihnachtsbaum auf.

Kamran Ali, Syed Fayaz Hussain, 
Hamid Hassani, Osman Amark-
hel, Quaiser Ali und Quadir 
Khan kommen aus Afghanis-
tan und Pa kistan. Die jungen 
Männer  leben seit einigen 
Wochen in Ottensheim in 
Oberösterreich und sind zwi-
schen 18 und 25 Jahre alt. 

Das Spendenkonto der Cari-
tas Oberösterreich: IBAN: 
AT203400000001245000, 
BIC: RZOOAT2L

„
WOHNGESPRÄCHWOHNGESPRÄCH

“
StStandStandSt ardandardand EXKLUSIV

Angekommen in Ottensheim (von links): Fayaz, Quadir, Quaiser, Osman, Hafiz (ein Nachbar, der aufs Bild wollte), Hamid (sitzend) und Kamran fühlen sich hier endlich sicher.

Einer kocht,cht,ch  einer piner piner utzt, einer wäscht scht sch ab

19./20. Sept. 2015
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FREUDE
inklusive - Immobilien
die Freude machen.

www.ehl.at

derStandard.at/Immobilien
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Wir leben
Immobilien.

www.wohnung.at

Wohn:park:zwölf

Für nähere Informationen
kontaktieren Sie bitte
Frau Andrea Pöchhacker
unter +43-1-512 76 90-417
oder a.poechhacker@ehl.at.

HWB: 28-37 (B) kWh/m²a

15 Eigentums- und
Vorsorgewohnungen
2-4 Zimmer
31 m² - 89 m² Wohnfläche
Balkone, Terrassen, Loggien
Teilweise Privatgärten
Hochwertige Ausstattung
Ideale Infrastruktur

Kaufpreis ab EUR 144.000,-



Powered by

immopreise.at
Preisspiegel
Wien
Wohnungen Neubau Miete

Angaben in Euro je Quadratmeter

k.A. (keine Angabe)
bis € 12,00
€ 12,01 - € 14,00
€ 14,01 - € 15,00
über € 15,00

Bezirk <80 m² 81-129 m² >130 m² Durchschnitt/m²
1., Innere Stadt 19,60 16,95 24,16 20,31
2., Leopoldstadt 16,17 15,03 18,31 16,10
3., Landstraße 16,40 15,61 16,58 16,20
4., Wieden 15,31 16,95 15,54 15,81
5., Margareten 14,82 14,77 14,16 14,79
6., Mariahilf 15,03 16,11 15,53 15,48
7., Neubau 16,85 16,19 15,86 16,56
8., Josefstadt 15,09 15,14 k.A. 15,21
9., Alsergrund 15,22 16,20 14,98 15,48
10., Favoriten 14,61 12,69 k.A. 13,97
11., Simmering 11,90 12,10 k.A. 11,91
12., Meidling 14,11 12,56 12,13 13,78
13., Hietzing 15,29 16,08 15,55 15,48
14., Penzing 13,79 13,51 13,48 13,67
15., Rudolfsheim-Fünfhaus 14,13 13,00 k.A. 13,87
16., Ottakring 14,05 13,58 k.A. 13,88
17., Hernals 13,63 11,91 k.A. 12,83
18., Währing 14,62 14,57 14,87 14,77
19., Döbling 15,84 15,87 18,23 16,44
20., Brigittenau 15,32 13,87 k.A. 15,08
21., Floridsdorf 14,61 12,63 k.A. 14,29
22., Donaustadt 16,30 16,43 14,84 16,32
23., Liesing 15,14 13,78 13,00 14,60

Gesamtanzahl der Objekte: 3426 Datenbasis: September 2015

Basis der Berechnungen sind die Angebotspreise jener Objekte, die im Betrachtungszeitraum auf derStandard.at/Immobilien inseriert wurden.
Von tatsächlich erzielten Marktpreisen können die Daten deshalb abweichen. „Tendenz“ spiegelt den Vorjahresvergleich wider. Jeder Preis
errechnet sich aus allen, mindestens aber vier Objekten in der jeweiligen Kategorie und stellt einen Durchschnittspreis, bereinigt um
statistische Ausreißer, dar. Verkaufspreise sind Bruttopreise, Mietpreise verstehen sich inklusive Betriebskosten und Umsatzsteuer.
Datenquellenfehler und Irrtümer vorbehalten.

DAMIT IHR NEUES
BÜRO EIN STATEMENT
UND NICHT NUR
EIN ARBEITSPLATZ IST!

GOLDENES
QUARTIER

Ihr Business-
Standort

mimit Pt Prereststigigee

TUCHLAUBEN/
SEITZERGASSE

ab 250m2

HWB: 50,78 kWh/m2.a

HAUS
AN DER WIEN

Arbeiten
in erster Reihe

fufußfßfrereii

VORDERE
ZOLLAMTSSTR.13

ab 350m2

HWB: 26,64 kWh/m2.a

THE ICOCON
VIENNA

Eine Adresse,
die ein

ZeZeicichehen sn setetztzt

HAUPT-
BAHNHOF

ab 350m2

HWB: 14,5 kWh/m2.a

IZIZD
TOWER

Inmitten
der grünen
LuLungnge We Wieiensns

WAGRAMER
STRASSE 19

ab 400m2

HWB: 24 kWh/m2.a

RIVERGATE

Mitarbeiter-
freundlichste
InInfrfrastastruruktkturur

HANHANDEDELSLS-
KAI 92

ab 250m2

HWB: 38,5 kWh/m2.a
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Immo-Wirtschaft auf Herbergssuche

G anz Österreich sucht nach 
Unterkünften für Flücht-
linge. Was liegt da näher, 

als diejenigen einzubeziehen, die 
sozusagen „an der Quelle sitzen“ 
– die Immobilienwirtschaft? „Wir 
haben schon vor ein paar Wochen 
eine Information an unsere Mit-
glieder versandt, dass das Innen-
ministerium Unterkünfte für 
Kriegsflüchtlinge sucht“, berich-
tet Rudolf North, Geschäftsführer 
der Fachgruppe Wien der Immo-
bilientreuhänder in der WKO. Vor -
angegangen war dem 
Schreiben ein Ersuchen 
des Ministeriums an die 
WKO, bei der Quartier-
suche mitzuhelfen. 

Einige Mitglieder der 
Wiener Fachgruppe hät-
ten sich auch bereits ge-
meldet, berichtet North. 
Denn als Zwischennut-
zung eines Gebäudes in 
dem Fall, dass der Bau-
träger auf eine Genehmigung für 
Umbau oder Sanierung wartet, ist 
die Unterbringung von Flüchtlin-
gen eine sehr gute Möglichkeit. 

Wie bereits berichtet, wird das 
nun beim ehemaligen „Kurier“-

Haus in der Wiener 
Lindengasse so ge-
macht. Schon seit 
Jahren geht auch 
WKO-Bauträgerspre-
cher Hans Jörg Ul-
reich mit gutem Bei-
spiel voran. Dem Ver-
ein „Purple Sheep“, 
der sich für die Rech-
te von Asylwerbern 
einsetzt, hat er der-

zeit rund 50 Wohnungen in Häu-
sern, die auf ihre Sanierung noch 
ein wenig warten müssen, zur 
Verfügung gestellt. 

North erzählt, dass solche Zwi-
schennutzungen seit dem Aufruf 
an die Mitglieder laufend angebo-
ten werden. Zuletzt etwa auch von 
einem Hauseigentümer, der eine 
geplante Sanierung deshalb extra 
noch verschieben will. Wer eine 
Unterkunft anzubieten hat, sollte 
sich gleich direkt ans Ministerium 
wenden. Dort wird dann entschie-
den, ob das Angebot angenommen 
wird oder nicht. 

Auch auf dem Bundestag der 
Immobilientreuhänder kommen-
de Woche in Wien werden Flücht-
lingsunterkünfte ein Thema sein. 
Der Fachverband hat nämlich kur-
zerhand einen Tagesordnungs-

punkt eingeschoben: Christian 
Konrad, Flüchtlingskoordinator 
der Bundesregierung, wird zu den 
Immo-Experten sprechen. 

Und ganz auf eigene Initiative 
arbeitet etwa auch der Bauunter-
nehmer Wilhelm Sedlak mit Hilfs-
organisationen zusammen. Im 
burgenländischen Podersdorf 
unterstützt er ein Projekt des 
 Samariterbundes. 40 Jugendliche 
bekommen dort im Rahmen der 
Betreuung Informationen über 
 Berufe in der Baubranche. Am 
heutigen Samstag gibt es dort zum 
Auftakt ein Gartenfest mit Gerich-
ten aus der Heimat der jungen 
Flüchtlinge. (mapu)

Das Innenministerium 
sucht Unterkünfte für 

Flüchtlinge, dabei hilft der 
WKO-Fachverband der 
Immobilientreuhänder. 
Flüchtlingskoordinator 

Christian Konrad wird am 
Bundestag kommende 

Woche in Wien dabei sein.
Das ehemalige 
„Kurier“-
Gebäude in der 
Wiener Linden-
gasse, das jetzt 
Raiffeisen 
Evolution gehört, 
steht bis zum 
Frühjahr für 
Flüchtlinge zur 
Verfügung. 
Foto: Putschögl
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Wie in Österreich Unterkünftrkünftrk e für Flüchtlinge gesucht werden
Schwerpunkthwerpunkthwerpun

Lange Haare, Bärte, Ketten, 
Ringe – im Salzburger 

Club Heavy Rotation regiert 
musikalisch das Schwer -
metall. Die harten Jungs aus 
dem Heavy-Metal-Klub kön-
nen aber auch anders: Für die 
Flüchtlingshilfe der Caritas 
wird am 26. September eine 
Tombola organisiert, deren 
Erlös von den Betreibern 
 verdoppelt wird. Zusätzlich 
haben die Metal-Freaks für 
einen syrischen Musiker 
eine Gitarre organisiert. Jetzt 
sucht man für ihn eine pas-
sende Salzburger Band. 

Integration nur in die eine 
Richtung sei zu wenig, hat 
sich hingegen Rene Zechner, 
Gründer und Leiter der klei-
nen autonomen Salzburger 
Kulturinitiative Denkmal, 
gedacht. Eines der Probleme 
hierzulande sei das Nicht-
verstehen anderer Kulturen. 
Also plant Zechner, gemein-
sam mit einem syrischen 
Arzt und Flüchtlingen einen 
Basissprachkurs Arabisch 
anzubieten. Bei diesem sol-
len auch kulturelle Hinter-
gründe vermittelt werden. 
Mit etwas Augenzwinkern 
nennt Zechner das „duale 
 Integration“. Start ist Anfang 
Oktober. (neu) 
p wp wp ww.denkmalsalzburg.at 
         www.facebook.com/ 
         heavyrotationsalzburg

Hilfe anders gedacht: 
„Duale Integration“
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S ayed lächelt mit seinen 
perfekten Zähnen wie für 
ein Vorstellungsgespräch, 
als wir uns vor einem Jahr 

zum ersten Mal gegenübersitzen. 
In Magdas Hotel in Wien. Das Ca-
ritas-Projekt hat noch vor seiner 
offiziellen Eröffnung im Februar 
2015 einige Ö

Eröffnung 
 Ö
Eröffnung 

sterreicher und Asyl-
werber zum gemeinsamen Essen 
geladen. Zu diesem Zeitpunkt ist 
Sayed gerade 17 Jahre alt, hatte 
aber über 6000 Kilometer Flucht-
weg hinter sich, für die er sieben 
Monate unterwegs war. Später, als 
wir uns besser kennen, erzählt er, 
dass er noch nie in seinem Leben 
beim Zahnarzt war. 

Wer Sayeds Geschichte hört, 
versteht vielleicht, warum er kei-
ne andere Chance hat, als sein Le-
ben als einziges Vorstellungsge-
spräch zu begreifen. Sein freund-
liches Lächeln hat ihm nicht nur 
geholfen, sondern auch einiges er-
spart und ihn dorthin gebracht, 
wo er heute ist. Nach Österreich, 

gebracht, 
Österreich, 

gebracht, 

mit einem festem Wohnsitz in 
Wien – ein ehemaliger Flüchtling, 
der im Herbst seine Ausbildung 
zum Gastgewerbefachmann begin-
nen wird. 

Aber von vorn. Am Ende der 
Veranstaltung in Magdas Hotel 
gebe ich ihm meine Visitenkarte. 

Weil er jede Situation im Leben als 
Chance begreift, ruft er an. Wir 
treffen uns zunächst einmal, ir-
gendwann wieder, dann regelmä-
ßig, trinken Kaffee oder gehen es-
sen. Sayed erzählt viel über sich, 
zuerst in bemühtem Deutsch, das 
sich im Laufe des vergangenen 
Jahres in ein tadelloses verwandelt 
hat. „Ich gebe mein Bestes“ ist ein 
Satz, den er gerne sagt. 

Ich erfahre, dass er in Kabul ge-
boren wurde, seine Familie eine 
Stunde entfernt in Parwan lebt, 
dass er drei Geschwister hat, einen
Zwillingsbruder, einen kleinen 
Bruder, eine ältere Schwester. Dass
er seine Mama vermisst. Sein Va-
ter, erzählt er bemüht gelassen, 
wurde von den Taliban ermordet. 
Warum, frage ich. Weil er für die 
Amerikaner Taxi gefahren ist. Ge-
nau deswegen musste auch Sayed 
seine Heimat verlassen: Er hat 
schon mit 14 für die Amerikaner 
als Übersetzer gearbeitet, auch er 
war in Gefahr. Ohne sein Wissen 
hat die Mutter nach dem Tod des 
Vaters Sayeds Flucht geplant. Be-
zahlt hat sie 8000 Euro – das gan-
ze Geld, das sie hatte. Davon er-
fahren hat Sayed erst kurz vor sei-
ner Abreise. 

Will man gedanklich mit Sayed 
dorthin zurück, wo der Abschied 

von seiner Familie liegt und seine 
Reise im September 2012 beginnt, 
wird der Junge, der sonst gerne re-
det, still. Auch damals konnte er, 
15 Jahre alt, kein Wort sagen, noch 
immer sieht er seine Mutter, der 
Tränen übers Gesicht laufen: „Leb 
wohl, mein Sohn, und pass auf 
dich auf.“ Seinen Rucksack haben 
ihm amerikanische Soldaten zu-
sammen mit einem Paar fester 
Schuhe und 250 Dollar geschenkt. 

Darin stecken ein Nokia-Handy, 
ein paar Kleidungsstü-
cke, ein Schal, von sei-
ner Mama gestrickt, 
und noch einmal um-
gerechnet 200 Euro 
Bargeld. Keine Papie-
re, keine Fotos, keine 
Erinnerungsstücke. 
Aber bald jede Menge 
Kekse, das Grundnah-
rungsmittel, das 
Schlepper „ihren“ 
Flüchtlingen mit auf die langen 
Fußmärsche geben. Einen Tag und
eine Nacht ist er mit zwanzig an-
deren über die bergige Grenze 
zwischen Afghanistan und dem 
Iran unterwegs. Irgendwann nach 
der Grenze kommt ein Bus, in dem 
sie zusammengekauert unter De-
cken versteckt bis nach Teheran 
gefahren werden. In einem riesi-

gen Kellerlager für Flüchtlinge 
bleibt Sayed insgesamt zwei Mo-
nate. Eine Zeitspanne, in der er, 
laut Schlepperversprechen, sicher
in Europa landen sollte. 

Auf dieser ersten Etappe lernt 
Sayed die Regeln der Flucht, die 
da heißen: Du musst warten. Nur 
der Schlepper bestimmt, wann du 
dein nächstes „Game“ hast, so 
heißt es im Schlepperjargon, wenn
die Reise weitergeht. Ein Spiel, bei 
dem viele auf der Strecke bleiben. 

Sein Schlepper heißt 
Mirwais. Und wenn 
auf den vielen Kilome-
tern in Richtung Euro-
pa jemand fragt: „Wer 
ist ein Mann von Mir-
wais?“, dann zeigt Sa -
yed auf. 

An der Grenze zwi-
schen dem Iran und 
der Türkei ist er nach 
zwölf Stunden Fuß-

marsch so erschöpft, dass er es 
durch den Schnee nicht mehr wei-
ter schafft. Die Schlepper haben 
Pferde, aber nur für jene, die sich 
das leisten können. Sayed bezahlt 
40 Dollar und nimmt noch eine 
Frau mit auf den Gaul. Sie kommen
in ein kleines Dorf namens Van, 
dort bleibt er wieder, wohnt bei 
einer Frau, die Ausweise fälscht. 

Sie hat, erinnert sich Sayed, zwei 
Töchter und eine alte Mutter. Nach
25 Tagen und Nächten kauft sie 
ihm ein Ticket und schickt ihn in 
einem modernen Reisebus und mit
gefälschten Papieren weiter nach 
Istanbul. 

Auch in der Türkei wird er fast 
zwei Monate verbringen. Wie das 
System der Schlepper genau funk-
tioniert, weiß auch Sayed nicht. 
Eigentlich saß er in Antalya schon 
auf einem Boot mit rund 150 an-
deren Flüchtlingen. Zum Glück 
war der Motor kaputt, und er 
konnte vor der Polizei, die die Ak-
tion im Morgengrauen entdeckt 
hatte, fliehen. Nachdem afghani-
sche Freunde, die er aus Istanbul 
kannte, die aber in einem anderen 
„Game“ unterwegs waren, mit 
einem Boot ertrunken waren, 
wollte er keinesfalls mehr über 
das Mittelmeer nach Europa. Ver-
zweifelt ruft er seine Mutter an, 
will nicht weiter, weint. Sayed 
wird einem anderen Schlepper 
übergeben. Einer, der die Balkan-
route nach Europa organisiert. Jene
Route, auf der heute tausende 
Flüchtlinge, vor allem aus Syrien, 
unterwegs sind. 

Zu zwölft rudern sie in zwei 
kleinen Schlauchbooten von der 

Sayed in Wien-Währing: „Ordentlich“ in Festtagskleidung wird er am 28. September seine Ausbildung in der Gastgewerbefachschule starten.
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Nach sieben Monaten auf der Flucht landet der junge Afghane Sayed zuerst in Traiskirchen und später in einer 
Caritas-WG in Wien. Er hatte Glück, hat aber für dieses Glück hart gearbeitet. Porträt eines „Vorzeigeflüchtlings“.

Mia Eidlhuber
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Mia Eidlhuber, geb. 
1971, studierte Publi-
zistik, Politikwissen-
schaft, ist seit 2004 
beim Standard, seit 
2009 Redakteurin im 
 ALBUM. Foto: Katsey

signalisieren: Keine Angst. Schaut 
her, so gut kann Integration funk-
tionieren. Er selbst aber hatte 
Angst, besonders vor seinem 18. 
Geburtstag im Februar 2015. Da 
würde er volljährig und aus der Ju-
gend-WG für Flüchtlinge auszie-
hen müssen. 

Im Oktober davor schreibt die 
Zeitung Kurier zKurier zKurier um Glück einen 
Artikel über Sayed, den auch 
Ranthild Salzer-Fölß liest. Frau 
Salzer ist Apothekerin, hat zwei 
erwachsene Töchter, die längst 
aus dem Haus sind, und ist seit 
2012 verwitwet. Weil sie in ihrem 
großen Haus nicht mehr allein 
 leben will, trifft sie eine für ihr 
Umfeld ungewöhnliche Entschei-
dung. Eigentlich, erzählt die ele-
gante Frau im Kostüm, die mit 
über siebzig noch berufstätig ist, 

wollte sie eine sy -
rische Flüchtlings-
familie mit Klein-
kind aufnehmen. 
Die gab es aber 
nicht. „Zum Glück“,
sagt sie mit Blick 
auf Sayed, der seit 
Jänner ihr Unter-
mieter ist. 

Es läuft gut. Re-
geln gibt es keine, 

gegenseitiger Respekt vorausge-
setzt: „Ich bin aber beim Sie ge-
blieben“, sagt Salzer, „er sagt Frau 
Salzer zu mir, und ich sage Herr 
Sayed.“ Die Erklärung: „Meine bei-
den Untermieter sind nicht meine 
Kinder, wir sind nicht verwandt, 
sie sind meine Mitbewohner.“ 

 Wir sitzen bei Kaffee und Ku-
chen mitten in bester Währin- 
ger Gegend. Negative Reaktionen? 
Sie schüttelt den Kopf. Eher das 
Gegenteil: „Na, jetzt werden Sie 
noch berühmt“, sagen die Leute. 
Und manche fragen höchstens: 
„Haben Sie keine Angst?“ Hat sie 
nicht. Und macht stattdessen einen
Witz: „Ich muss mich nicht ver-
schleiern, wenn ich zu ihnen rauf-rauf-rauf
gehe.“ Dann lacht sie. Frau Salzer 
stellt den jungen Afghanen nicht 
nur Wohnraum für symbolische 50
Euro Miete, die von der Caritas be-
zahlt wird, zur Verfügung, sie un -
terstützt vor allem auch Sayed, der 
ab 28. September eine private Gast-
gewerbeschule besuchen wird. Das
Schulgeld und die Arbeitsklei-
dung hat Frau Salzer bezahlt. Mit 
den 280 Euro, die Sayed pro Mo-
nat vom Staat bekommt, könnte er 
sich das alles nicht leisten. 

Ranthild Salzers Entscheidung 
war nicht nur uneigennützig. 
Wenn sie nach ein paar Bissen fei-
nem Himbeerkuchen von ihren 
„kleinen Hintergedanken bei der 
ganzen Sache“ erzählt, dann erin-
nert das fast ein bisschen an die 
Politik von Angela Merkel, die 
vielleicht auch solche hatte, als sie 
die syrischen Kriegsflüchtlinge 
nach Deutschland einlud. Viele 
von denen, die jetzt kommen, sind 
gut ausgebildet und könnten, wie 
jüngst in der Zeit gZeit gZeit eschrieben 
stand, einem alternden Staat wie 
Deutschland die notwendige 
Frischzellenkur verpassen. 

Bei Frau Salzer ist das vielleicht 
ähnlich: Sie freut sich, wenn je-
mand da ist, wenn sie abends nach 
Hause kommt. Obwohl es eine Be-
dienerin gibt, kümmern sich die 
Burschen um manches, das an-
steht in Haus und Garten. Zudem 
hatte sie im vergangenen Jahr drei 
kleine Operationen und kann 
nicht schwer tragen. Nachdem bei 
ihr eingebrochen und Schmuck 
gestohlen worden ist, ist ihr Haus 
mit den Untermietern auch nach 
außen hin belebter. Vor dem Ein-
bruch, erzählt sie, war sie ge-
wohnt, Broschen zu tragen. Sie 
könnte sich das alles wieder kau-
fen: „Aber“, sagt sie, „ich lebe 
ohne Broschen sehr gut!“ Lieber 
fährt sie mit den beiden auf Ur -
laub. Zum Beispiel auf den Sem-
mering oder nach Zell am See. Auf 
dem Kitzsteinhorn auf 3000 Meter 
Höhe Cheeseburger zu essen war 
ein großer Spaß, und auch im fei-
nen Traditionshotel Panhans am 
Semmering sind die drei – Frau 
Salzer sagt das mit einem Selbst-

bewusstsein und einer Offenheit, 
die vielen Frauen ihrer Klasse ab-
gehen – „nur positiv aufgefallen“. 
Angesichts der vielen Flüchtlinge, 
die derzeit nach und durch Ös 

Flüchtlinge, 
Ös 

Flüchtlinge, 
-

terreich strömen, das gibt sie ehr-
lich zu, ist sie heilfroh, dass „ihre 
Burschen“ schon sicher gelandet 
sind. Im Sommer, als in Traiskir-
chen das Auffanglager mehr als 
überfüllt war, hat auch sie gezit-
tert, ob die beiden ihren positiven 
Asylbescheid, der für das Antre-
ten ihrer Ausbildungsstellen not-
wendig ist, noch rechtzeitig be-
kommen. 

Als Sayed am 12. August einen 
Brief in Händen hält, hat er wirk-
lich große Angst. Was, denkt er, 
wenn nicht ...? Als er ihn öffnet, 
fällt sein Blick auf eine Zeile: 
„Willkommen in Österreich“, steht
da geschrieben, und obwohl das 
eine todernste Angelegenheit für 
ihn war, muss er trotzdem lachen. 
Willkommen in Österreich: „Ich 
bin schon zweieinhalb Jahre hier.“ 
Zweieinhalb Jahre, in denen er 
viele Menschen getroffen hat, die 
ihm geholfen haben: Asylbetreuer 
in Traiskirchen und Wien. Mit-
arbeiter und Rechtsberater der Ca-
ritas. Seinen Onkel Toni, einen 
Arzt in Ruhestand, der ihn in sei-
ner ersten Zeit unterstützt und 
ihm Wien gezeigt hat. Nachhilfe-
lehrer und Mitschüler, die mit 
ihm gelernt haben. Sayed hatte 
Glück, aber er hat an diesem Glück 
schwer mitgearbeitet. Und zu einer 
Integration braucht es dieses Glück
und Menschen, die bereit sind, zu 
helfen. 

Eine Fahrt in die Vergangenheit 
Irgendwann in diesem Spät-

sommer, als mit den vielen Flücht-
lingen auch die große Welle der 
Hilfsbereitschaft anrollt, spricht 
Caritas-Chef Michael Landau auf 
Ö1. Sein Rechenbeispiel: Wenn 
eine Million Flüchtlinge nach Eu -
ropa kämen, käme bei 500 Millio-
nen Europäern, die es gibt, ein 
Flüchtling auf 500 Menschen – die 
unterstützen könnten. Bei Sayed 
waren es viel weniger Menschen. 
Und trotzdem steht er heute an-
ders da als im April 2013, als er 
nach Österreich 

April 
Österreich 

April 
kam. 

Spätestens seit er seinen positi-
ven Asylbescheid bekommen hat, 
ist für ihn eine Fahrt nach Trais-
kirchen wirklich ein Ausflug in 
die Vergangenheit. Ohne Geneh-
migung spazieren 
wir eine Runde um 
die Außenmauern 
des riesigen Are -
als, in dem Sayed 
seine ersten Wo-
chen in seiner, wie 
er sagt, „zweiten 
Heimat“ verbracht 
hat. Die Zelte, die 
den heißen Som-
mer über Thema 
des Anstoßes, nicht nur in den 
Medien, waren, sind von außen 
nicht mehr zu sehen, nur noch die 
Grasnarben, wo sie dicht gestan-
den sind. Es ist, im Vergleich zum 
Sommer, ein grauer, ruhiger Tag, 
ein paar Freiwillige, die Essen ver-
teilen, Flüchtlinge, die an den 
Zaun gelehnt sitzen – und warten. 
„Schau“, sagt Sayed, „siehst du 
das offene Fenster da oben“, und 
zeigt auf eines der Gebäude, „hier 
habe ich gewohnt.“ Hier hat er 
auch die Nachricht bekommen, 
dass er nach Wien überstellt wird. 

Das Kebap-Restaurant in der 
Nähe war früher ein Internetcafé. 
Ein Euro pro Stunde hat das gekos-
tet, wenn er sein Facebook ge-
checkt oder sich über Österreich 

ge-
Österreich 

ge-

schlaugemacht hat. Mit 40 Euro 
Taschengeld im Monat und klei-
nen Lagerjobs, für die er ein paar 
Euro pro Stunde bekam, konnte er 
sich das leisten. Mailen mit seiner 
Familie in Afghanistan konnte er 
nicht, kann es bis heute nicht. Das 
Internet dort ist abgedreht. Meist 
telefoniert er mit seiner Mama, 
selten mit seinem Zwillingsbru-
der. Der weint dann und sagt: „Du 
hast mich im Stich gelassen.“ Sa -
yed wird still. Als er damals in die 
Gasse kam, in der sein Vater tot 

lag, ist er in Ohnmacht gefallen 
und erst im Krankenhaus wieder 
aufgewacht. Bei ihm war eine alte 
Tante, die ihn im Arm hielt. Du 
musst jetzt stark sein, hat sie ge-
sagt. „Aber“, sagt Sayed, „ich hat-
te damals keine Ahnung, dass eine 
so lange Reise in eine ganz frem-
de Kultur auf mich wartet.“ 

Auf dem Rückweg redet Sayed 
mit einer jungen Frau aus Afghanis-
tan und streichelt den Kopf ihrer 
kleinen Tochter. Sie sorgt sich, 
weil sie ihr in Ungarn die Finger-
abdrücke abgenommen haben, sie 
hat Angst, dorthin abgeschoben zu 
werden. Sie wartet auf die weiße 
Karte, erklärt Sayed. Was hat sie 
noch gesagt? Sayed lächelt: „Sie 
hat mich gefragt, wie ich bloß die-
se Sprache gelernt habe.“ 

Er weiß schon lange, dass Spra-
chen der Schlüssel sind für sein 
neues Leben in Österreich. Und 
durch die Sprachen, die er spricht, 
kann er etwas zurückgeben, von 
der Hilfe, die er selbst erhalten hat. 
Er hilft beim Übersetzen. Einer 
Psychotherapeutin, die mit afgha-
nischen Jugendlichen arbeitet, 
oder auch am Tag, als die ersten 
Züge am Wiener Westbahnhof voll 
mit Flüchtlingen ankommen. Die 
haben gerade jene Fluchtroute 
hinter sich, die auch Sayed vor 
zweieinhalb Jahren nach Öster-

Sayed 
Öster-

Sayed 

reich gebracht hat. 
Sayed und sein Freund Ali sind 

im März 2013 mit Schleppern in 
Serbien gelandet. Im Schlepper-
quartier in Subotica kurz vor der 
ungarischen Grenze, dort, wo die 
ungarische Regierung seit vergan-
gener Woche den Stacheldraht 
komplett dichtgemacht hat, wird 
Sayed nach einem Fehlversuch 
und mithilfe geschmierter ungari-
scher Grenzbeamten nachts und 
„wie in einem Agentenfilm“ über 
die letzte Schengen-Außengrenze 
geschleust. Von Ungarn hat er 
nichts gesehen, er lag die Fahrt 
über im Kofferraum eines Autos, 
bis ihn der Schlepper auf öster -
reichischem Boden rausschmiss. 
Das war am 14. April 2013 um vier 
Uhr früh. Zehn Minuten später 
war die Polizei vor Ort. Aber an-
statt der Schläge, die er befürchtet 
hatte, nahm ihm eine Polizistin 
seinen schweren Rucksack ab und 
sagte: „Don’t be afraid. You are 
safe.“ Ich bin fast sicher, Sayed hat 
gelächelt. 

Von Österreich 
gelächelt. 

Österreich 
gelächelt. 

hatte Sayed bis 
dahin noch nie ge-
hört, auch er woll-
te nach Deutsch-
land wie die meis-
ten, die im Moment 
zum Beispiel in Ni-
ckelsdorf stranden.
Am vergangenen 
Sonntag war er wie-
der dort, wo er zum 
ersten Mal in sei-
nem Leben öster-

reichischen Boden betreten hatte. 
Er ist in einem Hilfskonvoi mit -
gefahren, um an der ungarischen 
Grenze beim Dolmetschen zu hel-
fen. Sayed hat in ein Megafon ge-
sprochen, um wichtige Informa-
tionen weiterzugeben: wie es wei-
tergeht, wo es Taxis gibt, wie viel 
die kosten dürfen, wann die Bus-
se abfahren usw. 

Bevor er losgefahren ist, hat er 
eine SMS geschrieben: „Heute fah-
re ich nach Nickelsdorf mit vier 
anderen Leuten. Unsere Ziel ist, 
dass wir Flüchtlinge helfen. Medi-
kamente haben wir mit und ande-
re Sachen, was gebraucht wird. 
Ich mache das, weil ich selber in 
diesem Situation war. Mensch 
braucht Mensch. Lg Sayed“

Türkei nach Mytlini auf der grie-
chischen Insel Lesbos. In der Grup-
pe ist er unterwegs mit einer Ägyp

Grup
Ägyp
Grup

-
terin. Die beiden könnten Mutter 
und Sohn sein, die gemeinsam in 
Griechenland Urlaub machen. So 
soll es auch aussehen auf der Fäh-
re nach Athen, für die der Schlep-
per Tickets besorgt hat. Sie kom-
men durch, und Sayed landet kurz 
vor Silvester 2012/2013 in Athen. 
In der Türkei, sagt Sayed, waren 
die Menschen freundlich, in Grie-
chenland dann nicht. 

Er wartet wieder Wochen – im 
Schlepperquartier, raus kann er 
nicht, ähnlich wie im Iran, zu groß 
ist ihre Angst vor der griechischen 
Polizei. Weil der Fährenweg von 
Griechenland nach Italien, getarnt 
als Tourist, einfacher ist als die 
lange Balkanroute, 
geht er in Patras 
noch einmal mit 
gefälschten Doku-
menten an Bord: 
Er ist jetzt Bulgare. 
Aber es klappt 
nicht. Gleich beim 
Check-in wird er 
geschnappt, ins 
Gefängnis abtrans-
portiert – und dort 
auch geschlagen. Er ist sich sicher, 
dass hier seine Reise zu Ende ist. 
Was er nicht weiß: Minderjährige 
Flüchtlinge dürfen die Behörden 
nicht festhalten. Sayed ist nach 
drei Tagen wieder draußen und 
bekommt ein Papier, das besagt, 
dass er innerhalb weniger Tage 
das Land verlassen muss. 

Sein neuer Schlepper bringt ihn 
in das Dorf Goumunissa an der 
griechisch-mazedonischen Gren-
ze. Vielleicht beginnt da schon 
Sayeds neues Leben. Im Schlep-
perquartier lernt er einen jungen 
Afghanen kennen, mit dem er es 
gemeinsam bis nach Österreich 
schafft. Nicht nur das. Mit Ali ge-
meinsam landet er in Traiskir-
chen, kommt zwei Monate später 
in einer Wohngemeinschaft der 
Wiener Caritas unter und bezieht 
schließlich mit ihm ein neues Zu-
hause in Wien, eine Wohnung, die 
ihnen von einer Wiener Apothe-
kerin zur Verfügung gestellt wird. 

„Sauber“ und „ordentlich“ 
In Sayeds Facebook-Account 

sieht man Fotos von einem jungen 
Mann, der vor schönen österrei-
chischen Kulissen posiert. Scrollt 
man nach unten in seine Vergan-
genheit, sieht man ihn zusammen 
mit anderen jungen Afghanen in 
Griechenland, wo er auf seiner 
Flucht seine Facebook-Seite ein-
gerichtet hat. Niemand würde ah-
nen, welche Anstrengungen er 
und andere hinter sich haben. Wie 
viele andere Flüchtlinge war Sa -
yed stets darum bemüht, „ordent-
lich“ und „sauber“ auszuschauen. 
Wer nichts mehr hat, will zumin-
dest das. 

Sayed ist der erste Muslim, mit 
dem ich mich nicht nur auf Face-
book befreunde. Wer ist der aufge-
weckte junge Mann, der Dari und 
Urdu, Persisch und Englisch 
spricht und Deutsch scheinbar 
mühelos gelernt hat, stets hilfsbe-
reit und höflich ist und nebenbei 
seinen Weg konsequent verfolgt? 
In seiner Ringmappe, die er sehr 
gerne herzeigt, ist alles fein säu-
berlich in Klarsichthüllen geord-
net: Zeugnisse von Sprachkursen, 
Auszeichnungen, eine Urkunde, 
die bezeugt, dass er an einem Re-
dewettbewerb im Parlament teil-
genommen hat, und nicht zuletzt 
das Zeugnis für seinen Pflicht-
schulabschluss, für den er elf Mo-
nate zur Schule gegangen ist. Er 
hat sich extra eine Schule aus -
gesucht, in die nur Österreicher 
gehen, weil er so am schnellsten 
Deutsch lernt. Sein Caritas-Bil-
dungsbudget von 1800 Euro hat
er bis zum letzten Cent ausge-
schöpft, sagt er. Kein Wunder, 
dass er von den Caritas-Mitarbei-
tern immer als Vorzeigebeispiel 
präsentiert wird, dass die ihn zum 
Botschafter für die Flüchtlings -
sache machen. Einer wie er soll 
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Kein Wunder, dass er 
von Caritas-Mitarbeitern 
als Vorzeigebeispiel 
präsentiert wird. Einer 
wie er soll signalisieren: 
Keine Angst. Schaut her, 
so gut kann Integration 
funktionieren. 

„

“

Ausflug nach Gnas: Caritas- 
Betreuerin mit jungen Afghanen.

Urlaub im schönen Zell am See: 
„Herr Sayed“ und Frau Salzer. 

Sayed spricht im Parlament zum 
Thema Kinderrechte.

Fast nur Bestnoten: sein Zeugnis 
zum Pflichtschulabschluss.

Nickelsdorf am 14. 4. 2013: 
sein erstes Foto in Österreich.

Unterwegs zum Semmering: 
Frau Salzer mit „Mitbewohner“.

In der Caritas-WG in Wien: 
Sayed mit Betreuerinnen.

Wien kennenlernen: mit Onkel 
Toni auf dem Haus des Meeres.

Von Ungarn hat er 
nichts gesehen, er lag die 
Fahrt über im Kofferraum 
eines Autos, bis ihn der 
Schlepper auf öster- 
reichischem Boden 
rausschmiss. Das war am 
14. April 2013.

„

“
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Schmerzen zumindest zu erah-
nen, die diese Menschen auf ihrer 
Flucht begleiten. Die Fantasie, die 
angesichts der immer neuen Zah-
len von Ankömmlingen, Inter-
nierten oder Ertrunkenen verloren 
gegangen ist. 

Mit der Drastik, die die Einzel-
schicksale vor Augen führen, 
muss man allerdings zurechtkom-
men. Da sind Kinder und Mütter, 
die in Lagern an Kälte oder Man-
gel an Hygiene sterben, oder ge-
brochene Menschen, die ange-
sichts des Erlebten erstarren und 
sich in ihr Inneres zurückziehen; 
die versklavte, stetig misshandel-
te Frau, die als Prostituierte nach 
Österreich verkauft werden sollte; 
der Säugling, dessen Schädel von 
einer Kugel zerfetzt wird. Wenig 
rührt so sehr wie das erbitterte 
Aufrechterhalten letzter Hoffnun-
gen, bevor auch diese sterben. 

Die Autoren versuchen im Ver-
lauf des Buches mehr positive Ele-
mente zu verweben: ein Vater, der 
seine Familie zurückkaufen konn-
te, geglücktes Unterkommen in 
 Betreuungsstätten, die Arbeit en-
gagierter Helfer. Das Integrations-
thema wird am Beispiel des Ortes 
Großraming im Ennstal verhan-
delt, wo eine Konvertierung von 
ängstlicher Ablehnung zu gemein-
samem Anpacken möglich er-
scheint. Als Lohn für die Kon -
frontation mit all den schweren 
Schicksalen winkt, dass man sich 
wieder etwas mehr verbunden 
fühlt mit der Welt und nicht mehr 

am Horizont der 
Staatsgrenze zu 
scheitern droht.

Karim El-Gaw -
hary / Mathilde 
Schwabeneder, 
„Auf der Flucht“. 
€ 22,– / 192 S.
 Kremayr und Sche-
riau, Wien 2015

Das richtige Buch für eine konfuse Zeit: Daniel Zipfel schild
was Flüchtlinge, Schlepper und Asylbürokraten umtreibt. Ei

Nur ja keine Heim
Christoph Winder

F ür viele Autoren, die nicht
nur Autoren sind, sondern
nebenher einen Brotberuf
ausüben, ist es eine ver-

ständliche Versuchung, Berufs-
erfahrungen und Berufseinsich-
ten in ihr literarisches Werk „ein-
fließen“ zu lassen, wie das so
schön heißt. „Einfließen lassen“,
das bedeutet: Man kann von etwas
berichten, was man aus erster
Hand kennt. Man heimst, sofern
man sein Metier versteht, einen
Authentizitätsbonus ein. Und:
Man darf darüber hinaus auf das
Interesse der Leser hoffen.

Denn der Impuls, wissen zu
wollen, wie es sich in Berufen ab-
spielt, die man quasi nur von der
Außenseite her kennt – und das
sind, vom eigenen abgesehen, die
meisten –, ist intensiv und weit-
verbreitet. Was tun Diplomaten,
Werbeleute, krebskranke Chemie-
professoren, Boulevardjournalis-
ten, Bestatter, Mafiabosse, Pro-
vinzpolitiker, Bademeister, Dro-
gendealer, Schönheitschirurgen,
Gerichtsmediziner, Investment-
banker oder Winkeladvokaten,
wenn der Tag lang ist? Von der
episch breiten Ausgestaltung der
Antworten auf diese Fragen lebt
derzeit mehr als ein Roman und
mehr als eine Fernsehserie.

Undwennwir schondabei sind:
Was treibt denn eigentlich jene
Figuren um, die momentan grell
ausgeleuchtet auf der zeitge-
schichtlichen Vorderbühne ste-
hen: die Schlepper, Fremdenpoli-

zisten und anderen Asylbürokra-
ten? Das sollte uns ein Mann wie
Daniel Zipfel vermitteln können.
1983 in Freiburg im Breisgau ge-
boren, hat Zipfel in Wien ein Jus-
studium absolviert und als Asyl-
rechtsberater und Schriftsteller
gearbeitet. Die literarischen Fun-
ken, die er in seinem elegant
konstruierten Romanerstling Eine
Handvoll Rosinen aus dieser Dop-
pelerfahrung und Doppelberu-
fung schlägt, sind beachtlich. Zip-
fel gehört nicht zu jener großen
Kohorte von Hobbyschriftstellern,
die sich ihre Berufsprobleme ohne
ästhetische Rücksichten vom Leib
schreiben, sondern ist ein Profi
seines Fachs.

Eine Handvoll Rosinen spielt im
Österreich des Jahres 2003, das
sich unter asylpolitischen Aspek-
ten offenbar nicht stark vom Ös

Aspek
Ös

Aspek
-

terreich des Jahres 2015 unter-
schieden hat: Schon damals kam,
wie wir bei Zipfel erfahren, die
Nachricht aus dem
Autoradio, dass Bund
und Länder bei der
Unterbringung von
Flüchtlingen „keine Ei-
nigung erzielen konn-
ten.“ Die wichtigsten
Protagonisten des Ge-
schehens sind Ludwig
Blum, ein ordnungslie-
bender, aber gutherzi-
ger Pedant von einem
Fremdenpolizisten so-
wie der Afghane Nejat
Salarzai, Dolmetscher
und zugleich ein mit al-
len schmutzigen Was-

11. Mai 2015, Izmir (Türkei): Ibrahim, ein christlicher Flüchtling aus Syrien, wartet in einer Absteige in der türk
Europa bringt. Seine Freundin lebt in Schweden, erzählte er dem Fotografen Daniel Etter. Einer der Schleppe

sern seines Gewerbes gewasche-
ner Schlepper, der aber anderer-
seits nicht frei von humanen Re-
gungen ist. 

PVC-Böden und Neonröhren 
Blum und Salarzai haben sich 

bei der professionellen Zusam-
menarbeit in Traiskirchen ken-
nengelernt, wo auch weite Teile 
der Romanhandlung angesiedelt 
sind. Es ist erwartungsgemäß kein 
sehr angenehmes Milieu, mit dem 
der Leser konfrontiert wird, und 
da reden wir noch gar nicht vom 
Menschlichen, sondern von einer 
Innenausstattung, in der gespren-
kelte PVC-Böden und Neonröhren 
eine zentrale Rolle spielen. Die 
kafkaesken Gepflogenheiten der 
bürokratischen Flüchtlingsver-
waltung tun ein Übriges, 

Flüchtlingsver-
Übriges, 
Flüchtlingsver-

nur ja 
keine Heimeligkeit aufkommen zu 
lassen: „Zwei Erwachsene, zwei 
Minderjährige, Afghanistan. AIS-
Zahlen 0325418 bis 0325421.“ 

Um das Paar Blum/ 
Salarzai gruppiert Zip-
fel etliche zum Teil 
sehr plastisch gezeich-
nete Nebenfiguren – 
einen von der Abschie-
bung bedrohten syri-
schen Ornithologen, 
den versoffenen Betrei-
ber einer Notschlaf -Notschlaf -Notschlaf 
stelle, eine pestige 
Amtsleiterin – aber den 
 Drive erhält der Ro man Ro man Ro 
im Wesentlichen durch 
das Zusammen- und Ge-
geneinanderspiel von 
Blum und Salarzai. Die 

Zwischen toten Kindern
und sterbenden Hnden Hnden offnungen 
Karim El-Gawhary und Mathilde Schwabeneder 
geben in „Auf der Flucht“ dem Leid hinter nackten 

Flüchtlings- und Todeszahlen ein Gesicht. 

Alois Pumhösel 

K arim El-Gawhary hat sich 
unter den Journalisten, die 
österreichische Medien be-

dienen, eine besondere Position 
erarbeitet. Der Nahostkorrespon-
dent mit Wurzeln in Ägypten 

Nahostkorrespon
Ägypten 

Nahostkorrespon
und 

Deutschland ist mehr als ein Be-
obachter. In seiner Identität liegt 
bereits jene Brückenfunktion, die 
ihn in den engagierten, manchmal 
auch emotionalen Berichten über 
sein Herkunftsland Ägypten zu 
einem der Lieblingsreporter der 
ORF-Seher macht. 

Ausgestattet mit dieser Autori-
tät eines leidenschaftlichen und 
glaubhaften Vermittlers, mag die 
Aufklärungsarbeit, die er mit seiner
ORF-Kollegin, der Rom-Korrespon-
dentin Mathilde Schwabeneder, 
im soeben erschienenen Reporta-
geband Auf der Flucht bFlucht bFlucht etreibt, 
fruchtbaren Boden finden; frucht-
baren Boden bei jenen, die sich 
nach Aufklärung sehnen über die 
Gründe und Mechanismen, wel-
che die Menschen in Massen an 
Bahnhöfen in Österreich und 
Deutschland stranden lassen. 

Ansätze dieser Aufklärung leis-
tet der Band tatsächlich. Die „Re-
portagen von beiden Seiten des 
Mittelmeers“, die der Untertitel 
verspricht, beschränken sich 
nicht auf die Leidensporträts Ge-
flüchteter. Sie geben gleichzeitig 
Einblick in die Funktionsweise 
des großangelegten Schlepper- 
und Menschenhandelsbusiness 
und in die Systeme des politi-
schen Versagens dies- und jen-
seits des Mittelmeers. Die knapp 
200 Seiten lassen sich als an-
schaulicher Überblick der Krise 
lesen, die sich in den letzten Jah-
ren an den Grenzen Europas ange-
bahnt hat. 

Die größte Leistung des Buches 
ist aber, dass es Lesern ihre Fanta-
sie zurückgibt. Die Fantasie, die 

Obwohl der Journalist und sein 
Fotograf Stanlislav Krupar, beide 
getarnt als Englischlehrer aus dem 
Kaukasus, zu hohen Risiken bereit 
sind, endet ihre Fahrt, als sie vor 
der Küste Alexandrias festgenom-
men und ins Gefängnis geworfen 
werden. Bauer erzählt aber die Ge-
schichte jener Flüchtlinge seiner 
Gruppe, mit denen er Kontakt 
 gehalten hat, weiter: Wie sie bei 
 neuerlichen Versuchen wieder 
und wieder geschröpft werden, 
egal, ob sie dabei auf Schiffen am 
Tod vorbeischrammen oder ob 
Europa am Ende einer Odyssee 
quer durch Afrika liegt. Bauer sitzt 
auch noch einmal im Gefängnis – 
diesmal als mutmaßlicher Schlep-
per in Innsbruck, nachdem er frü-
heren Bootsgenossen, die es ge-
schafft haben, helfen will. Kurzfris-
tig sah es in den vergangenen Wo-
chen so aus, als ob sein Plädoyer für
Erbarmen, für Aufnahme und 

Schutz der Ver-
triebenen Gehör
gefunden hätte. 

Wolfgang Bauer, 
„Über das Meer. 
Mit Syrern auf der 
Flucht nach Europa.“ 
Eine Reportage. 
€ 14,40 / 136 Seiten. 
Edition Suhrkamp, 
Berlin 2014

Irrfahrt zwischen Räubern 
Die Flucht nach Europa als Undercover-Reportage

Alois Pumhösel 

D ie Flucht von Syrien nach 
Europa ist gesäumt von 
Räubern, Entführern und 

Erpressern. Wer nicht sein Leben 
lässt, lässt zumindest sein Hab 
und Gut. Das ist eine der Lehren, 
die man aus Wolfgang Bauers 
 Reportage Über das Meer zMeer zMeer iehen 
kann. Der Zeit-Reporter hat sich 
inkognito unter Vertriebene ge-
mischt, um mit der Beschreibung 
ihrer Reise die Absurdität und das 
Leid vor Augen zu führen, die die 
„Festung Europa“ bedeuten. 
Bauer, der in Alexandria auf-auf-auf
brach, tritt damit etwa in die Fuß-
stapfen des italienischen Journa-
listen Fabrizio Gatti, der in Bilal
(Kunstmann, 2010) seine Under-
cover-Reise von Dakar Richtung 
Europa dokumentierte. 

Bauer stellt seine Mitreisenden 
ins Zentrum der Reportage. Wie 
sie sich in Alexandria verstecken 
und von Wohnung zu Wohnung 
wechseln. Wie sie von konkurrie-
renden Schlepperclans entführt 
werden. Wie die Schleuser immer 
mehr Geld aus ihnen, die oft dem 
syrischen Mittelstand angehörten, 
herauspressen. Und wie dieses 
Ausplündern auch in Europa kein 
Ende hat, weil Taxifahrer oder 
Zugschaffner Gelegenheit für ein 
Zubrot wittern. 

Jurist, 
 Asylrechtsberater 
und Schriftsteller: 

 Daniel Zipfel. 
Foto: Manfred Weis 
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Motive, aus denen die beiden han-
deln, sind nachvollziehbar, über-
zeugend und halten den Roman in 
Schwung bis hin zum überra-
schenden Schluss, den die Leser 
quasi noch als Bonustrack gelie-
fert bekommen (kein Spoiler-Alert 
nötig, der Rezensent 
verrät nichts). Das 
Drängende und Has-
tende der Handlung 
akzentuiert Zipfel, in-
dem er weder selbst als 
reflektierender Autor 
in Erscheinung tritt 
noch uns viel Einblick 
in die Reflexionen sei-
ner Figuren gewährt. 

Die Stärken dieses 
Romandebüts liegen auf der 
Hand: Konstruktion und Milieu-
schilderung, aber auch der Um-
stand, dass sich der Autor konse-
quent jedem sauren Gefühlskitsch 
und der Versuchung versagt, dem 
Leser den einen bösen Schuldigen 
an einer grauenhaften Situation 
zum Fraß vorzuwerfen, wie dies 
manch einer ja gerne hat (die In-
nenministerin ist schuld, die EU 
ist schuld, die Amis sind schuld 
usf.). Eine Handvoll Rosinen spielt 
durchgehend in einer Atmosphä-
re der moralischen Ambiguität, 
und wer in einer solchen Gutes 
tun will, wird schnell auf 
Brecht’sche Art belehrt: „Allein, 
die Verhältnisse sind nicht so.“ 
Natürlich kommt auch die Aktua-
lität dem Buch entgegen. In der er-
schreckendsten, brillant geschil-
derten, Szene versucht Blum, ei -
ne Gruppe erstickungsbedrohter 

Flüchtlinge aus einem Kühllaster 
zu befreien: Die Parallelen zur 
Tragödie auf der Ostautobahn 
sind gespenstisch frappant. 

Der Roman hat auch seine 
Schwächen, Zipfels Drang etwa, 
weit ausführlicher über die Witte-

rungsverhältnisse von 
2003 zu informieren, 
als einem dies lieb sein 
kann. Die Anzahl der 
Windstöße, Sturm-
böen, Nebelschwaden 
und Regengüsse, die 
er als meteorologische 
Staffage für die seeli-
schen Nöte seiner Prot-
agonisten aufbietet, ist 
entschieden zu hoch. 

Stellenweise überkommt einen 
das Gefühl, das Buch im Regen-
mantel lesen zu müssen. Auch an-
deres ist zu dick aufgetragen: Dass 
Blum ordnungsliebend ist, hat 
man so bald verstanden, dass man 
nicht immer wieder darauf hinge-
wiesen werden möchte, desglei-
chen ist ein ständig wiederkeh-
rendes Rimbaud-Zitat, das durch 
den Roman geistert, eine eher ent-
behrliche Zuwaage. Davon abge-
sehen aber: Ein gutes, informati-
ves und wichtiges Buch zum gro-

ßen Pallawatsch, 
in dem wir alle 
uns gerade wie-
derfinden. 

Daniel Zipfel,
„Eine Handvoll Rosi-
nen“ € 19.90 / 240
Seiten. Kremayr und
Scheriau, Wien 2015

dert in „Eine Handvoll Rosinen“,
in sehr beachtliches Romandebüt.

meligkeiigkeiig t
kischen Hafenstadt Izmir darauf, dass ihn ein Menschenschmuggler nach
er hat sein Büro übrigens direkt in diesem Altstadthotel eingerichtet.
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Das Buch der Stunde: Shumona Sinhas „Erschlagt die Armen!“
über Migration, Entwurzelung, Ortlosigkeit, Versagen, Verzweiflung.

Ein Haufen Stoff

Alexander Kluy 

L ange nachdem ich diese Bü-
ros verlassen hatte, kamen 
die Worte zu mir zurück, 

nachts, in mein leeres Zimmer. Ihr 
Rauschen füllte den Raum, ließ 
ihn überlaufen. In manchen Näch-
ten wache ich atemlos auf, als 
würde ich in der steigenden Flut 
aus Geflüster, Gemurmel und Ge-
schrei ertrinken.“ 

Die steigende Flut, das ist die 
Asylbewerberschar. Deren Erzäh-
lungen hat die junge Unheldin 
von Shumona Sinhas Roman Er-
schlagt die Armen! zu übersetzen. 
Sie ist Dolmetscherin für franzö-
sische Aufnahmeprüfungsbehör-
den. Tagtäglich fährt sie weit hin -
aus aus Paris – dorthin, wo riesi-
ge, heruntergekommene Beton-
blöcke sind –, um die Elendsbe-
richte und Auskünfte der ins Land 
Gespülten zu übermitteln. 

Attacke in der U-Bahn 
Doch heute ist sie selbst die 

Ausgefragte – die bekennen muss, 
sich bekennen muss. Sie sitzt in 
einer Zelle. In der Pariser Métro 
hat sie, die Dunkelhäutige, einem 
noch dunkelhäutigeren Migran-
ten eine Rotweinflasche über den 
Schädel gezogen. Warum? Wie 
kam es zu dieser Tat? Und konter-
kariert die Attacke, die Notwehr 
war (oder doch nicht?) nicht die 
hehre universelle Solidarität un -
ter den Ärmsten der Armen? 

Erschlagt die Armen! ist das 
Buch der Stunde. Dabei ist es be-
reits im Jahr 2011 erschienen, in 
einem ganz kleinen Pariser Ver-
lag, und führte dazu, dass Shumo-
na Sinha fristlos gekündigt wurde. 

Bis dahin war sie als Dolmet-
scherin für französische Asylbe-
hörden angestellt. Die literarische 
Reaktion auf dieses hochpoliti-
sche, zugleich hochliterarische 
Buch: die Nominierung für einige 
der wichtigsten französischen Li-
teraturpreise. Und nun die Entde-
ckung durch die Hamburger Edi-
tion Nautilus, einen der wenigen 
Verlage, die anarchistisches Erbe 
noch ebenso pflegen wie in der Li-
teratur auch immer das Politische 
zu finden wissen. 

Shumona Sinha kam mit 28 im 
Jahr 2001 zum Studium nach Pa-
ris – und blieb. In Kalkutta gebo-
ren, hat sie schon vor ihrer Zeit in 
Europa für ihre Gedichte Preise 
bekommen. 

Heute schreibt sie auf Benga-
lisch wie auch auf Französisch. 
Ein Französisch, das angereichert 
ist mit Literatur, aber das ganz das 
ihre ist. Die Sprache ist expressiv. 
Gehämmert, hie und da, selten, 
schiefe Bilder findend. Manch -

mal herausgeschrien, ungebärdig. 
Auch rasend verzweifelt: weil 
kein Halt da ist, nirgendwo, nicht 
geografisch, nicht gesellschaft-
lich, nicht emotional. Das Rasen 
will diesen Dämon namens Wirk-
lichkeit, das Grauen namens Le-
ben, nein: nicht bändigen, eher 
wegdrücken. 

Jede Berührung ein Schrei 
Dabei ist dies alles andere als 

ein „Empört euch!“ soignierter 
Pensionisten aus großen Altbau-
wohnungen. Das signalisiert 
schon die Wahl des Mottos, ent-
lehnt von Pascal Quignard, einem 
der schwierigeren französischen 
Gegenwartsautoren, der derzeit 
nach und nach hierzulande in 
neuen Übersetzungen greifbar ist. 

Und natürlich der Titel, der so 
sehr ins Auge springt, der so ag-
gressiv ist und der von Charles 
Baudelaire stammt, dem Flaneur, 
dem Liebhaber künstlicher Para-
diese, der sich, wie Walter Benja-
min anmerkte, auf die Seite der 
Asozialen schlug, jener Baude-
laire, der im Gedicht Der Schwan 
bekannte: „Alles wird mir Alle -
gorie.“ 

Einfache Fragen gibt es bei 
Sinha nicht, auch keine simplen 
Antworten aus den Dunstnebeln 
über den Stammtischen. Gut? Ist 
hier keiner, ohne Ausnahme. In 
anteilnehmenden Fragen der 
Sachbearbeiter, überfordert, des-
interessiert oder zynisch, lauern 
Widerhaken. 

Die Advokaten: scheinheilig, 
dreist, dumm. Die Antragsteller: 
gebriefte Schauspieler, die sich in 

den eigenen Lügengebäuden nicht 
auskennen. Die Übersetzerin: 

Lügengebäuden 
Übersetzerin: 

Lügengebäuden 
als 

Frau verachtet von reaktionären 
Männern, bei denen mit Fragen 
nachzuhaken ihr obliegt. 

Dies ist ein Buch, das allen ohne 
Ausnahme wehtut. Und wann gab 
es das zum letzten Mal? Eine Pro-
sa, die wirklich schmerzt. Nicht 
weil sie exhibitionistisch ist oder 
nihilistisch, weil das gut für die 
Marketingkampagne ist, sondern 
weil hier jemand die eigene Haut 
zu Markte trägt, die ihr abgezogen 
wird, so dass jede Berührung zum 
Schrei führt. 

Wie heißt es bei Charles Baude-
laire: „Die Hoffnung, die besiegte, 
weint, und die Angst, wild und 
despotisch, auf den geneigten 
Schädel pflanzt sie mir die 
schwarze Fahne“. Die Fahne der 
Bedrückung, absoluter Enttäu-
schung, tiefster Leere. 

„Lange nachdem ich diese Bü-
ros verlassen hatte, kamen die 
Worte zu mir zurück, nachts, in 
mein leeres Zimmer. Ihr Rau-
schen füllte den Raum, ließ ihn 
überlaufen. In manchen Nächten 
wache ich atemlos auf, als würde 
ich in der steigenden Flut aus Ge-
flüster, Gemurmel und Geschrei 
ertrinken.“ 

Shumona Sinha, 
„Erschlagt die
Armen! Aus dem
Französischen von
Lena Müller.“
€ 18,50 / 128 Seiten.
Edition Nautilus,
Hamburg 2015

München, Bilder im Kopf und ein Geruch in der Nase. Eine literarische Erfahrung.

Fluchtgedanken
Armin Baumgartner 

I ch hatte vor einigen Jahren das 
Vergnügen, aus beruflichen 
Gründen in München an ei -

ner Veranstaltungselektronikmes-
se teilzunehmen. Mit Vorbedacht 
hatte ich mein Rückfahrticket für 
den vorletzten Messetag gebucht, 
trat also vorzeitig meine Heim -
reise mit dem Zug nach Wien an. 

Nachdem ich mich im Hotel 
noch geduscht und von dort mein 
Gepäck geholt hatte, begab ich 
mich zum Münchner Bahnhof. 
Gegen 22 Uhr dort angekommen, 
stieg mir am Eingang ein unange-
nehmer Geruch in die Nase. 

Da sah ich sie schon, die vielen 

Menschen, die allein oder in Pär-
chen auf den Bahnsteigen lagen. 
Sie trugen fremdartige Kleidung, 
hatten nur das Allernötigste bei 
sich wie etwa Getränke und Hand-
taschen und Mobil -
telefone und schliefen 
ohne Unterlage ver-
streut auf dem nackten 
Asphalt, sodass ich 
zum Teil über sie drü-
bersteigen musste, um 
zu meinem Perron zu 
gelangen. 

Sie verströmten einen
intensiven Geruch, der 
vermuten ließ, dass sie 
sich schon längere Zeit 
nicht mehr waschen 

konnten. Ich war unangenehm be-
rührt, wollte nur so schnell wie 
möglich heim nach Wien. Um 
selbst mit diesen Bildern im Kopf 
während der Heimreise auch et-

was Schlaf finden zu 
können, wollte ich mir 
beim Kiosk nebenan 
noch Bier besorgen. 

Der Verkäufer sagte 
mir jedoch, er bedaue-
re, aber es dürfe heute 
ab 22 Uhr im gesam- 
ten Bahnhofsgelände 
aus Sicherheitsgrün-
den kein Bier mehr ver-
kauft werden: Es war 
der Tag des Beginns des 
Oktoberfests.

Armin 
Baumgartner.

Foto: Daniela Otto

„In manchen 
Nächten wache 
ich atemlos 
auf, als würde 
ich in der 
steigenden 
Flut aus 
Geflüster, 
Gemurmel und 
Geschrei 
ertrinken“: die 
in Kalkutta ge-
borene Pariser 
Autorin Shu-
mona Sinha.Fo

to
: P

at
ri

ce
 N

or
m

an
d



INTERVIEW: Wojciech Czaja 

Standard: Sie  Sie  S haben bulgarische 
Wurzeln und sind in der DDR auf-
gewachsen. Wie haben Sie die 
Flüchtlingsdebatte und die damit 
verbundene Asylquartierkrise der 
letzten Wochen miterlebt? 
Milev: Es hat mich emotional sehr 
mitgenommen. Wenn auch aus 
ambivalenten Gründen. Einer-
seits hat es mich berührt zu sehen, 
welche Zivilcourage die Öster -
reicher und Deutschen entwickelt 
haben, um sich für die Flüchtlin-
ge aus Syrien zu engagieren. An-
dererseits habe ich beobachtet, 
welchen Nationalismus und wel-
che Härte die Länder in so einer 
Notsituation an den Tag legen. Ich 
habe die Souveränität des Wohl-
fahrtsstaates vermisst. Hier ist das 
Modell scheinbar an seine Gren-
zen gestoßen. 

Standard: In  In  I Österreich werden 
die Flüchtlinge in Zelte und Con -
tainer gesteckt. 
Milev: Sofern ein Land nicht über 
perfekt aufbereitete Lager samt 
der nötigen Infrastruktur verfügt, 
kann ich nur sagen: Zeltstädte und 
improvisierte Containersiedlun-
gen sind prinzipiell eine sehr gute 
und effiziente Methode, um rasch 
auf Not zu reagieren und in kür-
zester Zeit zehntausende Men-
schen aufzunehmen – sofern ge-
wisse Spielregeln beachtet wer-
den. Das zeigen die UN-Flücht-
lingslager in Jordanien, aber auch 
Japans prompt organisierte Not-
unterkünfte nach Fukushima. 

Standard: Wie  Wie  W lauten denn diese 
Spielregeln? 
Milev: Obdach, Infrastruktur wie 
etwa Duschen und WC sowie 
 Versorgungsmöglichkeiten von 
außen mit Nahrungsmitteln, Klei-
dung und Medikamenten. Das ist 
einmal die Hardware. Die Soft-
ware allerdings ist mindestens ge-
nauso wichtig. Und damit meine 
ich einerseits Bewegungsspiel -
räume wie etwa ein Teppich, ein 
Blumenbeet vor dem Zelt, ausrei-
chend Platz zum Kochen, Essen, 
Schlafen sowie Sportflächen. An-
dererseits Handlungsspielräume 
für kulturelle Codes, etwa für kol-
lektive Rituale, für Religion, für 
Musik, für einfache Tauschge-
schäfte, für Dienstleistungen im 
temporären Alltag – und sei es nur 
ein Friseur, der einem nach ein 
paar Wochen die Haare schneidet. 

Standard: Ganz alltägliche Dinge 
also … 
Milev: Im Grunde genommen 
muss ein Auffanglager für Flücht-
linge all jene Möglichkeiten bie-
ten, die sich in informellen Sied-
lungen aller Art – so wie etwa in 

Slums – ganz von allein entwi-
ckeln, wenn man sie nur lässt. Die 
Erfahrung zeigt, dass diese Spiel-
räume extrem wichtig sind. 

Standard: Weil?  Weil?  W
Milev: Weil die Menschen ihre 
eigene Kreativität ausleben kön-
nen müssen, damit sie sich, wenn 
sie schon kein monetäres Kapital 
haben, zumindest auf ihr soziales 
und kulturelles Kapital stützen 
können, damit sie nach ein paar 
Wochen nicht durchdrehen und 
sich nicht gegenseitig umbringen. 
Die Pflege der Kultur, die Auf-Auf-Auf
rechterhaltung eines gewissen 
Alltags machen die Menschen 
psychisch immun. 

Standard: Haben  Haben  H Sie das 
Gefühl, dass diese Mindeststan-
dards in den Erstaufnahmezentren 
und Asylquartieren eingehalten 
werden? 
Milev: Da traue ich mir kein Urteil 
zu. In den Medien hat man diesen 
Eindruck jedenfalls nicht vermit-
telt bekommen. 

Standard: In  In  I Ihrem 
Buch „Emergency De-
sign“ schreiben Sie, 
dass gesicherte innere 
Wohnraumverhältnisse 
am Anfang aller Archi -
tektur- und Design- 
stra tegien stünden. Ab 
wann kann man von 
einem solchen gesicher-
ten inneren Wohnraum 
sprechen?
Milev: Sobald die Men-
schen einen Hauch von 
Hoffnung und Sicher-
heit spüren und an -
fangen, sich wohlzu-

fühlen. Dazu braucht es eigentlich 
gar nicht viel. Haben Ungarn, 
 Ö
gar 
 Ö
gar 

sterreich und Deutschland das 
bieten können? Da bin ich mir 
nicht sicher … 

Standard: Sind  Sind  S Ihnen positive Bei-
spiele für Notunterkünfte bekannt, 
wo es gelungen ist, rasch, billig, 
 effizient  effizient  e und dennoch hochwertig 
zu handeln? 
Milev: Da gibt es viele 
gute Beispiele. Ich 
denke etwa an den 
Wiederraufbau von 
New Orleans nach dem 
Hurrikan Katrina, an 
die Flüchtlingslager 
der UN, an ein Kunst-
projekt von Daniel 
Kerber in Saatari, das 
größte Flüchtlings-
camp der Welt, oder etwa an 
Flat Pack Shelter, den Ikea für die 
UNHCR entwickelt hat. Die Erfah-
rung ist da, das Know-how ist da, 
man soll die Menschen nicht 
unterschätzen. 

Standard: Es  Es  E gibt einige Unterneh-
men, die sich darauf 
spezialisiert haben, 
schnellen, kostengüns-
tigen, modular aufge-
bauten Wohnraum zu 
schaffen, der sich später 
sehr leicht für andere 
Nutzungen adaptieren 
lässt. Wäre das nicht 
nachhaltiger?
Milev: Ich finde es be-
eindruckend, wie sich 
hier im Laufe der 
Zeit ein eigener Markt-
zweig entwickelt hat. 
Nur  allzu verständlich! 
Die Anmietung von 

Con tainern ist ja auf Dauer auch 
nicht gerade billig. Und ich den-
ke, dass sich hier in den kommen-
den Jahren eine eigene neue In-
dustrie mit Mehrweghäusern und 
recycelbaren Einwegunterkünf-Einwegunterkünf-Einwegunterkünf
ten etablieren wird. 

Standard: Noch  Noch  N mehr, als das 
heute schon der Fall ist? 

Milev: Ja. Und zwar aus 
einem ganz einfachen 
Grund – weil der Not-
fall keine einmalige 
Sache mehr ist. Seit 
den Neunzigerjahren 
sind wir mit Naturka-
tastrophen und politi-
schen und wirtschaft-
lichen Desastern in 
einer wahrnehmbar 
erhöhten Frequenz 

konfrontiert. Notfälle und Emer-
gencies stehen mittlerweile auf 
der Tagesordnung. Wir bräuchten 
längst schon eine Industrie, die 
sich auf Container- und Zeltsied-
lungen spezialisiert, die auf 
Knopfdruck aufgebaut und akti-
viert werden können. 

Standard: Was  Was  W ist mit Immobilien-
leerstand? Laut einer Untersu-
chung der britischen Tageszeitung 
„The Guardian“ stehen in der EU 
mehr als elf Millionen Häuser 
und Wohnungen leer. Allein in 
Deutschland sind es über 1,8 Mil-
lionen ungenutzte Objekte. 
Milev: Das ist mehr, als ich zu 
 glauben gewagt hätte. Schwierig! 
Die Zurückhaltung von leerste-
henden Immobilien ist ein enor-
mes Pro blem der Kapitalgesell-
schaft.  Leider wird das Zurückhal-
ten der privaten Ressourcen umso 
stärker, je prekärer die Situation, 
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Kann Low-Budget-
Bauen auf die 
Schnelle auch 
würdig sein? 
In der roten 
Containersiedlung 
in Bremen-Walle 
haben die 
Architekten Feld-
schnieders+Kister 
auf die Wünsche, 
Anforderungen 
und alltäglichen 
Abläufe der 
Flüchtlinge 
reagiert. 180 
Menschen finden 
hier, gruppiert um 
eine Art Dorfplatz, 
ein temporäres 
Zuhause.

Yana Milev: 
„Alltagskultur ist 
extrem wichtig.“ 
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je größer die Krise ist. Bei den Pri-
vaten sehe ich also schwarz. 

Standard: Und  Und  U was ist mit der 
 öffentlichen  öffentlichen  ö Hand? Wäre es nicht 
volkswirtschaftlich sinnvoller, sich 
kurzfristig in diesen Leerstand ein-
zumieten, anstatt das Geld für 
Zelte und Container auszugeben? 
Lässt sich so ein System nicht ent-
wickeln? 
Milev: Theoretisch ist das möglich. 
Hier muss man an die politische 
Ebene sowie an die NGOs appel-
lieren. Doch praktisch halte ich 
die Aktivierung von Immobilien-
leestand für einen sehr langen, 
steinigen Weg. Leider. Der beste 
Ansatz wäre hier noch die Nut-
zung leerstehender Kasernen. 
 Davon gibt es in Österreich und 
Deutschland ja eine Menge. 

Standard: Abschlussfrage: Was ist 
Ihr Wunsch für hier und jetzt? 
Milev: Danke für diese Frage! Ich 
wünsche mir, dass wir uns auf -auf -auf 
raffen, die Institutionen – vor allem 
die politischen – zu übergehen, 
denn diese haben auf weiter Flur 
versagt. Wir müssen selbst losge-
hen und handeln. Jetzt sofort. Und 
wir müssen anfangen, Eigenkapital 
zu investieren. Und wenn es nur 
ein bisschen unseres Reichtums 
ist. Das ist unsere Verantwortung.  

Yana Milev, geboren in Leipzig, 
ist Kulturphilosophin, Soziologin und 
Kuratorin. Sie ist Forscherin am Seminar 
für Soziologie (SFS) sowie Dozentin an der 
School of Humanities und Social Sciences 
(SHSS) an der Universität St. Gallen. 2015 
gründete sie das Kypton3000 Institut für 
Gesellschafts- und Zukunftsforschung. 
2011 erschien ihr Buch „Emergency 
Design“ (Merve-Verlag).

Die deutsche Soziologin Yana Milev bMilev bMilev eschäftigt eschäftigt eschäftig sich mit Emergency Design, also mit Entwurfsstrategien in Zeiten der Krise. 
Gibt es die perfekte Notunterkunft für Flüchtlinge? Ja. Man muss nur die kulturellen Codes respektieren. 

Und wenn es nur ein Teppich ist 
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